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sabstimmung angenommen. 
13.12.1996 Ständerat. Das Bundesgesetz wird in der Schlussa­
bstrmmung angenommen. 
Bundesblatt 1996 V. 991; Ablauf der Referendumsfrist: 24. März 
1997 
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95.016 Güterkontrollgesetz 
Loi sur le contröle des biens 

Botschaft: 22.02.1995 (881 II, 1301 / FFII, 1251) 

Ausgangslage 

Das Güterkontrollgesetz ist als Rechtsgrundlage für die Kontrolle aller Güter mit liviler und militärischer 
Verwendungsmöglichkeit (doppelt verwendbare oder Dual-use-Güter) kontipiert. Demgegenüber bleibt die Kontrolle 
von Rüstungsgütern im Bundesgesetz über Jas Kriegsmaterial (siehe Geschäft 95.015) und die Kontrolle von 
eigentlichen Nukleargt.itern im revidierten Atomgesetz geregelt. 
Das vorliegende Gesetz soll es erlauben, bestehende Kontrollmassnahmen weiterzuführen und neue 
Kontrollmassnahmen einzuführen; sei es zur Durchführung von internationalen Abkommen. denen die Schweiz 
beigetreten ist, sei es zur Unterstützung völkerrechtlich nH:ht verbindlicher internationaler Vereinbarungen. an denen 
sich die Schweiz beteiligt. Im Zentrum der völkerrechtlich nicht verbindlichen Kontrollmassnahmen steht die 
Bewilligungspflicht für die Ausfuhr von Dual-use-Gütem. 
Die Stratbestimmungen sind mit dem Entwurf zum neuen Kriegsmaterialgesetz und mit dem revidierten Atomgesetz 
abgestimmt. Da die Bekämpfung der Proliferation nur in enger internationaler Zusammenarbeit erfolgreich betrieben 
werden kann. sieht der vorliegenden Entwurf die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden vor. 

Verhandlungen 

NR 
SR 
NR 
NR/ SR 

06.03.1996 
03.10.1996 
25.11.1996 
13.12.1996 

AB 1996, 131 
AB 1996, 826 
AB 1996, 1977 
Schlussabstimmungen ( 126:32 / 36:3) 

Im Nationalrat blieb die gesetzliche Verankerung der Exportkontrolle für Dual-use-Güter unbestritten. Unter diese 
Dual-use-Güter fallen nach dem vorgängigen Entscheid beim Kriegsmaterialgesetz auch die Pilatus-Flugzeuge. Nur mit 
dem Stichentscheid des Präsidenten wurde beschlossen, dass der Bundesrat die getroffenen Massnahmen dem Parlament 
zur Genehmigung vorlegen muss. 
Der Beschluss des Nationalrates hatte zur Folge, dass für die militärischen Trainingsflugzeuge keine 
Bewilligungskriterien mehr bestanden. Der Ständerat beschloss deshalb gegen den Widerstand von Schallberger 
(C, NW), der sich für die Nationalratsversion eingesetzt hatte, einen eigenen "Pilatus-Artikel". Der Entscheid fiel mit 22 
zu 21 Stimmen allerdings nur äusserst knapp aus. Der Bundesrat soll damit ermächtigt werden. den Export in Länder zu 
verbieten, die internationalen Embargos unterliegen. 
Der Nationalrat schloss sich in der Differenzbereinigung den Beschlüssen des Ständerates an, obwohl die Mehrheit der 
vorberatenden Kommission die Streichung der einzigen noch umstrittenen Bestimmung, des internationalen Embargos 
der Pilauts-Flugzeuge, beantragt hatte. 



95.016 Loi sur le contröle des hiens 
Güterkontrollgesetz 

Message: 22.02.1995 ! FF II. 125 l / B BI. 1301) 

Situation initiale 

La Ioi sur le controle des biens .:onstitue Ia base legale du contröle de tous !es biens a usagc civil et mditaire ( bicns a 
double usage ou biens «dual-use» ). Le contröle des biens d'armement. quant a lu1. reste du domaine de 1a 101 föderale sur 
le rnateriel de guerre ( cf. l'objet 95.015) et celui des biens nudeaires au sens propre, de la loi sur l'energie atom1que. eile 
auss1 rev1see. 
La presente loi doit donc permettre de continuer a appliquer les mesures de <.:ontröle a<.:tuclles et d'en introduire de 
nouvelles, en exe<.:ution tl'accords internationaux auxquels la Suisse a adhere ou en applicatton d'arrangements 
internationaux, non obligatoires du point de vue du droit international. auxquels la Suisse partt.:ipe. Le principal 
instrument des contröles non obligatoires en droit international est le rcgime du permis s'appliquant aux exportations de 
hiens a double usage. 
Les dispositions pcnales coincident avec celles du projet de nouvelle loi sur le materiel de guerre et avec celles de Ia loi 
revisee sur l'energie atomique. La lutte contre la proliferation n'ayant de chance d'aboutir que si eile est menee en etroite 
collaboration avec les autres Etats, lc projet presente prevoit la collaboration avec des autorites etrangeres. 

Deliberations 

CN 
CE 
CN 
CN /CE 

06.03.1996 
03.10.1996 
25. l l.l 996 
13.13.1996 

80 1996, 131 
80 1996, 826 
80 1996, 1977 
Votations finales ( 126:32 / 36:3) 

Le Conseil national a ete unanime a voter l'inscription dans la loi du contröle des exportations de biens a double usage 
(dans lesquels entrent notamment les avions Pilatus, conformement a une decision prise dans le cadre de la loi sur le 
materiel de guerre). Ce n'est qu'avec la voix preponderante du president qu'il a ete decide que le Conseil federal devait 
prealablement soumettre au Parlement les mesures qu'il entendait prendre dans ce contexte. 
Cette decision du Conseil national ayant debouche sur I' absence de criteres d' autorisation pour !es avions 
d'entrainement militaires, le Conseil des Etats a finalement decide, contre l'avis de Peter Josef Schallberger (C, NW), 
d'adopter un « article Pilatus» ad hoc. Cette decision, prise d'extreme justesse (par 22 voix contre 21), habilite le 
Conseil federal a interdire l'exportation de ces avions d'entrainement vers des pays soumis a un embargo de la part de Ja 
communaute internationale. 
Au cours de la phase d'elimination des divergences, le Conseil national s'cst rallie aux decisions du Conseil des Etats, 
bien que la maJorite de la commission chargee des deliberations ait propose d'abroger la seule disposition encore 
controversee sur I' embargo international des avions Pilatus. 
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Bonny Jean-Pierre (R, BE), Berichterstatter: Wir kommen 
nun zum «Zwilling» des Kriegsmaterialgesetzes - so möchte 
ich fast sagen. Hier war die Haltung der Kommission eindeu­
tig. Wir können Ihnen einstimmiges Eintreten der Kommis­
sion auf das Güterkontrollgesetz bekanntgeben. Ich hoffe, es 
bleibe auch im Plenum dabei. 
Das Güterkontrollgesetz ist das Bindeglied zwischen Atom­
gesetz und Kriegsmaterialgesetz und schliesst den Kreis der 
gesetzlich notwendigen Grundlagen für die Exportkontrollen 
strategisch heikler Güter. Die Revision des Atomgesetzes 
wurde bekanntlich von den Räten letztes Jahr verabschiedet. 
Es bildet die Grundlage für die Kontrolle aller spezifischen 
Nukleargüter. Die Kontrolle des Kriegsmaterials obliegt be· 
kann!lich - damit haben wir uns auseinandergesetzt - dem 
Kriegsmaterialgesetz. 
Das Güterkontrollgesetz ergänzt nun diese beiden Gesetze. 
Es soll die Kontrolle all jener Güter ermöglichen. die keine ei­
gentlichen Nukleargüter und auch kein Kriegsmaterial, je­
doch strategisch heikel sind, da sie sowohl zivil wie militä­
risch verwendet werden können. Es handelt sich um Mehr, 
zweckgüter oder, um es in gutem Deutsch zu sagen, um 
Dual-use-Güter. Wir haben es heute morgen gesehen: Der 
Konnex zwischen dem KMG und dem Güterkontrollgesetz 
besteht darin, dass jetzt jene Kategorien, die wir aus Artikel 5 
des ursprünglichen Entwurfes des Bundesrates ausge­
schlossen haben, unter das Güterkontrollgesetz fallen. Es 
handelt sich dabei um Güter, die weder Waffen noch Muni­
tion, noch Sprengmittel sind und die nicht spezifisch für die 
Kampf- oder Gefechtsführung konzipiert sind. Schon bisher 
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wurden diese Güter nicht mittels Kriegsmaterialgesetz kon­
trolliert sondern sie wurden bisher mittels Verordnung über 
die Güterausfuhr und die Güterdurchfuhr kontrolliert. Das war 
also eine Verordnung und nicht ein Gesetz. International sind 
wir zur Kontrolle dieser Güter verpflichtet. es steht uns jedoch 
!ret, jene Rechtsgrundlage als Kontrollbasis zu wählen, die 
wir für richtig halten. Jetzt haben wir also erstmals ein Gesetz 
und nicht mehr eine Verordnung. Damit sind auch das Mit­
sprache- und Mitentscheidungsrecht des Parlamentes ge­
währleistet. 
Das Güterkontrollgesetz ist aus Sicherheitsgründen und aus 
aussenpolitischen Gründen notwendig. Der Einsatz von Gift· 
gas im Krieg zwischen Irak und Iran, die irakischen Pro­
gramme für Massenvernichtungswaffen und die Ausrüstung 
dieses Regimes mit konventionellen Waffen haben der Welt­
öffentlichkeit die Bedeutung von Dual-use-Gütem zur Her­
stellung solcher Arsenale so drastisch wie nur möglich de­
monstriert. Dies hat dazu geführt, dass seit 1991 internatio­
nal grosse Anstrengungen unternommen werden, um die 
Lieferungen kritischer Dual-use-Güter und -Technologien zu 
kontrollieren und kritische Staaten am Erwerb solcher Güter 
zu hindern. 
Daran haben wir als Land sicher ein eminentes Interesse. 
Seither sind insgesamt vier internationale Kontrollregimes 
entstanden oder verschärft worden. Im Bereich der Massen­
vernichtungswaffen sind dies erstens die Gruppe der Nukle­
arlieferländer, zweitens die Australiengruppe zur Kontrolle 
von Dual-use-Gütern für 8- und C-Waffen und drittens die 
Raketentechnologie-Kontrollregimes. Ergänzt wurden diese 
Massnahmen neuestens durch ein Exportkontrollregime für 
konventionelle Waffen, das heute morgen im Zusammen­
hang mit dem «Pilatus-Entscheid» eine grosse Rolle spielte, 
nämlich das Wassenaar-Arrangement, das früher auch als 
«Neues Forum» bezeichnet wurde. 
Alle diese erwähnten Exportkontrollregimes verpflichten die 
beteiligten Staaten politisch, führen jedoch nicht zu völker­
rechtlich bindenden Verpflichtungen. Sie funktionieren ähn­
lich. Die Teilnehmer verpflichten sich, in den nationalen Ge­
setzen jene Massnahmen vorzusehen, die notwendig sind, 
um Lieferungen an kritische Endverwender in heiklen Staa­
ten ablehnen zu können. Die Kontrollen, die grundsätzlich 
gegenüber allen Nichtmitgliedstaaten angewendet werden, 
erfolgen dabei massgeblich aufgrund gemeinsam erarbeite­
ter und international harmonisierter Güterlisten. Zusätzlich 
dient ein periodischer Informationsaustausch zwischen den 
beteiligten Staaten dazu. kritische Staaten und Endverwen­
der zu eruieren. Lieferungen, die zur Entwicklung oder Her­
stellung von Massenvernichtungswaffen dienen können, 
werden verweigert. Gleichzeitig werden die Partnerstaaten 
über die Verweigerung orientiert und verpflichtet, diese Liefe­
rungen nicht selbst auszuführen. 
An den Exportkontrollregimes beteiligen sich heute praktisch 
alle wesentlichen Lieferländer namentlich der OECD. Dazu 
kommen solche aus der Dritten Welt. z. B. Südafrika. Brasi­
lien, Argentinien, und ehemalige Oststaaten. wie Russland, 
Ungarn, Polen und andere. 
Nebst diesen internationalen Kontrollmassnahmen bildet das 
neue Güterkontrollgesetz auch die Basis für die Exportkon­
trollverpflichtungen aus völkerrechtlich verbindlichen Verträ­
gen wie dem Chemiewaffenübereinkommen. 
Die Schweiz unterstützt die Anstrengungen der Staatenge­
meinschaft zur besseren Kontrolle von strategisch heiklen 
Gütern aktiv. Sie hat sich massgebend an der Verbesserung 
der Kontrolldispositive beteiligt. Unter anderem hat sie 1993 
sowohl oas Raketentechnolog,e-Kontrollreg,me - die Dele­
gation wurde von Botschafter Rolf Jeker vom Bawl geleitet -
als auch die Gruppe oer Nuklearlieferländer - Leiter war hier 
Professor Alec Jean Baer vom BEW - präsidiert. Ohne Gü­
terkontrollgesetz sino unsere Anstrengungen aucn auf die­
sem Gebiet in Frage gestellt. Ein Abseitsstehen der Schweiz 
wäre für die anderen Staaten unverständlich und würde dem 
Bild der Schweiz im Ausland schweren Schaden zufügen. 
Das Güterkontrollgesetz ist nicht nur ein Baustein in s1cher­
heits- und aussenpolitischer Hinsicht, es ist auch notwendig 
aus aussenwirtschaftlichen Gründen. da die Schweiz weit-
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weit einer der bedeutendsten Lieferanten von solchen Gütern 
ist. Für alle beteiligten Staaten ist es wichtig, dass ihre Wirt­
schaft gegenüber anderen Lieferländern nicht durch einsei­
tige Exportkontrollen benachteiligt wird. Auch dafür ist die in­
ternationale Harmonisierung von zentraler Bedeutung, da sie 
massgebhch zur Vermeidung von handelsverzerrenden 
Massnahmen beiträgt. 
Für die Schweiz ist diese Bedingung gewährleistet. da sich 
alle wichtigen Industriestaaten und eine Reihe weiterer Staa­
ten an den Exportkontrollen beteiligen. Umgekehrt können 
die beteiligten Staaten im Handel untereinander von Erleich­
terungen und Ausnahmen in den Exportkontrollverfahren 
profitieren. Da sich, wie erwähnt, alle wichtigen Handelspart­
ner der Schweiz an den Kontrollen beteiligen, hätte ein Ab­
seitsstehen Nachteile für unsere Industrie zur Folge, da sie 
nicht mehr von den erleichterten Kontrollverfahren profitieren 
könnte. 
Zu unterstreichen ist, dass das neue Güterkontrollgesetz 
keine neuen Verpflichtungen seitens der Exporteure einführt. 
Hingegen werden die verschiedenen historisch gewachse­
nen und auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen beruhen­
den Exportkontrollen vereinheitlicht und in einem einzigen 
Gesetz zusammengefasst. Damit erhöht sich auch die Trans­
parenz für den Exporteur. 
So kann die Verordnung vom 12. Februar 1992 über die Aus­
und Durchfuhr von Waren und Technologien im Bereich der 
ABC-Waffen und Raketen, die sogenannte ABC-Verord­
nung, die gestützt auf die Verfassung als Notrecht erlassen 
worden war, in ordentliches Recht übergeführt werden. 
Ein zweites Beispiel dieser Kompilation ist die auf dem Bun­
desgesetz über aussenwirtschaftliche Massnahmen beru­
hende Verordnung von 1993 über die Güterausfuhr und die 
Güterdurchfuhr, die im neuen Gesetz eine neue massge­
schneiderte Grundlage erhält. 
In bezug auf die Vereinheitlichung der Massnahmen seien 
die Güter für die Herstellung konventioneller Waffen erwähnt. 
Wie dies bereits in der ABC-Verordnung der Fall ist. wird ins­
künftig auch deren Ausfuhr abgelehnt werden können. Sol­
che Ausfuhrverbote können bis jetzt nur mit Hilfe von bundes­
rätlichen Verfügungen erlassen werden. 
Unser Kontrotldispositiv wird aber nicht nur durch die erhöhte 
Transparenz und die Vereinheitlichung gestärkt, das neue 
Gesetz sieht eine wesentliche Verschärfung der Sanktionen 
bei Widerhandlungen vor. Verstösse gegen das Güterkon­
trollgesetz können in Zukunft mit Zuchthaus bis zu 1 O Jahren 
bestraft werden - es tut mir leid, Herr Wiederkehr ist nicht da, 
vielleicht wird er sich wieder daran stossen. 
Überdies erleichtert die Verlängerung der gesetzlich vorge­
sehenen Verjährungsfristen die Verfolgung von Widerhand­
lungen. 
Mit der vorliegenden Vorlage schliesst die Schweiz alle noch 
bestehenden Lücken im Exportkontrollbereich für Dual-use­
Güter. dies in einem international harmonisierten Rahmen, 
so dass für unsere Exportindustrie keine Nachteile entste­
hen. 
Noch ein Wort zur verfassungsmässigen Grundlage, die 
auch umstritten war. Man kann auch über diese diskutieren, 
wie wir das beim KMG gemacht haben. Das Gesetz stützt 
sich auf die Organkompetenzen der Bundesbehörden in 
Artikel 85 Ziffer 6 und Artikel 102 Ziffern 8 und 9 der Bundes­
verfassung. Diese Zuständigkeit ist an sich nicht bestritten. 
Dennoch wurde vereinzelt die Frage gestellt. ob nicht aus fö­
deralistischen Gründen oder aus Gründen des Eingriffs in die 
Handels- und Gewerbefreiheit noch ein spezieller Verfas­
sungsartikel nötig wäre. Hier kann ich mich kurz fassen, in­
dem ich sage. dass wir wesentlich weiter gehende Gesetze 
auch auf diese Grundbestimmungen, auf die Organkompe­
tenzen in der Bundesverfassung, abstützen, und wenn sich 
z. B. das Aussenw1rtschaftsgesetz auf die gleiche Bestim­
mung abstützt. ist nicht einzusehen, weshalb wir hier beim 
Güterkontrollgesetz noch mehr verfassungsmass1ge Abstim­
mung brauchen. 
Die Kommission hat allerdings einen wichtigen Akzent ge­
setzt: Es ist klar. dass der Bundesrat auch durch dieses Ge­
setz nun grosse Kompetenzen bekommt, vor allem beim Ein-
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gehen von internationalen Vereinbarungen. Dort möchten wir 
ein ganz leichtes Korrektiv einführen. indem wir sagen - das 
ist jedenfalls die Auffassung der Mehrheit der Kommission; 
darüber werden wir bei Artikel 13 diskutieren -. dass Jene Lö­
sung beizubehalten ist. wie sie bereits bei Exportkontrollen 
gestützt auf das Aussenwirtschaftsgesetz gehandhabt wird. 
nämlich die nachträgliche Genehmigung der Verordnungen 
durch das Parlament. Hier müssen wir vom Parlament aus. 
bei aller Anerkennung der aussenpolitischen und aussenwirt­
schaftlichen Kompetenz des Bundesrates. in Notfällen eben 
doch eine gewisse Korrekturmöglichkeit haben. 
Ich bitte Sie im Namen der einstimmigen Kommission. auf 
das Güterkontrollgesetz einzutreten. 

Carobbio Werner (S, Tl), rapporteur: Personne ne peut con­
tester qua la dissemination des armes de destruction mas­
sive. les armes ABC et leurs vecteurs. represente une me­
nace pour la paix et la securite. 
Dans ce contexte. nous sommes confrontes a un probleme 
specifique. II y a des biens qui, normalement. servent pour le 
civil et qui peuvent etre detournes - et ils l'ont ete - de leur 
destination a des fins militaires. Vous savez aussi que, mal­
heureusement, la Suisse a souvent servi et sert encore de 
point de depart ou de transit non seulement pour le trafic in­
ternational d'armes, dont on v1ent de par1er, mais aussi pour 
l'exportation et le trafic de technologies, qui pourraient etre 
utilisees a des fins civiles ou encore pour la fabrication d'ar­
mes de destruction massive. Cette activite s'ajoute a la faci­
lite avec laquelle, du moins jusqu'ici, des prives peuvent 
acheter des armes en Suisse. Une teile situation demande 
des dispositions legales pour empecher. ou au moins limiter, 
de telles activites qui sont peu compatibles avec les principes 
de notre politique etrangere et de notre politique de securite. 
Dans cette optique, le Conseil federal a recemment propose 
de remanier fortement trois lois et d'en adopter une nouvelle. 
Prochainement, une loi sur les armes devrait, pour la pre­
miere fois au niveau federal, soumettre au contröle l'achat et 
la detention d'armes par des prives. En fevrier 1995, nous 
avons renforce les dispositions penales de la loi sur l'utilisa­
tion pacifique de l'energie atomique et la protection contre les 
radiations qui regle l'exportation des biens nucleaires propre­
ment dits. Trop d'exportations suisses ont contribue au pro­
gramme nucleaire irakien, il taut le rappeler. II y a un instant, 
nous avons mis sous toit, meme si nous avons affaibli le pro­
jet du Conseil federal, la loi sur le material de guerre qui regit 
les biens conyus specialement a des fins militaires. 
Comme quatrieme mesure, nous sommes aujourd'hui appe­
les a adopter une nouvelle loi sur le contröle des biens. qui 
reglera l'exportation des biens utilisables tant a des fins ci­
v1les que militaires. La nouvelle loi que le Conseil federal 
nous propose constituera donc la base legale du contröle de 
tous les biens a double usage. 
Deja en 1992, le Conseil federal avait edicte ce qu'on appelle 
l'ordonnance ABC. fondee directement sur l'article 102 de la 
constitution dont la validite echoira au plus tard le 31 decem­
bre 1995. 
La loi dont nous discutons aujourd'hui devra remplacer entre 
autres les mesures prevues par I' ordonnance qua je v1ens de 
citer. Elle constituera donc principalement un instrument des­
tine a la prevention de ta proliferation des armes ABC et des 
rnissiles. 
Mais la nouvelle loi ne se limitera pas seulement au contröle 
des biens a double usage destines aux armes ABC. Elle a 
aussi comme but de prevenir. notamment de la part de cer­
tains pays - on pourrait citer 1c1 !'Iran, !'Irak ou la Libye - l'ac­
cumulation de capacite m1tita1re, d'armes conventionnelles 
destabilisantes. Pour cela, eile prevoit de soumettre aussi au 
contröle tes biens a double usage qui peuvent servir au de­
veloppement, a la fabricat1on d'armes conventionnelles, a,nsi 
qua certains biens m11itaires specifiques. La nouvelle toi per­
rnettra encore de contröter les produ1ts ch1miques toxiques 
qui tombent sous le coup de la Convent1on sur les armes chi­
m1ques. 
La loi en discussion constitue un important instrument juridi­
que pour le contröte des biens a double usage. reglant dans 
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un seul texte une situation devenue insatisfaisante avec les 
annees, surtout pour l'industrie, du fait que toute une serie de 
prescriptions en matiere de contröle etaient et sont encore 
disseminees dans diverses lois et ordonnances. Mais efle 
constitue aussi un instrument qui sert a l'application des me­
sures de contröle prevues sur le plan international dans des 
convent,ons que la Suisse a signees et ratifiees. II s' agit no­
tamment de la Convention sur les armes chimiques deja rap­
pelee. La presente loi sur le contrOle des biens remplacera en 
particulier l'arrete federal du 7 novembre 1994, relatif a l'ap­
plication de ladite convention, qui est limite dans le temps. II 
s'agit aussi des arrangements du groupe des pays foumis­
seurs nucleaires, du Graupe cf Austrafie comme on l'appelle, 
dans te domaine des armes ABC et du regime de contrOle de 
la technologie des missites. arrangements qui ont pour but la 
non-dissemination des armes de destruction massive et de 
leurs vecteurs, et auxquels de plus en plus de pays donnent 
leur adhesion. 
La loi indique les mesures que Je Conseil federal pourra 
adopter par voie d'ordonnance. Dans ce sens. alle donne 
une !arge competence au Conseil federal pour appliquer les 
accords internationaux, a l'article 4, et, a l'article 5. pour sou­
tenir les mesures de contröle des exportations. 
Le principal instrument que la loi se donne est le regime du 
permis, notamment pour les exportations. Les mesures de 
contröle prevoient des prescnptions concernant la produc­
tion, l'entreposage et le transfert des biens ainsi que des 
prescriptions sur des inspections. Les biens relevant de la 
nouvelle loi figureront expressement sur une liste qui sera an­
nexee a l'ordonnance cfexecution de la loi. Oe plus, le Con­
seil federal sera egalement autorise a soumettre au regime 
du permis l'exportation de biens qui n'y figurent pas expres­
sement si ces derniers sont destines au developpement, a la 
production ou a l'utilisation d'armes de destruction massive. 
Le Conseil federal pourra en outre instituer, toujours par voie 
d'ordonnance, un contrOle sur l'utilisation finale. Le permis 
sera refuse lorsque l'activite envisagee contreviendra a des 
accords internationaux ou aux objectifs de mesures de con­
tröle non obligatoires en droit international. Plus coherent et 
plus transparent. le nouveau systeme de contrOle propose 
par le projet de loi en discussion sera plus facile a appliquer 
et a faire respecter. En outre, la nouvelle loi introduit une re­
glementation harmonisee sur le plan international. Tout cela, 
avec une serie d'allegements et d'exceptions - par exemple 
pour ce qui conceme !es licences generales d'exportation 
pour !es livraisons aux pays membres de tous les regimes in­
ternationaux de contrOle -, tient auss, campte des interets de 
l'industrie suisse d'exportation. 
En commission, il y a eu pratiquement unanimite sur la ne­
cessite de cette loi sur le contröle des biens, et l'entree en 
rnatiere n'a pas ete contestee. La saute discussion s'est de­
roulee autour d'une proposition concernant la question de la 
base constitutionnelle qui etait jugee insatisfaisante, en par­
ticulier en ce qui concerne les mesures de contröle non obli­
gatoires. Dans cette proposition, on mettait en discussion le 
rnanque de fondement constitutionnel qu1 empocherart l'ao­
plication interne de mesures internatronales non obligatoires, 
une these contestee par des avis juridiques. La loi sur le con­
tröle des biens repose sur la competence generale de la Con­
federation en matiere de relations exterieures et sur sa com­
petence en matiere de droit penal. Une nette majorite de la 
commission a suivi l'avis juridique de l'administration et ade­
cide de passer a l'examen de detail. C'est aussi ce que je 
vous propose de faire, en renvoyant au debat de detail l'exa­
men des diverses propositions. 

Haering Binder Barbara (S, ZH). Sprecherin der Minderheit: 
Ich werde sowohl zum Eintreten wie auch zum Minderheits­
antrag zu Artikel 1 sprechen, denn beide Fragen hängen zu­
sammen. 
Das Güterkontrollgesetz war ursprünglich als Ablösung der 
Notverordnung über ABC-Watten gedacht. Diese Verord­
nung über die Aus- und Durchfuhr von Waren und Technolo­
gien im Bereich der ABC-Watten und Raketen datiert vom 
Jahre 1992. Sie stützte sich - ohne gesetzliche Grundlage -
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direkt auf die aussenpolitische Generalklausel gemäss 
Artikel 102 Ziffern 8 und 9 der Bundesverfassung ab. Das 
Ziel ist die Kontrolle aller Güter mit ziviler und militärischer 
Verwendungsmöglichkeit. Im wesentlichen waren also die 
Massenvernichtungsmittel gemeint. 
Ein Weiteres: Das Güterkontrollgesetz nimmt in gewissem 
Sinn die Gesetzgebungsarbeit. die sich als dritter Absatz un­
serer Volksinitiative für ein generelles Waffenausfuhrverbot 
ergeben wird, vorweg. Das Güterkontrollgesetz ist ein inter­
national harmonisiertes Gesetz. Exporte werden nur verwei­
gert, wenn die beantragte Tätigkeit internationalen Abkom­
men oder den Zielen völkerrechtlich verbindlicher internatio­
naler Kontrollen nicht entspricht. Mit dem Güterkontrollgesetz 
können somit zurzeit Exporte lediglich in die vier Länder Irak, 
Iran, Libyen und Nordkorea verweigert werden. 
An sich wäre dies nichts Problematisches. Denn im Bereich 
der Massenvernichtungsmittel besteht eine verbindliche, 
eine bindende Zusammenarbeit der Staatengemeinschaft; 
eine Zusammenarbeit, an der sich die Schweiz im übrigen 
sehr aktiv und sehr engagiert beteiligt. Ich erinnere an die 
Auseinandersetzungen um die zeitlich ungebundene Verlän­
gerung des Atomsperrvertrags. Die Schweiz hat sich sehr 
lange gegen diese unbefristete Verlängerung eingesetzt, im 
Wissen darum, dass der Atomsperrvertrag die Privilegien der 
Atomwatten-Habenden gegenüber den Atomwatten-Nicht­
habenden zementiert. 
Das Problem liegt nun aber neu darin, dass Sie das Güter­
kontrollgesetz als «Fluchtweg„ aus dem Kriegsmaterialge­
setz missbraucht haben und dieses Gesetz nun für die Kon­
trolle von konventionellem Kriegsmaterial verwenden wollen, 
ohne dass es über die notwendigen Instrumente und Bewilli­
gungskriterien dazu verfügt. 
Auch die deutsche Gesetzgebung beispielsweise kennt die 
Aufteilung der Rüstungskontroffe in ein Kriegsmaterialgesetz 
mit einem relativ engen Kriegsmaterialbegriff und in ein Aus­
senwirtschattsgesetz, so, wie wir das jetzt hier haben. Aber 
das deutsche Aussenwirtschattsgesetz verfügt im Unter­
schied zum Güterkontrollgesetz über klare aussen- und in­
nenpolitische Bewilligungskriterien: «Rechtsgeschäfte und 
Handlungen im Aussenwirtschattsverkehr können beschränkt 
werden, um (1) die Sicherheit der BRD zu gewährleisten, (2) 
eine Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker zu 
verhüten oder (3) zu verhüten, dass die auswärtigen Bezie­
hungen der BRD erheblich gestört werden. Es können insbe­
sondere beschränkt werden: (1) die Ausfuhr oder Durchfuhr 
von Waffen, Munitionen und Kriegsgeräten .... » 

Unser Güterkontrollgesetz verfügt über keine entsprechende 
Bestimmung. Denn es war ursprünglich nur für den interna­
tional harmonisierten Verkehr mit Massenvemichtungsmit­
teln gedacht. 
Als Konsequenz Ihrer Anträge und Ihrer Beschlüsse im 
Kriegsmaterialgesetz beantrage ich deshalb, dass in 
Artikel 1 , im Zielartikel des Güterkontrollgesetzes. eine Er­
gänzung eingefügt wird, d. h., dass auch das Güterkontroll­
gesetz den Grundsätzen der Schweizer Aussenpolitik genü­
gen muss. 
Sie werden mir vorhalten, das sei systemw1drig, denn dieses 
Gesetz sei international harmonisiert. Diesen Systembruch 
haben aber Sie mit Ihren Beschlüssen zum Kriegsmaterial­
gesetz vorweggenommen. 

Tschuppert Karl (R, LU): Das Güterkontrollgesetz (GKG) ist 
sozusagen der kleine politische «Zwilling„ des Kriegsmateri­
algesetzes. Deshalb ist es für unsere Frak1ion logisch, auf 
den Gesetzentwurf einzutreten. Er erfüllt die sicherheitspoli­
tischen Ziele, die er erfüllen muss. Diese Ziele sind die Ver­
hinderung der Produktion und Weiterverarbeitung von Mas­
senvernichtungswaffen und die Verhinderung übermässiger 
Aufrüstung in Ländern, die dadurch in einem regionalen oder 
globalen Rahmen zu einer Gefahr werden. 
Die Erreichung dieser Ziele 1st dadurch gewährleistet. dass 
die Exportkontrollen 1nternat1onal breit abgestützt sind. Alle 
Industriestaaten sowie wichtige Oststaaten (Russland) und 
wichtige Entwicklungsländer, z. 8. Brasilien und Argentinien, 
nehmen an den internationalen Exportkontrollabmachungen 
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teil. infolge der internationalen Harmonisierung der Kontrol­
len gibt das GKG auch keinen Anlass zu Handelsverzerrun­
gen und einseitigen Benachteiligungen unserer Exportindu­
strie. Die Kontrollisten sind international abgestimmt. Die kri­
tischen Länder, nach welchen Exporte mit besonderer Vor­
sicht zu behandeln sind, werden ebenfalls durch einen 
internationalen Informationsaustausch eruiert. 
Das neue Gesetz bringt eine angemessene Rechtsgrundlage 
für die Regelung der Exportkontrollen von Dual-use-Gütern. 
Zudem löst es Notrecht ab, auf welches zurzeit die Verord­
nung über die Aus- und Durchfuhr von Waren und Technolo­
gien im Bereich der ABC-Waffen und Raketen (ABC-Verord· 
nung) abgestützt ist. 
Das neue Gesetz löst weiter verschiedene bestehende 
Rechtsgrundlagen ab, namentlich die auf das Bundesgesetz 
über aussenwirtschaftliche Massnahmen gestützte Verord­
nung über die Güterausfuhr und die Güterdurchfuhr. Zudem 
stellt es die Rechtsgrundlage für die Umsetzung des Chemie­
waffenabkommens dar. Durch diese Zusammenlegung ent­
steht mehr Transparenz. und sie macht die Anwendung auch 
für den Exporteur einfacher. 
Wir sind auch der Auffassung, dass die Verfassungsmässig­
keit gestützt auf die aussenpolitische Kompetenz knapp ge­
nügend ist. Wir haben ähnliche Situationen beim Bundesge­
setz über aussenwirtschaftliche Massnahmen sowie beim 
Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszusam­
menarbeit und humanitäre Hilfe. Wir haben es auch mit kei­
nem von der Verfassung nicht abgestützten Eingriff in die 
Handels- und Gewerbefreiheit zu tun. 
Problematischer ist die Situation bei den völkerrechtlich nicht 
verbindlichen internationalen Kontrollmassnahmen. Hier er­
warten wir zwei Dinge: 
1. Der Bundesrat darf nicht einfach irgendwelchen internatio­
nalen Kampagnen folgen, auch wenn einige besonders be­
flissene Länder dem Druck Irgendwelcher Friedens- oder 
Entwicklungshilfeorganisationen stattgeben. Auf diese Pro­
blematik werden wir künftig ein Augenmerk richten. 
2. Der Vollzug von völkerrechtlich nicht verbindlichen interna­
tionalen Kontrollmassnahmen sollte durch das Parlament 
nachträglich genehmigt werden. 
Heute morgen hat unser Rat entschieden, gewisse Güter aus 
dem KMG dem GKG zu unterstellen. Wir sind der Meinung, 
dass damit eine adäquate Kontrolle sichergestellt ist. Wir 
stellen uns entsprechend gegen Vorschläge - beispielsweise 
den Antrag der Minderheit Haering Binder -. die Entschei­
dungskriterien des Güterkontrollgesetzes auszuweiten und 
damit die Systematik dieses Gesetzes, d. h. die internatio­
nale Harmonisierung, aus den Angeln zu heben. 
Das neue Gesetz hat eine erhöhte präventive Wirkung, in­
dem u. a. auch höhere Strafen möglich werden. Dies ermög­
licht es zukünftig, Schuldige angemessen zu bestrafen. 
Nochmals unsere Meinung zur Entschädigungsfrage: Dem 
Exporteur kann man nicht die Verantwortung für politische 
Entwicklungen übertragen, aber er muss sich vermehrt der 
Problematik der Risiken bewusst werden. Aus diesem 
Grunde können wir auch die heute bestehende Praxis des 
Bundesrates akzeptieren, dass beim Rückzug von Bewilli­
gungen weiterhin keine Entschädigungen geleistet werden 
müssen. 
Schliesslich noch eine Bemerkung zur Amtshilfe und zum In­
formationsdienst, die Artikel 20 und 21. Für derart weitge­
hende Informationsbeschaffung und Informationsverteilung 
haben wir einmal eine PUK gehabt. Zudem ist eine Volksin­
itiative zu diesem Thema hängig. Wenn es aber offenbar um 
die richtigen Themen geht und nicht nur um den Schutz des 
eigenen Landes, smd solche Mittel erlaubt. 
In diesem Sinne beantrage ich Eintreten. 

Loretan Otto (C. VS): In der Eintretensdebatte zum Kriegs­
materialgesetz wurde von der CVP-Fraktion dargelegt, wie 
sie der Problematik im Zusammenhang mit dem Kriegsmate­
rial begegnen will. Dabei gilt, dass das Kriegsmaterialgesetz 
und das Güterkontrollgesetz als Einheit in engem sachlichen 
Zusammenhang zu betrachten sind. Beide Gesetzesnovellen 
können nur im Verbund als taugliche Lösung angesehen und 

damit im Vollzug wirksam umgesetzt werden. Wir sind auch 
bei diesem Gesetz der Auffassung, dass diese staatliche Re­
gelung im Spannungsverhältnis von Ethik, Sicherheit. Aus­
senpolitik, Wirtschaft und internationalem Recht zu beurtei­
len ist. Werden einerseits eigentliche Rüstungsgüter gemäss 
dem von unserem Rat genehmigten, restriktiven Kriegsmate­
rialbegriff gemäss Artikel 5 des Gesetzes kontrolliert. so un­
terliegen andererseits Nukleargüter dem revidierten Atomge­
setz. 
Dabei besteht nun ein potentiell «rechtsfreier Raum .. , oder 
zumindest besteht keine Regelung für die Güter mit sowohl 
ziviler als auch militärischer Verwendungsmöglichkeit, die 
sogenannten Dual-use-Güter, für Länder und nach Ländern. 
die nicht der gleichen Wertordnung verpflichtet sind wie un­
ser Land und in denen der rechtsmissbräuchliche Einsatz 
doppelt verwendbarer Güter sicher. wahrscheinlich oder zu­
mindest nicht ganz auszuschliessen ist. Der vorliegende Ent­
wurf schliesst diesen «rechtsfreien Raum» und schafft eine 
saubere Rechtsgrundlage, mit der die schwierige Materie, 
vorbehältlich griffiger bundesrätlicher Verordnungen, gere­
gelt werden kann. Dieses Ermächtigungsgesetz heischt aller­
dings vom Bundesrat eine besondere Aufmerksamkeit, um 
bei dieser heiklen Gratwanderung vielfältige zu berücksichti­
gende Interessen unter einen Hut zu bringen. Die politische 
Glaubwürdigkeit der Schweiz wird daran gemessen werden, 
wie sie die potentiell und konkret divergierenden Interessen 
prüft. ob sie sie angemessen berücksichtigt und wie sie ihre 
Politik in der Bewilligungspraxis der doppelt verwendbaren 
Güter in den dafür besonders anfälligen und sensiblen Län­
dern im Rahmen internationaler Abkommen oder völker­
rechtlich nicht verbindlicher Kontrollmassnahmen umsetzt. 
Die CVP-Fraktion begrüsst den Entwurf in seiner Gesamt­
heit. Er scheint uns ausgewogen. ist in sich kohärent und 
bringt Neuerungen, mit Ausnahme allerdings von Artikel 7 
Absatz 3 (neu) (= Antrag der Minderheit Sandoz Suzette), 
der nach unserer Meinung zu weit geht und einen System­
bruch darstellt. Nach dem Prinzip der Staatshaftung haftet 
der Staat für Schäden, die ein Beamter in seiner amtlichen 
Tätigkeit Dritten zufügt. Der Widerruf einer Bewilligung ist in 
der Staatshaftung nicht vorgesehen und ergäbe keinen Sinn. 
Was nach rechtsstaatlichen Grundsätzen entschieden, be· 
willigt oder widerrufen wird, kann eo ipso keine Schadener­
satzpflicht begründen. Die Exportkontrolle ergibt im Entwurf 
eine recht grosse, unternehmerische Verantwortung. Daran 
wollen wir uns halten. 
Die CVP-Fraktion wird für Eintreten stimmen. 

Hess Otto (V. TG): Das Güterkontrollgesetz bildet die 
Rechtsgrundlage für die Kontrolle von Gütern, die sowohl zi­
vil wie militärisch verwendet werden können. Es dient also 
zur Kontrolle doppelt verwendbarer Güter. 
Das Güterkontrollgesetz ermöglicht, bestehende Kontroll­
massnahmen weiterzuführen und, wenn notwendig, neue 
Kontrollmassnahmen einzuführen. 1992 hat der Bundesrat 
die Verordnung über die Aus- und Durchfuhr von Waren und 
Technologien im Bereich der ABC-Waffen und Raketen 
(ABC-Verordnung) erlassen. Diese Verordnung galt 
«längstens .... bis zum 31. Dezember 1995 .. (Art. 24 der Ver­
ordnung). 
Die Weiterverbreitung solcher Waffen bildet nach wie vor ein 
sicherheitspolitisches Problem. Wir von der SVP-Fra1ct1on ha· 
ben alles Interesse daran. dass diese Waffen einer Kontrolle 
unterstehen. Das Güterkontrollgesetz bildet die Rechts­
grundlage für alle Massnanmen. die seinerzeit in der ABC· 
Verordnung geregelt waren. 
Das Güterkontrollgesetz ist in der SVP-Fraktion gut aufge­
nommen worden. Wir teilen die Meinung, dass eine Kontrolle 
dieser Dual-use-Güter notwendig und sinnvoll ist. Wir be­
grüssen insbesondere, dass die Dual-use-Güter in einem se­
paraten Gesetz erfasst werden und die Trennung zwischen 
Kriegsmaterral und Gütern, die sowohl zivil wie militärisch 
verwendet werden können, auch von der Gesetzesstruktur 
her klar festgeschrieben wird. 
Die SVP-Fraktion ist für Eintreten. Sie macht aber die Zustim­
mung zu diesem Gesetzentwurf davon abhängig, ob die An-
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träge der Kommissionsmehrheit vom Rat angenommen wer­
den. Die einzige Ausnahme bildet der Artikel 7, wo es um die 
Entschädigung bei Widerruf einer Bewilligung geht. Hier 
stimmt die SVP-Fraktion dem Antrag der Minderheit Sandoz 
Suzette zu. 
Die grosse Diskussion in der SVP-Fraktion drehte sich um 
die Pilatus-Flugzeuge. Wir sind überzeugt. dass der Ent­
scheid, diese Trainrngsflugzeuge dem GKG zu unterstellen, 
richtig ist. Darüber sind wir froh. 
Wir sind für Eintreten und stimmen ausser bei Artikel 7 allen 
Anträgen der Kommissionsmehrheit zu. 

Hollenstein Pia (G, SG): Das Güterkontrollgesetz sollte den 
Bereich der Dual-use-Güter regeln, also jener Güter, die so­
wohl für den zivilen als auch für den militärischen Bereich 
verwendet werden. Mit der totalen Verwässerung des Kriegs­
materialgesetzes gestern und heute haben wir allerdings von 
dieser ursprünglichen Zielsetzung Abschied genommen. Im 
Güterkontrollgesetz geht es nicht um Verbote, sondern um 
Kontrollbestimmungen. Dass dabei die Grundsätze der 
Schweizer Aussenpolitik gewahrt werden müssen, sollte ei­
gentlich selbstverständlich sein und muss deshalb im Zweck­
artikel verankert werden. Die grüne Fraktion wird deshalb 
dem Minderheitsantrag Haering Binder zu Artikel 1 zustim­
men. 
Die Hauptkritik des Dual-use-Güter-Gesetzes liegt im unge­
nügend geltenden Bereich der Bewilligungsverweigerung. 
Die Schweiz möchte die Türe offenhalten, um an Länder wie 
die USA, Frankreich und Grossbritannien Güter zur Aufrü­
stung mit Atomwaffen und weitreichenden Raketen zu lie­
fern. Ich werde den diesbezüglichen Minderheitsantrag zu 
Artikel 6 Buchstabe c (neu) in der Detailberatung ausführli­
cher begründen. 
Es geht auch nicht an, dass der Bundesrat Massnahmen und 
Pflichten zur Unterstützung internationaler Kontrollmassnah­
men, die völkerrechtlich verbindlich sind, nur dann anordnen 
kann, wenn die wichtigsten Handelspartner der Schweiz die 
Kontrollmassnahmen ebenfalls unterstützen. Deshalb wer­
den wir jenen Minderheitsantrag ablehnen. 
In der Hoffnung, dass die Ratsmehrheit dem Minderheitsan­
trag zum VerbOt von Bewilligungen für Güter, die speziell 
der Entwicklung und Herstellung von Atomwaffen dienen, 
zustimmt, sind wir Gnünen für Eintreten auf den Gesetzent­
wurf. 

Borer Roland (F, SO): Die Fraktion der Freiheits-Partei wird 
geschlossen für Eintreten stimmen und dem Entwurf zum 
Güterkontrollgesetz zustimmen. sofern grossmehrheitlich die 
Anträge der Mehrheit angenommen werden. 
Den vorhin angekündigten Antrag der Minderheit Haering 
Binder, der weiter geht als das, was international notwendig 
ist und in Zukunft notwendig sein wird, werden wir selbstver­
ständlich ablehnen. 
Wir beweisen mit der Zustimmung zu diesem Entwurf zum 
Güterkontrollgesetz, dass wir bereit sind, im Bereich der Kon­
trolle von High-Tech-Material, von Dual-use-Gütem die inter­
nationalen Spielregeln einzuhalten. Wir wollen selbstver­
ständlich auch verhindern, dass Güter. die militärisch genutzt 
werden könnten, in Krisenregionen exportiert werden, und 
das sind heute die vorgängig erwähnten vier Staaten. 
Eine weiter gehende Einschränkung erachten wir im Moment 
als nicht nötig. Wir sind nicht irgendwelche Exoten, wie man 
uns zu erklären versucht, sondern wir richten unseren Ent­
scheid nach demjenigen der grossen Mehrheit der Staaten. 
Ich glaube, wir sind sicher nicht auf der falschen Seite, wenn 
wir darauf schauen, was international Usus 1st. 
Wir wollen aber mit dem Güterkontrollgesetz auch verhin­
dern, dass unsere Industrie am Schluss nur zuschauen kann, 
wie Länder, mit denen wir sonst enge wirtschaftliche Verbin­
dungen haben. in weitere Staaten Güter liefern können, und 
wir und unsere Arbeitnehmer die Nase an der Fenster· 
scheibe plattdrücken. Das ist nicht in unserem Interesse. und 
das sollte auch nicht im Interesse jener Kreise sein, die im­
mer und überall sagen, sie würden sich für die Arbeitnehmer 
einsetzen. 
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Grossmehrheitlich unterstützen wir die Kommissionsmehr­
heit bei den Änderungsanträgen. Ausnahme ist auch bei uns 
Artikel 7 Absatz 3 (neu), wo wir den Antrag der Minderheit 
Sandoz Suzette unterstützen. 
Gerade im Bereich der Dual-use-Güter. die sowohl militä­
risch als auch zivil genutzt werden können, erscheint uns der 
Antrag der Minderheit wichtig. Denken Sie daran: Es gibt 
sehr viele Exportbereiche für High-T ech-Güter, wo man nicht 
abschliessend und umfassend weiss, ob sie zivil oder militä· 
risch genutzt werden. Es ist für uns nicht verständlich, wenn 
ein Betrieb unverschuldeterweise plötzlich die Mitteilung er­
hält, dass er für optische Geräte oder für Geräte in einem an­
deren Bereich, der nicht unbedingt dem militärischen allein 
zugeordnet werden kann, die Exportbewilligung nicht be­
kommt. Eine Firma muss ein gewisses Risiko, das entsteht -
oft geht es ja nicht nur um kleine Beträge, sondern um höhere 
Summen -, abdecken können. Artikel 7 Absatz 3 erscheint 
uns hier fast wichtiger als beim KMG. 
Im übrigen gratulieren wir dem Departement und den zustän­
digen Bundesstellen für die Erarbeitung dieses Gesetzent­
wurfes. Es ist ein Entwurf zu einem Gesetz, das das reguliert. 
was reguliert werden muss. Es ist nicht ein Entwurf zu einem 
Gesetz, das das reguliert, was die Linken auch noch zusätz­
lich regulieren möchten. 

Sandoz Suzette (L, VD): Vous avez sans deute constate, en 
ecoutant le rapporteur de langue franc;:aise, qu'il y avait eu, en 
commission, un long debat. passionnant d'ailleurs, sur la 
constitutionnalite de la loi en question. Oh, vous me direz: 
«La constitutionnalite. arretez de nous ennuyer avec cette 
question!» II se trouve, ma foi. que dans un Etat de droit, il 
n'est pas totalement indifferent qu'une loi ait une base cons­
titutlonnelle. II se trouve aussi que le groupe liberal considere 
que la constitution est vraiment a la base de toute la demo­
cratie, puisque la constitution doit etre votee automatique­
ment par le peuple et les cantons, ce qui n'est pas, vous le 
savez, le cas des lois. Par consequent. on ne saurait repro­
cher a un groupe politique de se preoccuper de la constitu­
tionnalite des lois. 
Or, si vous regardez le preambule de ladite loi. vous verrez 
avec interet qu'il y est fait reference a l'article 64bls de la 
constitution. Pas de problemes, c'est la competence en ma­
tiere penale, c;:a va de soi! L'autre competence «constitution­
nelle" invoquee, c'est la «competence de la Confederation 
en matiere de relations exterieures». Et c'est la que le groupe 
liberal a f'intention d' attirer votre attention sur un point delicat. 
Regardez le message, page 50 pour la version franc;:aise, 
chiffre 6. Ou'est-ce qu'on vous dit sur la constitutionnalite? 
Quelques lignes, dans lesquelles on se contente, pour justi­
fier la competence invoquee, de se referer a d'autres lois 
dans lesquelles on s'etait simplement contente de cette com­
petence. Mais une erreur ne justifie evidemment pas les 
autres. 
On nous a eile, en commission, quelques auteurs a l'appui de 
cette competence tacite de la Confederatron en relation avec 
sa competence etrangere. Si on avait cite ces auteurs aux 
passages corrects, et non aux passages faux, on aura1t cons­
tate qu'ils disaient exactement ce que defend le groupe libe­
ral, a savoir que la competence de la Confederation en ma· 
tiere etrangere ne donne pas a celle-ci une competence nou­
velle sur le plan constitutionnel interne. II est vrai que, lorsque 
la Confederation a signe et ratifie un traite. en general avec 
l'approbation de ce Parlament, elle peut invoquer, si eile n'a 
pas eu le temps d'adapter la constitution. la competence ge­
nerale de police, pour prendre les mesures necessa1res pour 
adapter 1a convention en dro1t interne. 
Nous l'avons fa1t d'ailleurs tout recemment en ce qu1 con­
ceme la Convent1on sur les armes chimiques, pour laquelle 
nous avons vote un arrete federal de portee generale, qui est 
valable precisement jusqu'a l'entree en v1gueur de la loi dont 
nous nous occupons maintenant. Mais cette 101 apporte une 
restriction a la liberte du commerce et de l'industne. restnc­
tion dont, je m'empresse de le dire, le groupe liberal ne con­
teste pas le bien-fonde. Or, cette restriction doit avotr un fon­
dement dans la constitution, comme il y a l'article 41 de la 
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constitution comme fondement pour les restrictions en rela­
tion avec le materiel de guerre. La restriction pour !es biens a 
double usage. c'est la necessite d'un permis. 
II serait donc indispensable - et c'est la raison du projet de 
contre-projet que vous avait propose le groupe liberal - d'in­
troduire prealablement dans la constitution une disposition 
sur le contröle des biens a double usage avant que d'elaborer 
une 101. Si vous regardez la loi qui nous est soumise et qui, 
au demeurant. est en general bien faite - 11 ne s'agit pas de 
contester le contenu meme de cette loi, entendez-le bien. 
mais il y a a ce propos un probleme de pnncipe extremement 
important -. vous verrez qu'elle prevoit d'appliquer !es mesu­
res obligatoires et !es mesures non obligatoires. Or. le mes­
sage nous dit qu'il n'y a qu'un seul traite que nous ayons a 
appliquer pour l'instant: mesures obligatoires, c'est le traite 
sur les armes chimiques. Et ce traite sur les armes chimi­
ques, nous avons prevu de l'appliquer par l'arrete federal de 
portee generale deja vote. Pour les mesures non obligatoi­
res, il serait indispensable d'avoir une disposition constitu­
tionnelle expresse. Et les mesures non obligatoires concer­
nent l'article 2 alinea 2, l'article 5, l'article 6 lettre b. 
Le groupe liberal avait a coeur de rappeler que !es lois do1-
vent avoir une base constitutionnelle. Considerant toutefois 
que cette toi est un element de complementarite indispensa­
ble de la loi sur le material de guerre, le groupe liberal se con­
tentera de s'abstenir au vote d'entree en matiere. mais il sou­
haite que dorenavant la constitutionnalite des lois seit mieux 
etudiee. 

Dünki Max (U, ZH): Sie haben es einige Male gehört: Das 
Güterkontrollgesetz steht bekanntlich in einem engen Zu­
sammenhang mit dem Bundesgesetz über das Kriegsmate­
rial. Die Beschlüsse beim letzteren Geschäft sind nicht in al­
len Teilen so verlaufen, wie wir es uns gewünscht hätten. An­
lässlich unserer Fraktionssitzung haben wir beschlossen, 
den Entwurf zum Güterkontrollgesetz zu unterstützen. 
Nachdem Sie nun beschlossen haben. die Pilatus-Flugzeuge 
nicht mehr dem KMG zu unterstellen, haben wir uns noch 
einmal gefragt, wie wir uns verhalten sollen. Die Entschei­
dung ist gefallen; als gute Demokraten akzeptieren wir sie. 
Wir treten trotz dieses Entscheids, der nach unserem Dafür­
halten «ein Schönheitsfehler» ist. auf den Entwurf zum Gü­
terkontrollgesetz ein. 
Unsere Stellungnahme lautet zusammenfassend - ich gebe 
sie jetzt bekannt, damit ich bei den einzelnen Anträgen nicht 
noch einmal reden muss-: Wir unterstützen aus der heutigen 
Sicht die Minderheitsanträge zu den Artikeln 5 und 6. Wir leh­
nen aber den Minderheitsantrag Sandoz Suzette bei Artikel 7 
entschieden ab, welcher verlangt, dass bei Widerruf einer 
einmal erteilten Bewilligung seitens des Bundes eine ange­
messene Entschädigung ausgerichtet werden soll. 
Es wirkt schon etwas komisch, wenn bei dieser Gelegenheit 
wiederum diejenigen Leute, welche den Grundsatz «Mehr 
Freiheit, weniger Staat» vertreten. hier ein unternehmeri­
sches Risiko auf Staatskosten abdecken wollen. Wer be­
wusst ein Risiko eingeht, soll dafür die Verantwortung über­
nehmen. Wenn wir den beantragten Absatz 3 in das Gesetz 
aufnehmen, schaffen wir bestimmt «ein Fass ohne Boden ... 
Die verlangte Regelung könnte zu leichtfertigem Handeln An­
lass geben. Unsere arg angeschlagene Bundeskasse ist 
nicht dazu da, Fehlspekulationen abzudecken. Bei Lieferun­
gen, Waffenausfuhren usw., muss auch der Unternehmer 
grösste Vorsicht walten lassen. 
Bei Artikel 13 können wir den einen oder den anderen Min­
derheitsantrag unterstützen, Je nachdem, welcher obenauf 
schwingt. Der Bundesrat soll die Räte lediglich über die von 
ihm getroffenen Massnahmen orientieren. Die Kommissions­
mehrheit will hier bewusst die Kompetenzen der Exekutive 
und der Legislative vermischen. Der Mehrheitsantrag 1st 
nach unserem Dafürhalten ein Misstrauensvotum gegenüber 
dem Bundesrat. der auch in den nächsten Jahren - ich sage 
es nochmals - sicher mehrheitlich aus bürgerlichen Mitglie­
dern zusammengesetzt sein wird. Wir haben doch keinen 
Grund. dem Bundesrat im voraus das Vertrauen zu entzie­
hen. In diesen Fragen hat er bisher immer im Interesse unse-
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res ganzen Landes gehandelt. Wenn er dies nicht tut. dann 
haben wir wirklich die falsche Dame und die falschen Herren 
gewählt. 
Wir sind für Eintreten in dieser Form, wir werden aber das 
Endprodukt wieder einer Überprufung unterziehen und uns je 
nach dem Befund in der Schlussabstimmung verhalten. 

Steffen Hans (-, ZH): Ich spreche zu dieser Gesetzesvor­
lage 1m Namen der Gruppe der Schweizer Demokraten. 
Beim Studium der Unterlagen stellte ich mir die Frage, ob 
Bundesrat und Parlament für die Behandlung dieses Ge­
schäftes den richtigen Zeitpunkt gewählt haben. Wenn ich an 
die beiden vorangehenden Vorlagen denke, mag dies zutref­
fen. Auch mit Blick auf die am 31. Dezember 1995 ausgelau­
fene ABC-Verordnung. welche sich durch grosszügige Inter­
pretation von Artikel 102 Ziffern 8 und 9 direkt auf die Bun­
desverfassung stützt. erscheint der Zeitpunkt als nchtig ge­
wählt. 
Nun ist uns aber bekannt. dass im Rahmen des sogenannten 
«Neuen Forums» Verhandlungen im Gange sind. deren Aus­
gang noch ungewiss ist. Wir können also durchaus darüber 
diskutieren, ob es nicht besser gewesen wäre, mit der vorlie­
genden Gesetzgebung so lange zuzuwarten, bis konkrete 
Resultate der obenerwähnten Verhandlungen vorliegen. 
Für sein Vorgehen liefert der Bundesrat die Begründung indi­
rekt selber. Er schuf unseres Erachtens ein nAnpassungsge­
setz» an international bestehende und «kommende» Rechts­
normen. Dabei - das ist verständlich - möchte der Bundesrat 
natürlich gerne möglichst autonom handeln können, indem er 
das Gesetz so konzipiert, dass er ohne Mitsprache des Par­
lamentes das Gesetz ergänzendes Verordnungsrecht erlas­
sen könnte. Bei internationalen Abkommen, welche von der 
Schweiz ratifiziert werden müssen, ist die Mitsprache des 
Parlamentes ohne Zweifel gewährleistet. Anders ist es bei in­
ternationalen Kontrollmassnahmen, die der Bundesrat auch 
ausserhalb völkerrechtlicher Verpflichtungen unterstützen 
will. Hierzu wünscht sich der Bundesrat freie Hand durch eine 
Delegation der Rechtsetzungsbefugnis vom Parlament an 
ihn. 
Mehrheitsanträge zu den Artikeln 5 und 13 grenzen aller­
dings diese Ermächtigung ein: Artikel 13 stutzt dem Bundes­
rat insofern die Flügel, als das Parlament - nach der Bericht­
erstattung zur Aussenwirtschaftspolitik über getätigte Mass­
nahmen gemäss Artikel 5 - entscheiden kann, ob diese 
Massnahmen in Kraft bleiben oder aufgehoben werden soll­
ten. 
Auch ich habe Vertrauen zum Bundesrat. aber ich bin Parla­
mentarier, und ich möchte nicht unbedingt Kompetenzen 
leichtfertig an den Bundesrat abtreten. 
Bei Artikel 7. welcher den Widerruf von Bewilligungen regelt, 
werde ich die Minderheit Sandoz Suzette unterstützen. Diese 
Ergänzung ist notwendig und beruht auf dem Grundsatz von 
Treu und Glauben. Wird ein Bewilligungsinhaber durch einen 
Widerruf geschädigt und ist dies nicht durch sein fehlerhaftes 
Verhalten begründet, dann muss der Bund eine angemes­
sene Entschädigung leisten. 
Diesem «Anpassungsgesetz» an internationale Abkommen 
und völkerrechtlich nicht verbindliche. internationale Kontroll­
massnahmen. wie ich es bezeichnen möchte. kann von uns 
Schweizer Demokraten nur zugestimmt werden. wenn die 
Anträge der Mehrheit in der Detailberatung bei den Artikeln 5 
und 13 obsiegen. Übrigens: Die Einschränkung der bundes­
rätlichen Befugnis beruht auf der Tatsache. dass der Bun­
desrat nicht Regierung, sondern Exekutive ist. 

Banga Boris (S. SO): Durch den vorliegenden Entwurf wer­
den Güter, die sowohl für zivile als auch für militärische 
Zwecke verwendet werden können - neudeutsch Dual-use­
Güter genannt-. abgedeckt und Kontrollmassnahmen unter­
stellt, seien es nun Waren. Technologien oder auch Soft­
ware. 
Speziell drei Gründe sprechen fur die Notwendigkeit dieses 
Gesetzes: 
1. Es dürfte auch in diesem Hause allseits unbestritten sein, 
dass das sicherheitspolitische Umfeld nicht nur die Kontrolle 
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der militärischen, sondern auch der Dual-use-Güter verfangt. 
Mit dem Ende des kalten Krieges und der Auflösung des Co­
com hofften ia viele, nur noch einer friedlichen Welt zu be· 
gegnen. in der keine Exportkontrollen mehr notwendig sein 
würden. Viele Länder sind aber dabei oder beabsichtigen, 
sich mit Massenvemichtungsm1tteln auszurüsten. Mit der 
Atomisierung der ehemaligen Sowjetunion und der damit ein­
hergehenden Instabilität kann es nun aber geschehen, dass 
Technologien freigegeben werden. deren Verbreitung über­
haupt nicht mehr kontrollierbar ist. 
2. Im Bereich der Güterkontrolle fanden internationale Ent­
wicklungen statt. denen sich die Schweiz angeschlossen hat. 
Erinnern Sie sich: Nach dem Krieg zwischen Iran und Irak ge­
lang es verständlicherweise schnell, das Chemiewaffenab­
kommen abzuschliessen. Vielleicht werden auch die Ver­
handlungen über das Neue Forum, die Nachfolgeorganisa­
tion des Cocom. erfolgreich enden. womit dann auch die Her­
stellung konventioneller Waffen abgedeckt wäre. 
3. Mit den beiden Gesetzen besitzen wir eine klare Abgren­
zung der Rechtsgrundlagen für die Kontrolle von militärisch 
bzw. zivil oder militärisch verwendbaren Gütern. Im weiteren 
soll darauf verzichtet werden, auf fragwürdiger Notrechtsba­
sis zu handeln. 
Ich möchte mich zur Verfassungsmässigkeit dieses Geset­
zes nicht mehr äussem. Die verschiedenen Interventionen 
von Kollegin Sandoz - sie ist nicht mehr hier - bringen mich 
dazu. zu überlegen, ob wir nicht endlich einen Verfassungs­
gerichtshof brauchen. Ich komme mir vor wie in einer Diskus­
sionsrunde von Nichtschwimmern, die über das Turmsprin­
gen reden. Wir wissen am Ende doch nicht, wer jetzt recht 
hat. 
1 . Mit dem Güterkontrollgesetz besitzen wir ein Ermächti­
gungsgesetz für den Bundesrat, sich an internationalen Ak­
tionen zu beteiligen. Ich persönlich habe, Herr Bundespräsi­
dent, grosses Vertrauen in den Bundesrat. Abgesehen da­
von, möchte ich mich nicht in die Exekutivgewalt einmischen. 
2. Zusätzlich wird eine internationale Harmonisierung ange­
strebt. 
3. Mit der Einführung der Endverwendungskontrolle wird eine 
Flexibilität erreicht, womit pro futuro keine endlosen bürokra­
tischen Listen mehr erstellt werden müssen. 
Ich ersuche Sie deshalb im Namen der SP-Fraktion, auf 
diese Vortage einzutreten. 

Fritschi Oscar (R, ZH): Obwohl wir mit dem GKG im Unter­
schied zum bloss revidierten KMG der Gesetzessammlung 
ein weiteres neues Opus anfügen und ein zusätzliches Re­
gelwerk schaffen, ist das GKG von seiten der FDP-Fraktion 
grundsätzlich unbestritten. Abgesehen davon, dass wir durch 
die vorgängige Beratung des KMG das GKG mit zusätzli­
chem Inhalt gefüllt haben, sprechen aus FDP-Sicht folgende 
drei Gründe für dieses Gesetz: 
1. Eine klare gesetzliche Grundlage ist vor allem deshalb er­
wünscht, weil Regeln ohnehin schon bestehen. Sie sind aller­
dings derzeit auf mindestens zwei Verordnungen verstreut, 
von denen sich eine zudem nicht auf ein Gesetz, sondern di­
rekt auf die aussenpolitischen Kompetenzen des Bundesra­
tes in der Bundesverfassung abstützt. Mit dem GKG für die 
doppelt verwendbaren Güter als drittem Mosaikstein neben 
dem KMG für das reine Kriegsmaterial und dem Atomgesetz 
für die Nuklearwaffen erhalten wir eine logisch bündige Re· 
gelung ohne Schlupflöcher. 
2. Die Erfassung der Dual-use-Güter ist wichtiger geworden, 
wobei wir weniger an den konventionellen Bereich denken 
als vielmehr beispielsweise an Geräte, die zur Herstellung 
von biologischen und chemischen Waffen dienen können. In 
diesem Sektor der Massenvemichtungsmittel ist zudem die 
Tendenz unverkennbar, dass neue Länder daran sind, sich 
auszurüsten. Das wird durch den Umstand begünstigt, dass 
nach dem Zerfall der Sowietunion Technologien gewisser· 
massen herrenlos geworden sind. Sie werden nicht mehr 
kontrolliert und drohen, in andere Länder abzuwandern. 
3. Die Schweiz soll die Möglichkeit erhalten, internationalen 
Entwicklungen und Vereinbarungen Rechnung zu tragen. 
Auch wer nicht der Meinung ist, unser Land habe auf dem 
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Gebiet der Abrüstung Vorleistungen zu erbringen, wird aner­
kennen, dass international abgesicherte Kontrollen und Ein­
schränkungen im sicherheitspolitischen Interesse unseres 
Kleinstaates liegen. 
Der Hinweis auf die internationale Dimension des Gesetzes 
leitet allerdings zu zwei Bemerkungen über. wo wir Grenzen 
sehen. 
1. Zum einen legt die FDP-Fraktion Wert darauf. dass das 
Gesetz zwar die Voraussetzungen zu schaffen hat. um inter­
nationale Verpflichtungen einzuhalten. dass es aber nicht als 
Grundlage dienen soll. der Schweiz die Rolle eines interna­
tionalen Vorreiters und Musterknaben zuzuweisen. Die Si­
cherungen, welche die Kommissionsmehrheit zu diesem 
Zweck in Artikel 5 bei der Unterstützung internationaler Kon­
trollmassnahmen und in Artikel 13 bei der Mitwirkung der 
Bundesversammlung eingefügt hat. sind deshalb nach unse­
rer Auffassung unabdingbar nötig. 
2. Das Gesetz lässt dem Bundesrat einen sehr grossen 
Handlungsspielraum, wenn es ihm beispielsweise die Kom­
petenz erteilt, zur Unterstützung internationaler Kontroll­
massnahmen, die völkerrechtlich zudem nicht verbindlich 
sind, Bewilligungspflichten einzuführen und Überwachungs­
massnahmen anzuordnen. Etwas überspitzt formuliert 
könnte da durch irgendeine internationale Konferenz eine 
Grundlage geschaffen werden, aufgrund welcher - gestützt 
auf seine aussenpolitischen Kompetenzen gemäss Verfas­
sung - der Bundesrat ohne besondere Gesetzesgrundlage 
Massnahmen und Pflichten einführen kann. Hier scheint uns 
eine gewisse Vorsicht angebracht. was in jedem Fall bedeu­
tet. dass die von der Kommissionsmehrheit eingefügte Kom­
petenz der Bundesversammlung, die Entscheide des Bun­
desrates hinterher allenfalls zu korrigieren. stehenbleiben 
sollte. 
In diesem Sinne beantragen wir Eintreten auf die Vorlage. 

Delamuraz Jean-Pascal, president de la Confederation: Les 
titres sont tellement brefs, Monsieur le President du Conseil 
national, vous le savez vous-mäme, qu'on las deguste 
d'autant plus. 
J'aimerais vous dire qua la loi que le Conseil federal vous 
presente, conformement a ce qu'en ont dit las rapporteurs 
de la commission, permettra plus de transparence dans le 
domaine parfois pointu de l'exportation de biens a double 
usage. Elle facilitera Ja täche notamment des exportateurs, 
qui verront dorenavant plus clair en ce domaine qu'avec le 
systeme actuel. Jusqu'a maintenant. on a adapte ponctuel­
Jement notre legislation contenue dans la loi sur le material 
de guerre, qua vous avez fondamentalement revue hier et ce 
matin, dans la Joi sur !es mesures economiques exterieures 
et enfin sur cette fameuse ordonnance sur l'exportation et le 
transit de marchandises et de technologies ayant trait aux 
armes ABC et aux missiles (ordonnance ABC). Je pense 
qua le systeme qua nous vous proposons permettra, encore 
une tois, d'y voir plus clair et de fixer mieux les responsabi­
lites. 
La loi a ete conyue comme un rnstrument qui sert a appliquer 
des mesures de contrOle harmonisees sur le plan internatio­
nal. Certaines de ces mesures ont ete stipulees par des ac­
cords internationaux de desarmement. ratifies par la Suisse. 
et qui sont une obligation de droit international. Je pense. par 
exemple, a la Convention sur les armes chim1ques. D'autres 
sont prevues par des reg1mes 1nternat1onaux de contröle des 
exportations auxquels la Suisse participe et qu'elle s'est en­
gagee politiquement a soutenir. 
Je dirai a M. Stetten sur ce point qua les negociations au nou­
veau Forum - desormais appele „Arrangement de Wasse­
naar .. - sont bei et bien terminees pour la phase de definition 
des principes. Je peux dire encore a M. Stetten que le resul­
tat de cet1e negociation est sans contradiction avec les dis­
positions du pro1et de loi qua nous vous proposons. La loi. on 
l'a rappele a plusieurs reprises. est une loi potestative. «ein 
Ermächtigungsgesetz». indiquant des mesures qua 1e Con­
seil federal pourra arräter par voie d'ordonnance pour appli­
quer ces accords et ces regimes 1nternationaux lorsque 
ceux-ci en viennent a changer. 
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Continuer a respecter nos obligations et nos engagernents 
internationaux dans le dornaine du contröle des exportations. 
apporter notre contribution a la prevention de la dissernina­
tion des armes ABC et a l'accumutation de capacites militai­
res conventionnelles qui seraient destabilisantes et qur me­
naceraient ta paix et la securite regionale et internationale. 
mettre en place des conditions-cadres qui ne nuisent pas a la 
competitivite legitime de notre 1ndustrie d'exportation. votla 
qui constitue le noyau et la base de cette 101. 
II vous 1nteressera peut-btre de savoir que. apres !es delibe­
rations qua vous avez eues a propos de la loi sur le material 
de guerre. les biens militaires suivants sont consideres 
comme des biens rnilitaires specitiques qui seront englobes 
par notre loi: systernes de surveillance, equipements d'ob­
servation, rnateriels pour la construction de ponts militaires, 
parachutes. equipements de protection contre les etfets des 
armes. equipernent de protection ABC, simulateurs mili­
taires destines a l'instruction, et puis les PC-7 et !es PC-9 
merne avec plus de deux «hard points», et las machines 
pour la fabrication, le contröle et l'entretien de materiels de 
guerre. 
Je termine par quelques reflexions sur la constitutionnalite. 
Entreprendre une discussion sur la constitutionnalite avec 
Mme Sandoz Suzette, c'est un peu cornme si une equipe de 
football de 4e ligue avait l'audace de livrer un match au 
charnpion suisse. Je vais tenter de m'y livrer cependant avec 
la conscience aigui. Madame, de t'humili!e de ma condition 
et des limites de mon petit savoir. 
Sachez cependant que le Conseil federal tout d'abord est 
apte et habilite a presenter une teile loi sur la base de la com­
petence qui est la sienne en matiere de relations exterieures. 
La doctrine et la pratique attribuent en effet a la Confedera­
tion une competence generale en matiere de relations exte­
rieures. Cette competence generale tacite va au-dela de la 
competence explicite - je suis tres heureux qua vous etes 
deja convaincus. mais Mme Sandoz ne l'est pas encore taut 
a fait; ators, perrnettez-moi de continuer dans un silence reli­
gieuxl - qui lui est devolue par l'article 8 de la constitution et 
lui perrnet de conclure des traites de droit international avec 
les Etats etrangers dans tous les domaines d'activite de 
l'Etat. Et puisque les mesures de la loi dont nous discutons 
maintenant sont deterrninees par la pofitique de securite et 
qu'elles relevant de la solidarite internationale - domaines 
qui sont couverts par les articles 85 chiffre 6 et 102 chiffres 8 
et 9 de la constitution en liaison avec l'article 8 - cela ne ne­
cessite pas de bases constitutionnelles specifiques. 
D'autre part, l'atteinte portee par cette loi a la liberte de com­
rnerce et d'industrie ne necessite pas une base constitution­
nelle explicite. La competence de la Confederation en ma­
tiere de relations exterieures suffit en effet a justifier une res­
triction de la liberte de comrnerce et d'industrie. 
Je vous remercie d'entrer en rnatiere. J'interviendrai a nou­
veau au cours de l'examen de detail pour des contestations 
ou des propositions qui ont ete faites dans ce debat d'entree 
en matiere par l'un ou l'autre d'entre vous. Ce sera en parti­
culier le cas aux articles 6 et 7. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die Kontrolle zivil und militärisch 
verwendbarer Güter 
Lol federale sur le controle des biens utillsables a des 
fins civiles et milltaires 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesgesetz über die Anwendung internationaler Mass­
nahmen zur Kontrolle zivil und militärisch verwendbarer Gü­
ter sowie besonderer militärischer Güter 

ntre 
Proposition de la commission 
Lot federale sur l'application des mesures internationales de 
contröle des b1ens utilisables a des !ins civ1les et militaires et 
des biens m1lita1res specifiques 

Angenommen - Adopte 

Ingress 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Preambule 
Propos1t1on de la commission 
AdMrer au proJet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
. ... verwendbare Güter), sowie besondere militärische Güter 
zur Durchführung .... 
Minderheit 
(Haering Binder. Hollenstein, Meier Hans. Tschäppät, Züger) 
.... Kontrollmassnahmen und zur Wahrung der Grundsätze 
der Schweizer Aussenpolitik zu kontrollieren. 

Art. 1 
Proposition de /a commission 
Majorite 
. ... double usage) et les biens militaires specifiques. 
Minorite 
(Haering Binder, Hollenstein, Meier Hans, Tschäppät, Züger) 
.... vise, an vue d'appliquer des mesures internationales de 
contröle et de garantir les principes fondamentaux de la poli­
tique exterieure suisse. a contröler les biens .... 

Bonny Jean-Pierre (R, BE), Berichterstatter: Die Kommis­
sion hat den Antrag Haering Binder mit einer klaren Mehr­
heit - bei 5 Gegenstimmen - abgelehnt. Es geht um den 
Zusatz "···· zur Wahrung der Grundsätze der Schweizer 
Aussenpolitik ...... . 
Wir müssen die Funktion dieses Gesetzes sehen: Es ist kein 
autonomes Gesetz, sondern es sollen internationale Verein­
barungen und Konventionen vollzogen werden. Deshalb dür­
fen wir in diesem Gesetz nicht den Eindruck erwecken. als ob 
wir in jedem Fall souverän entscheiden könnten. 
In diesem Sinne bitte ich Sie. den Minderheitsantrag Haering 
Binder abzulehnen. 

Carobbio Werner (S, Tl), rapporteur: Cornrne vient de le dire 
le rapporteur de langue allemande, en ce qui conceme la pro­
position de la minorite, la discussion porte sur la question de 
savoir s'il taut ajouter a l'article 1 er le rappel aux principes fon­
damentaux de la politique exterieure suisse dont le Conseil 
federal do1t tenir campte dans l'application de la loi. Comme 
on l'a deja dit dans le debat d'entree en matiere. cette loi a 
ete conc;:ue pour creer une base legale permettant de respec­
ter les normes internationales des diverses conventions que 
la Suisse a souscrites. C'est donc dans ce cadre que la loi doit 
etre appliquee, et c'est sur la base de cette consideration que 
la majorite tres nette de la commission est d'avis qu'il ne taut 
pas faire cette reference aux principes tondamentaux de la 
politique exterieure car alle introdu1t un element different d' ap­
plicalion de la 101 oar rapport au cadre general. 
Au nom de la ma1onte de la comm1ss1on, Je vous invite donc 
a en rester au texte propose par la ma1orite. c'est-a-dire au 
pro1et du Conseil federal. Quant a moi. pour rester coherent 
avec la pos1tion que j'ava,s pnse en son remps lors des dis­
cussions en commission, je voterai la prooos,tion de minorite. 

Oelamuraz Jean-Pascal. president de la Confederation: Tres 
brievement, la prise en campte de la proposition de la m1no­
rite, c'est-a-dire l'inscription des principes de notre politique 
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etrangere dans le texte formal de la loi, pourrait nous amener, 
paradoxalement. a refuser I' exportation de biens destines bei 
et bien a des fins civiles. Cela serait certainement un «Allein­
gang» helvetique! La consequence en serait qu'il faudrait in­
terdire a certains pays, notamment a des pays en developpe­
ment, l'acces a la technologie civile de pointe. Un tel boule­
versement de la logique et de l'economie de la loi n'est pas 
heureux. 
Je vous invite donc a voter la proposition de la majorite de la 
comm1ssion. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

88 Stimmen 
54 Stimmen 

.... Güter und für besondere militärische Güter. die Gegen­
stand .... 
Abs. 2 
.... Güter und welche besonderen militärischen Güter, die 
Gegenstand .... 
Abs. 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 2 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.. .. double usage et les biens militaires specifiques qui font .... 
Al. 2 
.... double usage et les biens militaires specifiques qui, 
faisant .... 
Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. tbis (neu) 
Als doppelt verwendbare Güter gelten Güter, die sowohl für 
zivile als auch für militärische Zwecke verwendet werden 
können. 
Abs. tter (neu) 
Als besondere militärische Güter gelten Güter, die für militä­
rische Zwecke konzipiert oder abgeändert worden sind, die 
aber weder Waffen, Munition, Sprengmittel noch sonstige 
Kampf- oder Gefechtsführungsm1ttel sind. 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 3 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. tbis (nouveau) 
Par biens a double usage, on entend les biens utilisables a 
des fins aussi b1en civiles que militaires. 
Al. 1 ter (nouveau) 
Par biens militaires specifiques. on entend les biens qui ont 
ete specialement conc;us ou modifies a des fins militaires. 
mais qui ne sont pas des armes. des munitions. des explosifs 
militaires ni d'autres moyens de combat ou pour la conduite 
du combat. 
Al. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Proposition de la commission 
Adherer au pro1et du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 2 (neu) 
Mehrheit 
Er darf die Massnahmen und Pflichten nur anordnen, wenn 
die wichtigsten Handelspartner der Schweiz die Kontroll­
massnahmen ebenfalls unterstützen. 
Minderheit 
(Haering Binder. Carobbio, Hollenstein. Meier Hans) 
Ablehnung des Antrages der Mehrheit 

Art. 5 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 2 (nouveau) 
Ma/orite 
II peut ordonner les mesures et obligations uniquement si les 
principaux partenaires commerciaux de la Suisse soutien­
nent egalement las mesures de contröle . 
Minorite 
(Haering Binder, Carobbio. Hollenstein, Meier Hans) 
Rejeter la proposition de la majorite 

Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Haering Binder Barbara (S, ZH), Sprecherin der Minderheit: 
Dieser kleine Antrag ist in Analogie zum Minderheitsantrag 
bei Artikel 1 zu sehen. Im Moment. wo wir das Güterkontroll­
gesetz nicht mehr nur für Massenvemichtungsmittel verwen­
den, sondern auch zur Kontrolle von konventionellen Kriegs­
materialien, müssen wir einen Spielraum für aussenpoliti­
sche Bewilligungskriterien, für Kriterien der schweizerischen 
Aussenpolitik, haben und können uns nicht nur auf die inter­
national harmonisierten Bestimmungen abstützen. 
In Analogie zum Minderheitsantrag bei Artikel 1 bitte ich Sie 
deshalb, diesen Antrag der Minderheit zu unterstützen. 

Bonny Jean-Pierre (R, BE). Berichterstatter: Die Kommis­
sion hat mit klarer Mehrheit, nämlich mit 16 zu 5 Stimmen bei 
3 Enthaltungen, den Antrag Haering Binder und damit auch 
den ursprünglichen Entwurf des Bundesrates abgelehnt. 
Wenn ich mich recht erinnere. hat der Bundesrat der Kom­
missionsmehrheit schliesslich ebenfalls beigepflichtet. 
Bei Artikel 5 Absatz 2 wollen wir, dass der Bundesrat die ent­
sprechenden Massnahmen und Pflichten nur anordnen darf, 
wenn die wichtigsten Handelspartner der Schweiz die Kon­
trollmassnahmen ebenfalls unterstützen. Hier wollen wir also 
das Prinzip der gleich langen Spiesse einführen. Ich glaube. 
das spricht für sich. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzu­
stimmen. 

Carobbio Werner (S, Tl). rapporteur: La proposition de la m1-
norite est la conseQuence de la decision prise par une large 
rnajorite de la commission d'a1outer l'alinea 2 (nouveau) a 
l'article 5 du projet du Conseil tederal. 
La propos1tion de la ma1orite de la commission est en part1e 
acceptable. ma1s superflue, car. comme 1e v1ens de le dire a 
propos de l'article 1 er, c'est ctair: c'est toute la 101 qui va dans 
ce sens. Son application est liee strictement a des mesures 
de contröle decidees dans le cadre des regimes internat10-
naux de contröle des exportations auxquels la Suisse parti-
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cipe. En general, les principaux partenaires commerciaux de 
la Suisse sont aussi membres de ces regimes internationaux 
et appliquent ces mesures de contr61e. Donc, l'alinea 2 (nou­
veau) ne fait que confirmer, renforcer. peut-etre de fa9on plus 
declamatoire que juridiquement necessaire, cette disposition 
de la loi et de t'art1cla 5. 
La minorite, dont je suis, est de l'avis qu'il n'est pas neces­
saira d'ajouter une dispos1tion qui ne change pas le fand de 
l'article 5 du projet du Conseil federal. 
Je vous inv,te, au norn de la ma1orite de la commiss1on, a vo­
ter contre la proposition de la mmorite. Quanta mo,, evidem­
ment. je me prononcerai en faveur de la propos1t1on de la m1-
norite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Einleitung, Bst. a 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Bst. b 

84 Stimmen 
57 Stimmen 

b. völkerrechtlich nicht verbindlichen internationalen .... 

Bst. c (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderneit 
(Hollenstein, Dünki, Ruf, Tschäppät) 
c. der Entwicklung und der Herstellung von Atomwaffen und 
deren Trägersystemen dient. 

Art. 6 
Proposition de Ja commission 
lntroduction, Jet. a 
Adherer au projet du Conseil federal 
Let. b 
b. aux mesures de contröle .... 

Let. c (nouvel/e) 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Hollenstein, Dünki, Ruf, Tschäppät) 
c. si eile sert au developpement et a la fabrication d'armes 
nucleaires et de leurs vecteurs. 

Einleitung, Bst. a. b - lntroduction, !et. a, b 
Angenommen - Adopte 

Bst. c - Let. c 

Hollenstein Pia (G, SG), Sprecherin der Minderheit: Unser 
Zusatzantrag fordert, dass eine Ein-. Aus-, Durchfuhr oder 
Vermittlung von Gütern dann verboten 1st, wenn diese - hören 
Sie richtig zu - der Entwicklung und der Herstellung von Atom­
waffen und deren Trägersystemen dienen. Darum geht es hier. 
Ohne diesen Zusatz im Gesetz kann die Schweiz Bewilli­
gungsgesuche zum Güterexport, welcher spezifisch zur 
Atomwaffenproduktion dient, nicht ablehnen. Deshalb ist 
diese Bestimmung wichtig. 
Bekanntlich drängen immer mehr Staaten dazu, eigene 
Atomwaffen zu entwickeln. Ein aktuelles Beispiel dafür sind 
etwa Indien und Pakistan, die gemäss verschiedenen Quellen 
eine regionale Vormachtstellung auch mit derartigen Massen­
vernichtungswaffen anstreben. Gleichgültig, ob Atomwaffen 
auch tatsächlich eingesetzt werden, das Risiko einer kriege­
rischen oder terroristischen Verwendung bleibt. Zudem be­
deutet diese Hochtechnologie enorme finanzielle Aufwen­
dungen für die ohnehin tiefverschuldeten Länder des Südens. 
Auch wenn gemäss dem Atomwaffensperrvertrag der Export 
von Nukleartechnologie in solche Länder nicht zulässig wäre, 
kann es nicht im Interesse der Schweiz sein, die Atomrüstung 
der bestehenden Atommächte zu unterstützen, wie sie der 

Atomwatfensperrvertrag und der vorgeschlagene Entwurf 
zum Güterkontrollgesetz zulassen. Nur ein umfassendes 
Verbot kann eine Garantie dafür sein, dass sich die Schweiz 
nicht wissentlich oder unwissentlich zur Komplizin der nu­
klearen Aufrüstung macht. Auch wenn andere Länder die 
Güterausfuhr zur Herstellung von Atomwaffen und deren 
Trägersystemen erlauben, würde es der Schweiz gut anste­
hen, diesen Unsinn nicht zu ertauben. Ohnehin kann die ato­
mare Bewaffnung langfristig keine Perspektive sein. Die 
Schweiz muss daher das ihre dazu beitragen, dass das Ende 
dieser Technologie der Massenvernichtung möglichst schnell 
erreicht werden kann. 
Ich bitte Sie daher, dem Zusatzantrag der Kommissionsmin­
derheit zuzustimmen und ein Handelsverbot für diese Güter 
zu unterstützen. 

Bonny Jean-Pierre (R, BE), Berichterstatter: Die Kommis­
sion hat über den Antrag, der hier von der Minderheit über­
nommen worden ist, diskutiert und ihn mit 11 zu 7 Stimmen 
bei 1 Enthaltung abgelehnt. 
Es gibt einen Hauptgrund für diese Ablehnung: Mit der For­
mulierung, wie sie die Minderheit Hollenstein in Artikel 6 
Litera c vorschlägt, würden wir über die internationalen Ver­
pflichtungen hinausgehen. Das ändert den Charakter dieses 
Gesetzes. Es stört auch dessen Systematik. 
Ich bitte Sie, auch in diesem Fall konsequent zu bleiben, im 
Rahmen der internationalen Vereinbarungen zu bleiben und 
deshalb den Antrag der Minderheit abzulehnen. 

Delamuraz Jean-Pascal, president de la Confederation: Je 
vous recommande de suivre ici la proposition de la majorite 
de la commission. 
Je dis tout d'abord que le Conseil federal se rallie a la forrnu­
lation qua la commission a trouvee, qui differe legerernent, a 
la lettre b, de la version du Conseil federal. Cela n'est pas irn­
portant. Ce qui est plus significatif, c'est la proposition de la 
minorite d'introduire une lettre c a l'article 6. Je vous propose 
de la combattre pour deux raisons: 
1. La livraison n'est pas interdite par le droit international; par 
consequent, on irait, avec une teile disposition, au-dela de 
nos obligations, au-dela de nos engagements internationaux. 
2. Cet «Alleingang» qui ne nous rapporterait rien du tout 
pourrait, dans un certain nombre de cas, faire une victirne, et 
cette victirne ne peut etre que l'industrie de ce pays, la pro­
duction de ces biens dans notre pays et le nombre d'ernplois 
qua les entreprises qui s'y consacrent sont capables d'entre­
tenir. 
Je crois que le jeu n'en vaut pas la chandelle et que, reelle­
ment, la propos1tion de la ma1orite de la commission est taut 
a fait suivable. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 3 (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 

80 Stimmen 
54 Stimmen 

(Sandoz Suzette, Bonny, Borer. Cincera, Fehr Lisbeth. Frit­
schi, Han, Hess Otto, Pini, Savary) 
Muss die Bewilligung aus Gründen widerrufen werden. für 
die der Bewilligungsinhaber nicht einzustehen hat, so leistet 
ihm der Bund eine angemessene Entschädigung für den aus 
dem Widerruf erwachsenen Schaden .• 

Art. 7 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Al. 3 (nouveau) 
Majorite 

N 141 

Rejeter la proposition de la minonte 
Minorite 
(Sandoz Suzette, Bonny, Borer, Cincera, Fehr Lisbeth, Frit­
schi, Hari, Hess Otto, Pini, Savary) 
Si un permis doit ätre retire pour des motifs auxquels le be· 
neficiaire est etranger, la Confederation versa a ce dern1er 
une indemnite equitable pour les dommages resultant du re­
tra1t. 

Sandoz Suzette (L, VD), porte-parole de la minorite: Vous 
constatez que cette proposition de la minorite, qui aborde un 
point dont nous avons deja parte ce matin, est cette fois une 
proposition de tres grande minonte parce qu'il y a en realite 
une difference importante entre la loi sur le material de guerre 
et la loi sur le contrOle des biens. 
Mais avant d'attirer votre attention sur cette difference, Je 
voudrais lever un malentendu qu'il y a peut-etre eu ce matin. 
Le rapporteur de langue aflemande, M. Bonny, a dit qu'il y 
avait un probleme en retation avec la loi sur la responsabilite 
de la Confederation, des membres de ses autorites et de ses 
fonctionnaires. En realite. celle-ci, dont il ne s'agit pas ici, pre­
voit une indemnite lorsqu'il y a eu un acte contraire au droit 
accompli par l'Etat. 
II ne s'agit pas du tout de cela ici: la revocation du permis est 
tout a fait legale. La question qui se pose est de savoir si, 
quand cette revocation intervient de maniere legale, celui qui 
pätit de cette revocation, alors qu'il avait pu avoir confiance 
dans le permis. a droit ou n'a pas droit a une indemnite. II 
s'agit donc bien d'un probleme tout a fait different, et sans 
base legale, il n'est, en effet, pas possible d'accorder une in­
demnite. 
La difference fondamentale qu'il y a entre la loi de ce matin 
et celle sur le contröle des biens, c'est que la loi sur le mate­
rial de guerre etait une loi entierement imperative. On pouvait 
dire - ce n'etait pas l'avis de la minorite - qu'il y a vraiment 
des risques que les fabricants d'armement connaissent et 
qu'ils prennent. 
lci, on nous a dit tout a l'heure. et c'est juste, que la loi sur le 
contröle des biens est une loi essentiellement potestative. Le 
permis peut ätre retire, si vous lisez l'article 7, lorsque !es 
conditions de l'article 6 ne sont plus remplies, c'est-a-dire 
lorsque les conditions de l'octroi du permis ne sont plus rem­
pties. Dans les conditions d'octroi du permis, il y a la confor­
mite a des mesures non obligatoires que la Suisse prendrait 
en fonction de ses relations internationales. Comment vou­
lez-vous que, de bonne foi. quelqu'un pu1sse savoir a 
l'avance quelles pourraient etre !es mesures non obligatoires 
qui seraient prises? II y a a nouveau un probleme fondamen­
tal de bonne foi que nous devons prendre en consideration. 
Encore une fois, nous souhaitons que le Conseil federal 
prenne les mesures indispensables pour atteindre nos buts 
de politique de securite et pour obtenir le respect de nos en­
gagements surle plan international, mais ces mesures gene­
rales n'ont pas a etre prises au detriment d'une petite catego­
rie de personnes qui ont engage des fonds et pris des enga­
gements importants. 
Ces mesures doivent etre payees par l'ensemble de la collec­
tivite. C'est la raison pour laquelle la tres forte minorite de la 
commission vous demande d'introduire dans la loi sur le con­
tr61e des biens la meme indemnite que celle que nous trou­
vons dans la loi sur l'energie atomique, qui est d'ailleurs une 
loi complementaire a la loi sur le contröle des biens. 

Marti Werner (S, GL): Ich beantrage Ihnen. dem Antrag der 
Minderheit nicht zu folgen und der Fassung von Kommis­
sionsmehrheit und Bundesrat zuzustimmen. 
Frau Sandoz, Sie haben in einem Punkt recht: Die Situation 
jetzt ist nicht genau gleich wie heute vorm1ttag. Heute vormit­
tag ging es um die Frage, ob der entsprechende Schaden zu 
ersetzen sei, wenn eine zweite Bewilligung nicht erteilt wird. 
Hier geht es um einen Widerruf einer erteilten Bewilligung. 
Aber der Grundsatz ist genau der gleiche. Im Grundsatz geht 
es um die Frage, wer das Risiko trägt. Das Risiko in diesem 
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Geschäft hat nicht der Staat zu tragen, das Risiko hat der Un­
ternehmer zu tragen. Der Staat muss doch nicht ein Risiko für 
veränderte Verhältnisse tragen. 
Stellen Sie sich vor: Der Staat erterlt in gutem Glauben eine 
Bewilligung, und jetzt ändern sich die Verhältnisse. ohne 
dass er hierfür irgend etwas kann. Muss er 1etzt das Risiko für 
diese Veränderung tragen, weil ein privater Unternehmer ge­
arbeitet hat? Wenn Sie jeweilen den freien Markt predigen -
ich spreche alle an. welche diesen Minderheitsantrag unter­
schrieben haben-. lassen Sie den freien Markt spielen, und 
tragen Sie auch die entsprechenden Risiken! In diesem 
Punkt ist die Situation Jetzt genau gleich wre heute morgen, 
und es rechtfertigt sich keine Differenzierung gegenüber dem 
Entscheid von heute morgen. 
Noch ein Zweites an Sie. Frau Sandoz. als Rechtsprofesso­
rin: Sie haben uns einen Vorschlag unterbreitet, der mehr 
Fragen offenlässt, als er beantwortet. Sie sprechen von einer 
angemessenen Entschädigung. Wer setzt schlussendlich die 
angemessene Entschädigung fest? Wie gross ist der Spiel­
raum? Sie sprechen von Schaden, Frau Sandoz. Welchen 
Schaden meinen Sie? Meinen Sie das positive Vertragsinter­
esse, meinen Sie das negative Vertragsinteresse? 
Das einzig Richtige, was Sie in dieser Situation machen kön­
nen: Lehnen Sie auch in diesem Falle den systemwidrigen 
«Gummiartikel» ab! 

Präsidentin: Die CVP- und die FDP-Fraktion lassen mittei­
len, dass sie die Mehrheit unterstützen. 

Dreher Michael (F, ZH): Ich bin schon erschrocken über die 
Moral, die heute aus den Voten der sozialistisch-kommunisti· 
sehen Fraktion spricht. Der Unternehmer hat, das ist richtig, 
das Risiko dafür zu tragen, dass er mit seinen Entscheiden 
am Markt richtigliegt. Wenn er für den Markt Achtzylindermo­
toren entwickelt und der Markt nur Vierzylindermotoren nach­
fragt, dann bleibt er auf seinen Achtzylindermotoren sitzen -
da kann mir wohl jeder folgen -; dann hat der Unternehmer 
den Markt falsch beurteilt. 
Anders ist es aber, wenn er im Vertrauen darauf, dass ihm 
der Staat eine Bewilligung für ein Exportgeschäft erteilt, ein 
Produkt entwickelt und dieses Produkt verkaufen will und ihm 
der Staat dann sagt: «Nein, die Verhältnisse haben sich ge­
ändert; du bleibst jetzt auf deinem Produkt sitzen: du kannst 
das, was du im Vertrauen auf die erteilte staatliche Bewilli­
gung entwickelt hast. verschrotten; du kannst deine Arbeiter 
entlassen; deine Aktionäre sollen in die Röhre gucken.» Sein 
Gewinn wäre dahin. und damit das positive wie das negative 
Interesse. 
Die Minderheit Sandoz Suzette hat mit ihrem Antrag das ein­
zig und allein Korrekte gemacht: Der Staat hat - wie bei der 
Regelung in Deutschland - dafür geradezustehen, dass ein 
Unternehmer zumindest das negative Interesse vom Staat 
vergütet erhält, wenn er im Vertrauen auf eine erteilte Bewil­
ligung entsprechende Aufwendungen hätte. Ich habe absolut 
kein Verständnis dafür, dass es Leute gibt, die bei Aufwen­
dungen, welche aufgrund einer staatlichen Erlaubnis ange­
fallen sind. von einer «Privatisierung» des Risikos reoen kön· 
nen. 
Herr Marti, wollen Sie mit Ihrer hochstehenden Moral den Un­
ternehmer zur Wahrsagerin schicken? Soll er bei Frau Teis­
sier ein astrologisches Gutachten darüber einholen, wie sich 
die politische Lage im nächsten Jahr mutmasslich entwickeln 
wird, bevor er die Produktion aufnimmt? 
Es ist absolut absurd, was man in dieser Sache hört. Ich bitte 
Sie, den Minderheitsantrag Sanooz Suzette unbedingt zu un­
terstützen. 

Bonny Jean-Pierre (R. BE). Berichterstatter: Nach dem Vo· 
turn von Kollege Dreher habe ich beinahe ein schlechtes Ge· 
wissen. Ich möchte immerhin festhalten, dass ich nicht Mit­
glied der "soz1alistisch-kommun1stischen Fraktion» bin. 
Trotzdem werde ich Ihnen hier mitteilen müssen, dass die 
Kommission mit knapper Mehrheit. es waren 11 zu 10 Stirn· 
men, beschlossen hat. den Antrag Sandoz Suzette abzuleh· 
nen. 
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Es ist ganz klar. es war ein knapper Entscheid. Die Gründe 
die Frau Sandoz angeführt hat, gilt es zu respektieren. aber 
es gibt auch Gegenargumente. Ich möchte mich auf drei kon­
zentrieren: 
1. Zuerst einmal an die Adresse von Frau Sandoz: Wir haben 
uns heute morgen nchtig verstanden. ich sehe die Nuancen, 
die es zwischen der Regelung im Kriegsmaterialgesetz und 
1ener im Güterkontrollgesetz gibt. Eines bleibt aber: die Re­
gelung 1m Verantwortlichkeitsgesetz, wo festgehalten 1st 
dass nur bei widerrechtlichen Handlungen eine Verantwort­
lichkeit des Bundes entsteht Das ist eine Tatsache. Natürlich 
wäre es auf Gesetzesebene möglich, im Güterkontrollgesetz 
eine Lex spec1alis zu machen. Lex-specialis-Abweichungen, 
divergierende Regelungen. sollte man aber ohne Not nicht 
machen. 
2. Ich muss hier doch an die klassische und bedauerliche Si­
tuation, wo ein Widerruf erfolgen kann, erinnern: wenn eine 
Bewilligung erteilt wird und es im nachhinein eine Embargo· 
situation gibt. wo der Bundesrat sagen muss- wie das im Fall 
Irak während des Golfkrieges völlig unbestritten war-: Voila. 
jetzt Ist Schluss mit Exporten! 
Ich habe von der Verwaltung Zahlen bekommen. die besa­
gen, dass es den Bund, wenn man diesen Widerruf hätte ent­
schädigen müssen, die kokette Summe von 340 Millionen 
Franken gekostet hätte! Es weiss niemand, wann die nächste 
solche Embargosituation kommt. Das ist auch für den Unter· 
nehmer eine schwierige Situation. Aber wenn man sagt, der 
Bund solle zahlen, heisst dies immer, dass schliesslich der 
Steuerzahler bezahlen muss. 
3. Wenn wir eine Situation mit der Entschädigung bei Wider· 
ruf haben, entsteht beim Exportieren eine unechte grössere 
Sicherheit. Dann könnte man in Versuchung kommen, im 
Gesuch nicht ganz alles darzustellen, weil man die Gewiss­
heit hat, bei einem Widerruf entschädigt zu werden. Ich will 
nicht den Teufel an die Wand malen. aber hier gibt es doch 
gewisse Gefahrenmomente, die es zu beachten gilt. 
Das waren die Argumente, die die «nichtkommunistische und 
nichtsozialistische» Mehrheit der Kommission dazu geführt 
haben, mit knapper Mehrheit den Antrag der Minderheit San­
doz Suzette abzulehnen. 

Carobbio Werner (S, Tl), rapporteur: Jene veux pas prolon­
ger un debat qui, en partie. a deja eu lieu ce matin. Je vou­
drais simplement ajouter trois remarques aux arguments de 
politique financiere developpes ici par un eminent membre 
de la Commission des finances, M. Marti: 
1. Moi aussi, je veux repeter l'exemple qui a ete cite par le 
rapporteur de langue allemande. lntroduire cette obligation 
de dedommager les prives avec une indemnite equ1table. 
comme le propose la minorite, aurait eu dans le cas de l'em­
bargo contre l'lrak une consequence tres lourde pour la 
Confederation. que l'administration a evaluee a une somme 
de 340 millions de francs. II me semble que cet argument 
politique, et non juridique, a lui seul, dans le cadre des pro­
blemes financ1ers de la Confederation, sera1t suffisant pour 
en rester a la vers1on du Conseil federal que la majorite de !a 
commission, avec la vo1x preponderante du president. a 
faite sienne. 
2. La reglementation prevue par la loi correspond a celle de 
l'ordonnance ABC qui est en vigueur actuellement, qui est 
transferee dans la loi et qui a donne satisfaction jusqu'ici. Les 
exportateurs connaissent les pays critiques et savent que les 
livraisons de biens a double usage a ces pays presentent des 
risques plus eleves. y compris celui d'un retrait du permis. 
3. Je dirai que l'introduction de la disposition proposee par la 
minorite aurait meme une consequence negative pour l'in­
dustrie, dans le sens qu'elle pousserait l'administration fede­
rale et le Conseil federal a etre beaucoup plus restrictifs dans 
la concession des permis pour eviter tous risques qui pour­
raient se traduire dans des indemnisations de l'ordre de cen­
taines de m,llions de francs. 
Voila quelques arguments. en plus de ceux que vous avez 
entendus. qui 1ustifient le lait de refuser la proposit1on de la 
minorite et d'en rester au projet du Conseil lederal, repris par 
la majorita de la commission. 

Delamuraz Jean-Pascal, president de ta Confederation: Je 
repondrai d'abord a M. Dreher, dont Je ne sais pas s'il me 
classe dans le groupe marxiste revolutionnaire ou dans le 
groupe de !'extreme droite tnomphante. Peu importe. 
Ce que faimerais dire a M. Dreher et a votre Conseil. c'est 
qu'en effet la legislation allemande connait bien une mdem­
nisation en cas de retra1t du permis. ma1s l'application de 
cette tegislation est extraordinairement restrictive. Elle n·est 
1ntervenue que dans des cas tout a fait exceptionnels. Je 
peux le dire sur la base des chiffres qu1 me sont connus: ce 
systeme ne 1oue pratiquement 1ama1s. L'Etat allemand n'a 
amsi pas a debourser les sommes auxquelles il s'est theon­
quement engage. 
Au surplus, en Allemagne, les voies de droit sont tellement 
longues et tellement couteuses que seules des entreprises fi­
nancierement puissantes peuvent tenir le coup et esperer 
aboutir un jour a un resultat. L'exemple allemand n'est deci­
dement pas topique pour nous. 
Quanta l'essentiel, j'aimerais vous inviter vivement a suivre 
la majorite repentle de votre commission. Cette majorite ne 
s'etait constituee a l'epoque en commission que par la vo­
lonta du president mais des forces nouvelles s'y sont asso­
ciees et je m'en rejouis. Je m'en rejouis, car la difference que 
l'on voudrait mtroduire entre la loi sur le material de guerre et 
la loi sur le contröle des biens - vous avez en effet refuse ca­
tegoriquement ce matin d'introduire une telle disposition 
dans la loi sur le material de guerre -. ce distinguo que l'on 
voudrait faire maintenant avec la loi dont nous discutons n'est 
pas du tout convaincant. 
Pratiquement, les exportateurs doivent demander un permis 
d'exportation, et lorsqu'ils viennent le demander il y a une con­
versation, une appreciation du risque. On ne va pas recueillir 
un permis d' exportation comme on va chercher une plaque de 
velo au poste de gendarmerie. II y a discussion, et les expor­
tateurs potentiels sont tout a fait renseignes quant a la liste 
des pays auxquels il est risque de livrer de la marchandise, 
ou qui, s'ils ne sont pas critiques a l'instant, pourraient le de­
venir d'un moment a l'autre. Les exportateurs connaissent les 
pays critiques, ils savent que la livraison de biens a double 
usage a de tels pays presente des risques plus eleves qu'a 
l'ordinaire, y compris, a la limite, celui du retrait du permis. 
La Confederation ne doit pas assumer ces risques a la place 
des exportateurs. II vaut mieux les amener a s'assurer con­
tractuellement, par des reserves sur la livraison, plutöt que de 
les renvoyer a une voie de droit qui serait longue, incertaine, 
mais aussi couteuse. L'introduction du principe de dedom­
magement dans les domaines du contröle a l'exportation et 
de l'embargo serait un changement aux consequences finan­
cieres imprevisibles. 
Je ne joue pas souverainement. comme potentat de !'Etat, 
avec des entreprises privees, Je dis qu'il y a un sain partage 
des responsabilites dans Je projet du Conseil federal. Je vous 
invite donc a suivre la vers1on du Conseil federal et de la ma­
jorite de votre commission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 8, 9 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 10 
Antrag der Komm1ss1on 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 4 

93 Stimmen 
48 Stimmen 

.... verpflichtet und treffen m ihrem Bereich alle zur Verhinde­
rung von Wirtschaftsspionage nötigen Vors1chtsmassnah­
men. 
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Art. 10 
Proposition de Fa commission 
Al. 1-3 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 4 
.... de fonction et doivent prendre, dans leur domaine, toutes 
les precautions propres a eviter l'espionnage economique. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11, 12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art.13 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel 
Berichterstattung und Genehmigung durch die Bundesver­
sammlung 
Abs. 1 
Der Bundesrat berichtet anlässlich des Berichtes zur Aus­
senwirtschaftspolitik der Bundesversammlung über die 
Massnahmen, die er gestützt auf Artikel 5 getroffen hat. 
Abs. 2 (neu) 
Die Bundesversammlung entscheidet, ob die Massnahme in 
Kraft bleibt oder aufgehoben wird. 
Abs. 3 (neu) 
Der Bundesrat orientiert die Bundesversammlung auch über 
die Anwendung dieses Gesetzes im einzelnen. 

Minderheit I 
(Tschäppät, Carobbio, Dünki, Grossenbacher, Haering Bin· 
der, Hubacher, Meier Hans) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit II 
(Hollenstein, Carobbio, Dünki, Haering Binder, Meier Hans, 
Züger) 
.. .. Aussenwirtschaftspolitik und betreffend den Vollzug die 
Geschäftsprüfungskommissionen der Räte. 

Art. 13 
Proposition de Fa commission 
Majorite 
Titre 
Rapport et approbation par I' Assemblee federale 
Al. 1 
Le Conseil tederal informe I' Assemblee federale, dans le ca­
dre du rapport sur la politique economique exterieure, des 
mesures prises sur la base de l'article 5. 
Al. 2 (nouveau) 
L'Assemblee federale se prononce sur l'opportunite de main­
tenir ou suspendre ces mesures. 
Al. 3 (nouveau) 
Le Conseil federal informe !'Assemblee federale sur l'applica­
tion de la presente loi en general. 

Minonte I 
(Tschäppät, Carobbio, Dünki. Grossenbacher, Haering Bin­
der, Hubacher, Meier Hans) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite II 
(Hollenstein, Carobbio, Dünki, Haering Binder. Meier Hans, 
Züger) 
.... politique economique exterieure, et il renseigne !es Com· 
m1ss1ons de gest1on sur le detail de l'execution. 

Tschäppät Alexander (S, BE), Sprecher der Minderheit: 
Dem Antrag der Kommissionsmehrheit liegt die Untersehei-
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dung zugrunde, was völkerrechtlich verbindliche Kontroll­
massnahmen und was die übrigen internationalen Kontroll· 
massnahmen sind. Das ist die Grundidee; sie ist in der Praxis 
jedoch völlig unwichtig, weil die internationalen Kontrollmass­
nahmen für uns unabdingbar sind. Wir müssen - im Neuen 
Forum, der Australiengruppe usw. - mitmachen. wenn wir 
uns politisch nicht völlig unmöglich machen wollen. Wir ha­
ben gar keine Wahl, dort nicht mitzumachen. Alle Industrie­
länder machen dort mit; auch Russland und andere Länder 
sind dazugekommen. Diesbezüglich ist also kein Spielraum 
vorhanden. 
Die Idee der Kommissionsmehrheit hat für das Parlament et­
was Verlockendes; es geht um die Mitsprache des Parlamen­
tes. Wir sollen Kompetenzen haben, uns in die aussenpoliti· 
sehen Angelegenheiten einzuschalten. Das ist an und für 
sich verlockend. Ich warne Sie aber davor, dieser Verlockung 
zu erliegen, und bitte Sie, aus folgenden Gründen den Bun­
desrat zu unterstützen: 
Mitsprache haben wir, indem wir die Gesetzgebung durch­
führen und die entsprechende Rahmengestaltung vomeh· 
men. Wir setzen die Schranken selber. Mit dem entsprechen­
den Gesetz sagen wir dem Bundesrat ganz klar, was wir wol­
len und wieweit wir es wollen. Damit ist die aussenpolitische 
Kompetenz des Bundesrates bei entsprechenden Verhand· 
lungen aber auch schon ausgelotet. 
Die Kommissionsmehrheit geht nun weiter: Sie will nicht nur 
bei der Gesetzgebung, sondern auch bei der Umsetzung auf 
Verordnungsebene mitsprechen können. Mit diesem Antrag 
beginnt sie die Kompetenzen zwischen Exekutive und Legis­
lative zu vermischen. Das ist mit erheblichen Risiken verbun­
den: 
Die Umsetzung des Gesetzes liegt klar beim Bundesrat. Er 
ist das Vollzugsorgan auf Bundesstufe, wenn es darum geht, 
Gesetze zu vollziehen. Das tut er hier, indem er bezüglich der 
internationalen Kontrollmassnahmen die Verhandlungen 
führt. Er tut dies wie alle übrigen mitbeteiligten Länder, die 
sich jeweilen in einem Konsens finden, den sie dann national 
umsetzen. 
Diese Umsetzung erfolgt in einer Verordnung. Das ist an und 
für sich das normale Verfahren, und die Mehrheit will nun die­
ses normale Verfahren umdrehen, indem sie will, dass das 
Parlament auch die Kompetenz für die Verordnung an sich 
reisst. Damit schafft sie eine gefährliche, konkurrenzierende 
Kompetenz . 
Der Bundesrat verhandelt dann gestützt auf internationale 
Verpflichtungen und auf ein klar abgestecktes Rahmenge­
setz, erarbeitet den Konsens, und wir beginnen im Paria· 
ment, wahrscheinlich gestützt auf weniger gute Informatio­
nen, plötzlich über die Verordnung, also über die nationale 
Umsetzung eines von uns selber erarbeiteten Gesetzes zu 
diskutieren. Das ist eine äusserst gefährliche Situation, weil 
die Gefahr besteht, dass wir so in der Eigendynamik, die wir 
als Parlament ab und zu entwickeln, Entscheide fällen. ge­
stützt auf mangelnde oder zu wenig gut fundierte Kenntnisse. 
Wenn wir das dann einmal täten - wenn wir so eine Verord­
nung bachab schicken würden -. würde das bedeuten. dass 
wir uns politisch aus diesen 1nternat1ona1en Kontrollmassnah· 
man verabschieden müssten. Der Bundesrat wäre gezwun­
gen, politisch die Konsequenzen zu ziehen und z. 8. aus 
dem Neuen Forum auszutreten. Das hätte nicht nur politisch 
äusserst schwerwiegende Konsequenzen. Das hätte auch 
wirtschaftlich äusserst schwerwiegende Konsequenzen, in­
dem sich alle übrigen Länder, die bei diesen Kontrollmass­
nahmen mitmachten, ihre Gedanken machen würden, in wel­
cher Form s,e verhindern können. dass die Schweiz aus­
schert. Das dürfte über kurz oder lang zu nichts anderem als 
zu Boykottmassnahmen führen, sei das gegen unser Land 
oder gegen die einzelnen Produzenten in diesem Land. 
Man wird mir noch entgegenhalten, solche nachträglichen 
Bewilligungspflichten würden wir auch im Aussenwirtschafts­
gesetz kennen. und dort sei das kein Problem. Aber auch die­
ser Vergleich ist nicht zulässig; ich möchte das ganz klar un­
terstreichen. Denn beim Aussenwirtschaftsgesetz ist dieser 
politische Zwang, dabeizuse,n. mitzumachen und umzuset­
zen, nicht gegeben. Das Aussenwirtschattsgesetz will einsei-
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tig von der Schweiz getroffene Bestimmungen zur Abwehr 
vornehmen, hat also eine völlig andere Bedeutung als der 
politische Zwang, die Pflicht. sich diesen Kontrollmassnah­
men zu unterziehen, sie selber umzusetzen. 
Ich glaube. unser Parlament hat so schon genug zu tun, 
wenn es die Arbeit macht. die ihm zusteht Wir müssen uns 
nicht zusätzliche Arbeiten aufhalsen, die uns nicht zustehen 
und für die uns vor allem auch die nötigen Informationen feh­
len. Ich bitte Sie, dem Bundesrat den Rücken zu stärken. 
denn nur so kann er seine Kompetenz voll sei-
nen internationalen Verpflichtungen nachkom-
men und landesmtern die Umsetzung vornehmen. Wenn wir 
auf Verordnungsstufe wieder das Parlament einschalten. ris­
kieren wir diesbezüglich, uns 1n ein äusserst gefährliches 
Fahrwasser zu begeben. 
Ich bitte Sie alle - Sozialisten, Kommunisten und alle übrigen 
guten Schweizerinnen und Schweizer -. den Bundesrat zu 
unterstützen. 

Hollenstein Pia (G. SG), Sprecherin der Minderheit: Mit un­
serem Antrag wollen wir dafür sorgen, dass die Geschäfts­
prüfungskommissionen der Räte über die Einzelheiten des 
Vollzugs orientiert werden. Die Bundesversammlung, wie die 
Kommissionsmehrheit es will, kann nicht im Detail, sondern 
nur in groben Zügen informiert werden. Vor allem hat sich im 
KMG der bisherige jährliche Bericht an die GPK über den 
Vollzug bewährt. Die Berichterstattung an die GPK ermög­
licht präzisere Angaben, als dies im Rahmen des Berichts zur 
Aussenwirtschaftspolitik möglich ist. Es i~t dem Bundesrat 
nur gegenüber der GPK möglich, seine Uberlegungen, die 
zur Ablehnung oder zur Bewilligung umstrittener Gesuche 
führten, im Detail darzulegen. 
Ein weiterer Punkt, der für die Information an die GPK spricht, 
ist die Tatsache, dass die Rüstungspolitik innenpolitisch stark 
umstritten ist Der Bundesrat braucht ein geeignetes Instru­
ment, um seine Politik erklären zu können und jene Transpa­
renz zu schaffen, die zur Vertrauensbildung notwendig ist 
Dies setzt regelmässige Diskussionen über Zielländer, kon­
krete Firmen und Absprachen mit anderen potentiellen Lie­
ferländern voraus. Solche Debatten können aber nur im ver­
traulichen Rahmen der GPK geführt werden, bestimmt nicht 
m der Bundesversammlung. 
Weiter ist zu beachten, dass sich das KMG und das GKG 
wechselseitig wie kommunizierende Röhren verhalten. Die 
gegenseitige Abstimmung und die Definition der Schnittstel­
len werden so oder so in Zukunft eine wichtige Frage sein. Es 
ist nicht sinnvoll, die GPK nur über die eine Hälfte zu infor­
mieren und sie zur anderen Hälfte im ungewissen zu lassen. 
Es ist deshalb nötig, die beiden Berichte aufeinander abzu­
stimmen und gleichzeitig der GPK zuzuleiten. 
Der Antrag der Kommissionsmehrheit hätte eine Kompetenz­
verschiebung zur Folge und ist deshalb abzulehnen. Die 
Kompetenzordnung darf nicht aufgeweicht werden. Der Bun­
desrat ist für die Aussenpolitik der Schweiz zuständig. Die 
Räte verfügen nicht über die Mittel für jene umfangreichen 
Abklärungen, die für seriöse Entscheide notwendig wären. 
Eine nachträgliche Aufhebung einer bereits erfolgten Aus­
fuhrbewilligung untergräbt die Rechtssicherheit. Deshalb ge­
hört die Entscheidungsverantwortung nicht in den Kompe­
tenzbereich der Bundesversammlung. 
Ich bitte Sie, mit der Zustimmung zur Minderheit II den Bun­
desrat zu verpflichten, betreffend den Vollzug dieses Geset­
zes so. wie es im KMG gehandhabt wird, die GPK der beiden 
Räte zu orientieren. 

Steiner Rudolf (R. SO): Ich möchte Sie im Namen der FDP­
Fraktion bitten, der Mehrheit der Kommission zuzustimmen. 
Herr Tschäppät hat mit Recht darauf hingewiesen. dass der 
Mehrheitsantrag eine Konsequenz aus der Ditterenz1erung 
zwischen Artikel 4 und Artikel 5 dieses Gesetzes ist. Arti· 
kel 4 - lesen Sie bitte nach - regelt die Massnahmen, die der 
Bundesrat aufgrund internationaler, völkerrechtlich verbind­
licher Abkommen treffen kann. Bei der Verabschiedung von 
Abkommen mit völkerrechtlicher Verbindlichkeit - das ist der 
wesentliche Unterschied - kann das Parlament im Rahmen 
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der Ratifikation mitsprechen. Dem steht Artikel 5 gegenüber. 
Er regelt die Massnahmen. die der Bundesrat ohne interna­
tionale Abkommen treffen kann. d. h., der Bundesrat kann 
ohne jegliche Mitsprache des Parlamentes Bewilligungs- und 
Meldepflichten einführen und Kontrollmassnahmen anord­
nen. Da scheint es nicht mehr als recht und billig, dass das 
Parlament 1m Rahmen der Jährlichen Berichterstattung über 
die Aussenwirtschattspolitik die Möglichkeit hat, zu diesen 
zusätzlichen Bewilligungs- und Meldepflichten sowie Kon­
trollmassnahmen Stellung zu nehmen. 
Im Gegensatz zu dem. was Herr Tschäppät erzählt hat, ha­
ben wir nämlich nicht die Möglichkeit bei der Gesetzgebung 
darauf Einfluss zu nehmen. Die gesetzliche Grundlage dieser 
Freiheit des Bundesrates 1st das Gesetz, das uns hier vor-

Für die Freiheit des Bundesrates, zusätzliche Bewilli­
gungs- und Meldepflichten einzuführen sowie Kontrollmass­
nahmen anzuordnen, liegt die gesetzliche Grundlage gerade 
in diesem Artikel 5. Wir müssen uns die Möglichkeit der Kor­
rektur vorbehalten. 
Das liegt durchaus im Spielraum des internationalen Zwan­
ges, dem wir allenfalls ausgesetzt sind. Aber es 1st auch im 
internationalen Verhältnis noch immer unser gutes Recht, 
mitzureden und zu sagen, was uns genehm ist und was nicht 
Das Parlament muss die Möglichkeit haben. zu reagieren -
auch wenn ich davon ausgehe, dass in der Regel wohl kaum 
Anlass für grosse Diskussionen gegeben sein wird. 
Ich bitte Sie also eindringlich, der Mehrheit zuzustimmen. Die 
Bedenken, die von den Minderheiten geäussert werden. smd 
nicht stichhaltig. 

Le president: Le groupe PDC communique qu'il soutiendra 
la proposition de la majorite. 

Bonny Jean-Pierre (R, BE), Berichterstatter: Es ist hier eine 
sehr interessante Frage zu klären. Die heutige Debatte war 
auch in etwa das Spiegelbild der Diskussion in der Kommis­
sion. 
Zuerst zu den Zahlenverhältnissen der Entscheide: Der An­
trag Hollenstein wurde mit 14 zu 4 Stimmen bei 3 Enthaltun­
gen abgelehnt. Der Entscheid zwischen dem Antrag der 
Kommissionsmehrheit und dem Antrag der Minderheit 1 
(Tschäppät) (= Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates) 
beruht auf einem Stimmenverhältnis von 15 zu 10. 
Kurz zum Antrag der Minderheit II (Hollenstein): Frau Hollen­
stein, Sie haben soeben gesagt, dass Sie dem Bundesrat 
Vertrauen schenken und keine Kompetenzverschiebung 
möchten. Ich unterschiebe Ihnen nicht etwa, dass Sie das mit 
Ihrem Antrag machen. Aber auf der anderen Seite erleichtert 
die Forderung nach einem Vollzugsbericht zuhanden der Ge­
schäftsprüfungskommissionen dem Bundesrat die Aufgabe 
auch nicht. Das ist zusätzliche Arbeit. Ich bitte Herrn Bundes­
präsident Delamuraz. hierzu aus Sicht des Bundesrates Stel­
lung zu nehmen. Die Mehrheit dar Kommission lehnt diesen 
Antrag Jedenfalls ab. 
Ich bin mit grossem Interesse der Argumentation von Herrn 
Tschäppät gefolgt Wenn das Güterkontrollgesetz, Herr 
Tschäppät, nur aus dem Artikel 4 bestehen würde. hätte ich 
Verständnis. Wie Herr Steiner aber sehr richtig erKlärt hat. 
gibt es z. 8. auch einen Artikel 5. Darin wird ausgesagt, dass 
der Bundesrat Bewilligungs- und Meldepflichten einführen 
und Überwachungsmassnahmen anordnen kann. Dann gibt 
es einen Artikel 6. Verweigerung von Bewilligungen. und ei­
nen Artikel 7, Widerruf von Bewilligungen, über den wir uns 
lange unterhalten haben. Dann gibt es noch einen Artikel 8. 
Massnahmen gegenüber etnzelnen Bestimmungsländern. 
Der Bundesrat, das ist an sich richtig so. hat dank dem GKG 
zweifelsohne einen sehr grossen Ermessensspielraum. 
Diese grosse Kompetenzbreite des Bundesrates präjudiziert 
denn auch sehr stark den Vollzug des Gesetzes. 
Was die Mehrheit der Kommission in Artikel 13 verlangt, ist 
nichts Dramatisches. Sie verlangt in Absatz 2. dass die Bun­
desversammlung nachtraglich die Möglichkeit hat zu ent­
scheiden, ob die Massnahme m Kraft bleibt oder ob sie auf· 
gehoben wird. Wenn die Bundesversammlung nichts sagt, 
dann bleibt sie in Kraft. Das ist nur ein Korrektiv in Fällen, in 
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denen wir wirklich den Eindruck haben, hier seien gewisse 
Massnahmen getroffen worden - über die eben Bericht er­
stattet wird -. die nicht am Platze sind. Das ist der Sinn die­
ses Antrages der Kommissionsmehrheit. Es geht um ein 
Gleichgewicht zwischen Bundesrat und Parlament. 
Ich bitte Sie. diesem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzu­
stimmen. 

Carobblo Werner (S. Tl). rapporteur: Avec l'article en discus­
sion. il s'agit de definir sous quelle forme le Conseil federal 
doit renseigner !'Assemblee federale sur l'application de la 
loi. 
Je voudrais rappeler un premier element. S'agissant des 
biens a double usage actuellement soumis au contrOle au ti­
tre de l'ordonnance ABC et des ordonnances d'application 
d'autres lois sur !es mesures economiques exterieures. le 
Conseil federal, aujourd'hui, informe !'Assemblee federale 
dans les rapports sur la politique economique exterieure. 
Donc. le projet du Conseil tederal, qui est soutenu ici par la 
minorite 1 (Tschäppät). transpose dans la loi la pratique que 
nous connaissons deja aujourd'hui. 
En commission, comme vient de le rappeler le rapporteur de 
langue allemande, la discussion s'est developpee autour de 
la question de savoir si, avec cette simple disposition du pro­
jet du Conseil federal. on ne donnait pas un cheque en blanc 
au Conseil federal, en particulier pour l'application des mesu­
res internationales non obligatoires qui ne sont pas soumises 
a l'approbation des Chambres et pour lesquelles le Conseil 
federal ne disposerait pas d'une base constitutionnelle suffi­
sante. La majorite de la commission. par 15 voix contre 10, a 
retenu l'idee qu'on aurait pu eviter cette question concemant 
la constitutionnalite de la loi en introduisant la formulation de 
l'artlcle 13 qu'elle vous propose, c'est-a-dire en donnant le 
pouvoir a I' Assemblee fecterale d'6tre informee en ce qui con­
ceme l'application des normes non obligatoires. 
Le Conseil federal et ceux qui soutiennent la minorite 1. tout 
en comprenant les arguments qui ont ete developpes a ce 
propos, sont de l'avis que, pour ce qui conceme les mesures 
obligatoires et les mesures non obligatoires en droit interna­
tional, la difference est plus formelle que reelle dans le sens 
que, de toute fa~on, les mesures non obligatoires peuvent 
aussi etre appliquees si des mesures sont appliquees au ni­
veau international par d'autres pays. Par contre et en plus, la 
distinction entre mesures obligatoires et non obligatoires n'a 
pas d'effets concrets en 
ce qui concerne l'application de la loi au niveau des ordon­
nances. 
Une autre argumentation est developpee par la minorite 1, 
dont je fais partie, et par le Conseil federal. Si l'on suit la pro­
position de la majorite, on cree en pratique un droit de code­
cision au niveau des ordonnances d'execution entre Conseil 
federal et Parlament, qui, dans une certaine mesure, serait 
en contradiction avec le principe de la separation des compe­
tences entre le Conseil federal comme organe executif, et 
!'Assemblee federale comme organe legislatif. Pour ces rai­
sons, la minorite I soutient le projet du Conseil tederal. 
Quanta la proposition de la minorite II (Hollenstein). la ques­
tion qui se pose est pratiquement de savoir s'il faul, au cours 
de l'applicaHon de cette loi. donner auss1 des informations a 
la Commission de gestion sur les details de l'execution. 
L'argumentation de la majorite de la commission contre cette 
proposition, c'est que la minorite II fait un parallele entre le 
rapport que Je Conseil federal fait regulierement aux Com­
missions de gestion sur la loi sur le material de guerre et cette 
nouvelle loi. un parallele qu1 n'a pas de fondement parce qu'il 
y a une difference profonde. Donc pratiquement, demander 
d'introduire l'obligat,on d'informer la Comm,ssion de gest,on 
serait creer un travail supplementaire qui n'apporterait pas 
d'elements valables pour son 1ntormat1on. 
Pour toutes ces ra1sons, en resume. la majorite de la com­
m1ssion propose d'adopter l'article 13 modifie en elarg,ssant 
les competences de !'Assemblee federale. La minorite I su1t 
le projet du Conseil federal et la m1norite II veut ajouter cette 
disposition concemant l'information de la Comm1ssion de 
gestion. 
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Au nom de la majorite de la commission. je vous invite a sui­
vre la proposition de la majorite. Personnellement. je voterai 
la propos1tion de la minonte 1. 

Delamuraz Jean-Pascal. president de la Confederation: Je 
vous 1nvite a suivre la proposition de la minonte 1 (Tschäp­
pat). 
Tout d'abord, apropos de la minorite II (Hollenstein) qui vou­
drait ajouter quelques mots a la Stipulation de cet article 13 
tel que le Conseil federal vous l'a presente, je cro,s. Madame 
Hollenstein. que la proposition n'est pas bonne dans la me­
sure d'abord Oll eile se fonderait sur une analogie entre l'ex­
portation de material de guerre et les biens a double usage. 
Cette analogie est erronee. En effet. compares au material 
de guerre. les biens a double usage sont beaucoup moins cri­
tiques: ils sont soumis a examen. ce que le material de 
guerre. a priori, ne connait pas comme selection prealable. 
Vouloir des lors appliquer a cette loi ce que l'on applique a la 
loi sur le material de guerre, c'est commettre une erreur de 
parcours et une confusion du type de material, du type de 
produit dont il s'agit dans l'une et l'autre loi. 
Ensuite, j'observe, concemant la proposition de la minorite II, 
que les renseignements dans les rapports sur la politique 
economique exterieure sont donnes d'une maniere suffisante 
et efficace. comme l'a prouve. pendant des annees, l'applica­
tion de l'ordonnance ABC sur laquelle nous avons vecu et qui 
n'a donne lieu a aucun tiraillement, a aucune opposition de 
principe, entre le Partement et le Gouvernement dans l'exa­
men de la gestion de celui-ci. 
Je pense des lors que la minorite II confond les moyens et les 
genres. Elle en viendrait a exiger de l'administration une 
prestation supplementaire parfaitement inutile, car je ne vois 
pas comment pourrait s'operer utilement ce contröle voulu 
par la minorite II. En revanche, je vois a quels travaux de pre­
sentation et de rapports post festum l'administration serait 
conduite avec cette minorite II. Je vous propose de la rejeter. 
Je vous propose de rejeter aussi la proposition de la majorite, 
et ce sera de tout l'apres-midi peut-etre le seul point crucial 
Oll M. le rapporteur de langue allemande, president de la 
commission, et son humble serviteur au Conseil federal ne 
seront pas d'accord. Pourquoi ne sommes-nous pas d'ac­
cord? Parce que d'abord la formulation de la majorite intro­
duirait des contrOles non obligatoires pour les biens nucleai­
res et serait des lors en parfaite contradiction avec la loi sur 
l'energie atomique; ensuite, parce qu'elle ne serait pas com­
parable avec les mesures de retorsion de la loi sur les mesu­
res economiques exterieures; enfin, parce qu'elle apparait 
dans la systematique de la loi vraiment comme un corps 
etranger. comme un accident difficilement explicable avec 
une loi qui, d'une maniere generale, se fonde sur la respon­
sabilite du Conseil federal et qui lui substituerait, a un mo­
ment donne, celle du Parlament. 
J'ai entendu tout a !'heure plaider la continuite dans le traite­
ment et dans l'execution de la loi sur le contröle des biens uti· 
lisables a des fins civiles et militaires. Je vous demande 
d'avoir cette meme continuite, d'avoir cette meme logique 
devant les yeux. d'eviter de creer des situations de tension. 
d'incert,tude dont les premieres v1ctimes. une nouvelle fois, 
seraient les agents de l'exportation, qui se trouveraient ains1 
voues a une situation precaire qui pourrait aller jusqu'a les 
dissuader de teile ou telfe demarche. sans qu'il y a1t quelque 
interet que ce soit de l'economie suisse ;i la cle. 
Pour cette raison de logique. de clarte de responsabilite. Je 
vous invite a suivre la proposition de la minorite 1. c'est-a-dire 
le projet du Conseil federal. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag der Minderheit 1 
Für den Antrag der Minderheit II 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 1 

125 Stimmen 
19 Stimmen 

80 Stimmen 
80 Stimmen 
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Mit Stichentscheid des Präsidenten 
wird der Antrag der Mehrheit angenommen 
Avec la voix preponderante du pres1dent 
la propos,tion de la ma1onte est adoptee 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la comm1ssion 
Adherer au du Conseil federal 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 4 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Hollenstein, Carobbio, Haering Binder. Meier Hans) 
. ... in zehn Jahren. Die .... 

Art. 15 
Proposition de la commission 
Al. 1-3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 4 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Hollenstein, Carobbio, Haering Binder, Meier Hans) 
.... se prescrit par dix ans .... 

Abs. 1-3-AI. 1-3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4 -Al. 4 

Hollenstein Pia (G. SG), Sprecherin der Minderheit: Die 
Kommissionsminderheit verlangt anstelle einer Verjährungs­
frist von fünf Jahren eine solche von zehn Jahren. Dies ist der 
Antrag. 
Wenn wir den illegalen Handel wirksam bekämpfen wollen, 
ist eine fünfjährige Frist zu knapp. Es handelt sich in diesem 
Bereich um komplizierte und schwer durchschaubare Ge­
setze; die Verfolgung solcher Gesetzesbrüche nimmt Zeit in 
Anspruch. Meine Argumentation ist nicht aus der Luft gegrif­
fen. Eine Verjährungsfrist von bloss fünf Jahren hätte bei­
nahe verhindert. dass das Bundesgericht im Von-Roll-Pro­
zess sein Urteil aussprechen konnte. Hätte die Verteidigung 
auf Obstruktion gemacht, wäre der Von-Roll-Prozess mit Si­
cherheit veqährt. Bei einer Frist von fünf Jahren plus einem 
Aufschub von zweieinhalb Jahren, wie es der Entwurf des 
Bundesrates vorsieht, wäre die Frist im Sommer 1996 abge­
laufen - es handelte sich immerhin um Bestandteile für Su­
perkanonen für Saddam Hussein. Dieses Beispiel zeigt, dass 
fünf Jahre Verjährungsfrist knapp sein können. 
Mit einer gesetzlichen Verjährungsfrist von zehn Jahren ver­
geben wir uns nichts. Ich möchte diese Möglichkeit anhand 
eines konkreten Beispiels 1m Atombereich darlegen: Die 
Firma Schäublin SA in Bevilard hatte spezielle Werkzeugma­
schinen an den Irak geliefert. die dem Atomgesetz unterstan­
den. Die Bundesanwaltschaft verzichtete auf eigene Ermitt­
lungen und delegierte die Angelegenheit an das zuständige 
Bundesgericht, das von der Sache her überfordert war und 
das ganze Verfahren hinauszögerte. bis es nach fünf Jahren 
veqährte. Ähnliches könnte auch im Bereich des Kriegsmate­
rials geschehen. 
Dass auch im KMG und im Atomgesetz Fünfjahresfristen vor­
gesehen sind. ist kein stichhaltiger Grund. hier nicht mit zehn 

Jahren eine sinnvollere Lösung zu wählen. Wenn es uns mit 
der Verfolgung von Verbrechen ernst ist. dann 1st eine zehn­
Jährige Veqährungstrist sicher angezeigt. 
Ich danke Ihnen für die Unterstützung dieses Minderheitsan­
trages. 

Bonny Jean-Pierre (R, Berichterstatter: Die Kommis­
sion hat den Antrag Hollenstein mit 14 zu 4 Stimmen bei 
3 Enthaltungen abgelehnt. 
Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Frau Hollenstein 
schlägt eine Veqährungsfrist von zenn Jahren vor. Die drei 
Gesetze. die zur Diskussion stehen, das Kriegsmaterialge­
setz. das Atomgesetz und dieses Gesetz. sollen harmoms1erc 
werden. Gemäss allen drei Gesetzen verjähren die Übertre­
tungen nach fünf Jahren. 
Es gibt noch einen weiteren Grund. Im allgemeinen Straf­
recht veqähren Übertretungen nach einem Jahr. Man 1st Ih­
nen, Frau Hollenstein. also schon entgegengekommen. Es 
sind tatsächlich vielfach schwierige Dossiers. Ein Jahr würde 
nicht genügen. Deshalb hat man die Verjährungsfrist verfünf­
facht. Ich glaube, dass dies aber genügen sollte. 
In dem Sinne bitte ich Sie, den Antrag der Minderheit Hollen­
stein abzulehnen . 

Delamuraz Jean-Pascal, president de la Contederation: Je 
m'exprimerai egalement comme rapporteur de langue fran­
c;aise. pour vous inviter a suivre la majorite de la commiss1on, 
pour la raison, Madame Hollenstein. qu'il est bien que nous 
ayons des delais de prescription harrnonises en cette ma­
tiere. Dans Ja loi sur l'energie atomique et la loi sur le materiel 
de guerre, il est prevu cinq ans. Ayons cinq ans ici egalement 
et evitons de creer une divergence dans les textes. donc en­
suite une application plus compliquee de cette loi dans la rea­
lite. 
Voyez-vous, le Code penal prevoit un delai de prescription 
d'un an. Nous n'avons pas voulu suivre le Code penal, nous 
avons passe a cinq ans pour etre en parfaite harmonie avec 
la loi sur l'energie atomique et avec la loi sur le material de 
guerre. Ne rompons pas unilateralement et sans raison cette 
harmonie en introduisant ici, brusquement. dix ans. 
C'est dans cet esprit que je vous demande de suivre la pro­
position de la ma1orite de la commission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 16-19 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

92 Stimmen 
54 Stimmen 

b ..... gebunden sind und ihrem Bereich Schutz vor Wirt­
schaftsspionage garantieren. 
Abs.2-5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 20 
Proposition de la commission 
Al. 1 

b ..... equivalent et donnent. dans leur domaine. toute garan­
tie contre l'espionnage econom1que. 
Al. 2-5 
Adherer au pro1et du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
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Art. 21-23 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur /'ensemble, nominattf 
(Ref.: 0252) 

147 

Für Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent le pro1et: 
Aeppli, Aguet. Alder, Banga, Bangerter. Baumann Alexan­
der, Baumann Stepharne. Baumberger, Berberat. Bezzola, 
Bircher, Blaser, Bonny, Bore!, Borer, Bortoluzzi, Bosshard, 
Brunner Toni, Bührer, Cavadini Adriane, Columberg. Comby, 
David, Dettling, Dreher, Ducrot. Dünki, Dupraz, Durrer, Eber­
hard, Egerszegi, Eggly, Engelberger, Epiney, Fasel, Fehr 
Hans, Fehr Lisbeth, Filliez. Fischer-Seengen, Föhn, Freund, 
Frey Claude, Friderici, Fritschi, Gadient, Grendelmeier, Gro­
bet, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, Günter, Gusset. 
Gysin Hans Rudolf, Haering Binder, Hafner, Hämmerle, 
Heberlein, Herczog, Hess Otto, Hilber, Hochreutener, Hub­
acher, Hubmann, lmhof, Jöri, Jutzet, Kunz. Langenberger, 
Ledergerber, Leemann, Leu, Leuenberger, Loeb, Loretan 
Otto, Lötseher, Maitre, Marti Werner, Maurer, Maury Pas­
quier, Meier Samuel, Meyer Theo. Moser, Mühlemann, Mül­
ler Erich, Nebiker, Oehrli, Ostermann, Philipona, Pidoux, 
Pini, Randegger, Rennwald, Roth, Ruckstuhl, Ruf, Rychen. 
Sandoz Marcel, Sandoz Suze!!e, Schenk, Scharrer Jürg, 
Scharrer Werner, Scheurer, Schlüer, Schmid Samuel, 
Schmied Walter, Seiler Hanspeter, Semadeni, Simon, 
Speck, Stamm Judith, Stamm Luzi, Steinegger, Steinemann, 
Steiner, Strahm, Straumann, Stucky, Stump, Thanei, Theiler, 
Tschäppät, Tschuppert, Vallendar, Vermot, Ve!!erli, Weigelt, 
Weyeneth, Wyss, Zwygart (128) 

Dagegen stimmen - Rejettent Je projet: 
von Feiten, Gonseth, Hollenstein, Teuscher 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 

(4) 

Baumann Ruedi, Bäumlin, Bühlmann, Cavalli, Chiffelle, Die­
ner, Goll, Weber Agnes, Zbinden (9) 

Stimmen nicht - Ne votent pas: 
von Allmen, Aregger. Beguelin. Binder, Blocher, Boden­
mann, Caccia, Carobbio, Christen, Couchepin, de Dardel, 
Deiss. Dormann, Ehrler. Engler. Eymann. Fankhauser. 
Fischer-Hägglingen, Frey Walter, Giezendanner, Gross 
Andreas, Gross Jost. Guisan. Gysin Remo, Hasler, 
Hegetschweiler, Hess Peter, Jans, Jeanpretre, Keller, Kof­
mel, Kühne, Lachat. Lauper, Maspoli, Meier Hans, Müller­
Hemmi, Nabholz, Pelli, Raggenbass, Ratti, Rechsteiner 
Paul, Rechsteiner Rudolf. Ruffy. Schmid Odilo, Spielmann, 
Steffen, Suter, Thür, Tschopp, Vogel, Vollmer, Widrig, Wie­
derkehr, Wittenwiler. Zapf!, Ziegler. Zisyadis (58) 

Präsident, stimmt nicht - President, ne vote pas: 
Leuba (1) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der partamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions partementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats· 
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Elfte Sitzung - Onzieme seance 

Donnerstag, 3. Oktober 1996 
Jeudl 3 octobre 1996 

08.00 h 

Vorsitz - Presidence: Schoch Otto (R, AR) 

Präsident: Ich eröffne die Sitzung und freue mich beson­
ders. das zum zweitletzten Mal von diesem Platz aus tun zu 
dürfen. 

95.016 

Güterkontrollgesetz 
Loi sur le contröle des biens 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 22. Februar 1995 (BBI 111301) 
Message et projel de loi du 22 fllvrler 1995 (FF 111251) 

Beschluss des Nationalrates vom 6. März 1996 
Oecislon du Conseil national du 6 mars 1996 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Rhyner Kaspar (R. GL). Berichterstatter: Das Bundesgesetz 
über die Kontrolle zivil und militärisch verwendbarer Güter, 
das sogenannte Güterkontrollgesetz, welches heute vom 
Ständerat als Zweitrat behandelt wird, ist ein neues Gesetz. 
Wir hatten bis heute also keine Rechtsgrundlage für die Kon­
trolle aller Güter mit ziviler und militärischer Verwendungs­
möglichkeit, für doppelt verwendbare oder Dual-use-Güter, 
wie diese Produkte und industriellen Erzeugnisse auch ge­
nannt werden. Bis jetzt hat der Bundesrat auf Stufe Verord­
nung gearbeitet, legiferiert oder reagiert, d. h .. auch die 
Schweiz hat sich in den letzten Jahren immer mehr bei und 
an internationalen Abkommen beteiligt. Ich erwähne dazu als 
Beispiel die bundesrätliche Verordnung vom 12. Februar 
1992 über die Aus- und Durchfuhr von Waren und T echnolo­
gien im Bereich der ABC-Waffen und Raketen, welche der 
Bundesrat aufgrund der zunehmenden Bedrohung der inter­
nationalen Sicherheit durch die Weiterverbreitung von Mas­
senvernichtungswaffen und deren Trägerraketen in Kraft ge­
setzt hat. 
Man muss aber auch feststellen. dass bis heute für diese so­
genannten doppelt verwendbaren Güter eher eine unüber­
sichtliche Praxis als eine eindeutige Regelung Geltung hatte. 
Die anwendbaren Bestimmungen waren in verschiedenen 
Bestimmungen, Verordnungen und auch im alten Kriegsma­
terialgesetz verstreut. 
Das vorliegende Bundesgesetz über die Kontrolle zivil und 
militärisch verwendbarer Güter soll erlauben, bestehende 
Kontrollmassnahmen weiterzuführen und neue Kontroll­
massnahmen einzuführen, sei es zur Durchführung von inter­
nationalen Abkommen, denen die Schweiz beigetreten ist, 
sei es zur Unterstützung völkerrechtlich nicht verbindlicher 
internationaler Vereinbarungen, an denen sich die Schweiz 
beteiligt. Es ist auch wichtig festzustellen, dass das Güter­
kontrollgesetz ein sogenanntes Ermächtigungsgesetz ist, 
was heisst, dass man dem Bundesrat die Kompetenz gibt, 
Anpassungen an internationale Abkommen vorzunehmen. 
wenn solche Abkommen abgeändert werden. 
Völkerrechtlich nicht verbindliche Kontrollmassnahmen, die 
gegenwärtig von der Schweiz unterstützt werden, basieren 

auf verschiedenen Vereinbarungen. Der Kreis der Staaten, 
die sich an diesen Gremien beteiligen, vergrössert sich lau­
fend und umfasst heute nicht nur die westlichen Industrielän­
der, sondern auch zentral· und osteuropäische Länder. Das 
Ziel ist, diejenigen Staaten, die durch ihre Aufrüstung eine re­
gionale oder überregionale Bedrohung darstellen. durch ko­
ordinierte Exportkontrollen am Erwerb von konventionellen 
Waffen und Oual-use-Gütern, die zur Herstellung von kon­
ventionellen Waffen bestimmt sind, zu hindern. 
Das Güterkontrollgesetz bringt für die Exportwirtschaft keine 
neuen Exportkontrollen. Es geht vor allem darum, die gesetz. 
liehen Grundlagen zu schaffen, bestehende 1-1c,,ht,,,.,,. 

gen zusammenzufassen und damit auch die Transparenz zu 
verbessern. Mit dem neuen Güterkontrollgesetz wird auch 
das Chemiewaffenabkommen umgesetzt 
Es liegt auf der Hand, dass Exportkontrollen an und für sich 
nicht populär und beliebt sind, weil damit für die Exportindu­
strie beachtliche Aufwendungen verbunden sind. Das Gesetz 
soll aber so umgesetzt werden, dass für die Exporteure keine 
zusätzlichen Hürden aufgebaut werden. Es ist aber aus si­
cherheits- und handelspolitischen Gründen unbedingt not­
wendig, dass die Kontrollen international harmonisiert sind. 
Es nützt nichts, wenn einzelne Länder den Export von Mehr­
zweckgütern verbieten, andere Länder jedoch liefern. 
Es sind international grosse Anstrengungen unternommen 
worden und noch zu unternehmen, wirksame Exportkontroll­
regimes zu schaffen. Kontrollmassnahmen gemäss dem 
neuen Güterkontrollgesetz haben sich auf sogenannt kriti­
sche Länder zu beschränken. Bei Ländern, wo keine akuten 
Probleme anstehen, soll nach wie vor mit vereinfachten 
Massnahmen gearbeitet werden. 
Ihre Kommission hat das Güterkontrollgesetz parallel zum 
Kriegsmaterialgesetz beraten. Es hat sich schon am Anfang 
der Beratungen gezeigt und im Verlaufe der Diskussion 
dann auch bestätigt, wie zusammenhängend und verfloch­
ten das Güterkontrollgesetz und das Kriegsmaterialgesetz 
sind. Obwohl - oder vielleicht gerade deshalb - zwei Depar­
temente betroffen beziehungsweise beteiligt waren, das Eid­
genössische Militärdepartement für das Kriegsmaterialge­
setz und das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement 
für das Güterkontrollgesetz, war immer eine einvernehmli· 
ehe Zusammenarbeit festzustellen. Diese Ausführungen und 
Feststellungen beziehe ich sowohl auf die Mitarbeiter des 
EMD wie auch auf jene des Bundesamtes für Aussenwirt­
schaft. 
Ihre Kommission hat gegenüber dem Nationalrat zwei be­
deutende Differenzen geschaffen: Die eine ist die formelle 
Aufnahme militärischer Trainingsflugzeuge mit Aufhänge­
punkten ins Güterkontrollgesetz. Die zweite wesentliche Dif­
ferenz wurde - von einigen Kommissionsmitgliedern als so­
genannte Notbremse bezeichnet - für den Bundesrat einge­
baut, in der Absicht, dem Bundesrat die Möglichkeit zu ge­
ben, bei besonderen Umständen Bewilligungen für beson­
dere militärische Güter zu verweigern. 
Die Sicherheitspolitische Kommission beantragt dem Rat 
einstimmig, auf die Vorlage einzutreten und den Anträgen 
der Kommission zuzustimmen. 

De&amuraz Jean-Pascal, president de la Confederation: 
Apres !'excellent rapport de la commission. je veux simple­
ment ajouter que cette loi doit permettre a la Suisse, dans un 
domaine qui a ete souvent controverslt, qui a ete souvent dis­
cute, tout d'abord de continuer a respecter ses obligations et 
ses engagements internationaux dans le domaine du con­
tröle des exportations. On aura la un corps de dispositions 
precises qui nous permettra d'assurer le rnonde entier, nos 
partenaires et nos pays voisins du respect des engagements 
qui sont les nötres. 
Ensuite, cette loi apportera une contribution. qu'on attend de 
nous, a la prevention de la dissemination des armes ABC, 
notamment, et ä l'accumulation de capacites militaires con­
ventionnelles qui seraient destabilisantes precisement par 
leur concentration. Autant de menaces sur la paix, sur ta se­
curite, qu'il s'agisse de la securite internationale ou de secu­
rite regionale dans le rnonde. 

Bulletin ottlciel de 1· Assembllle flldllrale 

michael.tellenbach
Textfeld

michael.tellenbach
Textfeld



3. Ok1ober 1996 s 827 Güterkontrollgesetz 

Enfin, le dernier merite de cette loi est de mettre en place des 
conditions-cadres qui favorisent la competitivite de notre in­
dustrie d'exportation. Toutes les conditions etant respectees, 
c'est une branche d'activite economique creatrice d'emplois 
dans notre pays et il est normal que nous nous en preoccu­
pions. encore une fois, le cadre de ses activites etant rigou­
reusement defini.11 l'est notamment par cette loi. en sorte que 
je vous remercie d'entrer en matiere sur cette question. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz Ober die Kontrolle zlvll und mllltirlach 
verwendbarer Gilter 
Lol federale aur le contr61e dea blena utlllsablea a des 
flna clvllea et mllltalrea 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesgesetz über die Kontrolle .... 

Titra 
Proposition de la commission 
Loi federale sur le controle des biens utilisables .... 

Rhyner Kaspar (R, Gl). Berichterstatter: Bereits der Natio­
nalrat hat eine Änderung des Titels vorgenommen, indem er 
sich nach dem Vorbild internationaler Kontrollmassnahmen 
richten wollte. Der vom Nationalrat beschlossene Titel 
scheint Ihrer Kommission jedoch zu schwerfällig. Sie ist auch 
der Auffassung, dass der Titel nicht mit dem, was dann 
schlussendlich beschlossen wird, übereinstimmt, sind doch 
die beantragten Massnahmen nicht mehr eng an die interna­
tionalen Vereinbarungen gebunden. 
Ihre Kommission beantragt dem Rat einstimmig, ihrem An­
trag zu folgen. also den Titel neu folgendermassen zu fas­
sen: «Bundesgesetz Ober die Kontrolle zivil und militärisch 
verwendbarer Güter sowie besonderer militärischer Güter 
(Güterkontrollgesetz, GKG) ... Einstimmiger Kommissionsan­
tragl 

Angenommen - Adopte 

lngresa, Art. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Preambula, art. 1, 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Rhyner Kaspar (R, GL), Berichterstatter: Ich möchte zu den 
Artikeln 1 , 2 und 3 eine generelle Bemerkung machen. Der 
Konnex zwischen dem Kriegsmaterialgesetz und dem Güter­
kontrollgesetz besteht darin, dass jetzt jene Kategorien. die 
wir aus Artikel 5 des ursprünglichen Entwurfes des Bundes­
rates zum Kriegsmat&rialgesetz ausgeschlossen haben, un­
!81' das Güterkontrollgesetz fallen. Es handelt sich dabei um 
Güter, die weder Waffen noch Munition. noch Sprengmittel 
sind und die nicht spezifisch für Kampf· oder GefechtsfOh· 
rung konzipiert sind. Deshalb unterscheidet man zwischen 
«doppelt verwendbaren Gütern• und «besonderen militäri­
schen Gütern•. Das lediglich im Sinne einer Erklärung. 
Bei den Artikeln 1 und 2 beantragen wir Zustimmung zum 
Nationalrat. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 1 bis, 1 ter 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Amdlc:hes Bulleun der Bundesversammlung 

Abs. 1quater (neu) 
Als besondere militärische Güter gelten auch militärische 
Trainingsflugzeuge mit Aufhängepunk1en. 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 3 
Proposition de la comm1ssion 
Al. 1, tbis, 1ter 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 1quater (nouveau) 
Par biens militaires specifiques, on entend agalement les avi· 
ons militaires d'entrainement avec points d'emport. 
Al. 2, 3 
Adherer a la decision du Conseil national 

Rhynar Kaspar (R, Gl). Berichterstatter: Bei Artikel 3 Absatz 
1quater beantragt die Kommission - das haben Sie ja ge­
stern beschlossen, und das ist die logische Konsequenz -. 
hier die militärischen Trainingsflugzeuge mit Aufhängevor· 
richtungen ins Güterkontrollgesetz aufzunehmen. Das 
möchte ich besonders auch im Zusammenhang mit der Be­
handlung des Güterkontrollgesetzes erwähnt haben. Wir er· 
klären uns somit einverstanden. 

Angenommen - Adopte 

Art.4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art.5 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zur Unterstützung internationaler Kontrollmassnahmen, die 
völkerrechtlich nicht verbindlich sind, kann der Bundesrat, 
sof&rn diese Massnahmen auch von den wichtigsten Han­
delspartnern der Schweiz unterstützt werden, für die Ein-. 
Aus-, .... 
Abs.2 
Streichen 

Art.5 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Afin de soutenir les mesures de contröle internationales qui 
ne sont pas obligatoires du point de vue du droit international 
et pour autant que les principaux partenaires commerciaux 
de la Suisse soutiennent egalement ces mesures. le Conseil 
federal peut, pour l'importation .... 
A/.2 
Biffer 

Rhynar Kaspar (R, GL), Berichterstatter: Hier geht es um 
eine formell bessere Anpassung. Die Kommission beantragt, 
Absatz 1 und Absatz 2 zusammenzulegen. Der Inhalt von 
Absatz 2 ist neu in Absatz 1 enthalten; Absatz 2 kann somit 
gestrichen werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 2 (neu) 
Mehrheit 
Bewilligungen für besondere militärische Güter werden zu. 
dem verweigert, wenn die Vereinten Nationen oder Staaten. 
die sich zusammen mit der Schweiz an internationalen Ex-
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portkontrollmassnahmen beteiligen, die Ausfuhr solcher Gü· 
ter verbieten und wenn sich an diesen Massnahmen die 
wichtigsten Handelspartner der Schweiz beteiligen. 
Minderheit 
(Bieri. Maissen, Schech) 
Bewilligungen für besondere militärische Güter werden zu­
dem verweigert, wenn die beantragte Tätigkeit: 
a. von der internationalen Gemeinschaft verboten wird: oder 
b. die Interessen oder die äussere Sicherheit der Schweiz in 
schwerwiegender Weise zu schädigen droht. 
Bei Bewilligungsentscheiden ist insbesondere die Haltung 
unserer wichtigsten Handelspartner zu berücksichtigen. 

Antrag Paupe 
Abs.2 
Streichen 

Art. 6 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 2 (nouveau) 
Majorite 
Les permis concarnant les biens militaires specifiques sont 
en outre refuses lorsque les Nations Unies ou certains Etats 
qui. comme la Suisse. participent aux mesures internatio· 
nales de contröle des exportations de material de guerre 
interdisent l'exportation de tels biens et si les principaux par­
tenaires commerciaux de la Suisse s'associent a ces me­
sures. 
Minorite 
(Bieri, Maissen, Schech) 
Le permis pour les biens militaires specifiques est en outre 
refuse si l'activite envisagee: 
a. est interdite par la communaute internationale; ou 
b. menace de porter gravement atteinte aux interets ou a la 
securite exterieure de la Suisse. 
La decision tiendra campte en particulier de la position de 
nos principaux partenaires commerciaux. 

Proposition Paupe 
Al. 2 
Biffer 

Rhyner Kaspar (R, GL). Berichterstatter: In diesem Zusam­
menhang möchte ich folgende Bemerkungen machen: Nach 
dem Beschluss des Nationalrates wurde das Bundesamt für 
Justiz vom EMD beauftragt. zu untersuchen, welche Möglich­
keiten der Bundesrat hätte, die Ausfuhr von militärischen 
Trainingsflugzeugen mit Aufhängepunkten gestützt auf 
Artikel 102 Ziffer 8 der Bundesverfassung zu verbieten. 
Das Bundesamt für Justiz ist zum Schluss gekommen, dass 
ein solches Verbot in der Fassung des Kriegsmaterialgeset­
zes und des GüterkontroUgesetzes gemäss Nationalrat den 
Anforderungen von Artikel 4 der Bundesverfassung nicht ent· 
sprechen würde. 
Ihre Kommission teilt diese Interpretation des Bundesamtes 
für Justiz. Demzufolge sollen die notwendigen gesetzlichen 
Voraussetzungen für den Bundesrat geschaffen werden; sie 
wurden von einigen Mitgliedern als „Notbremse• bezeichnet. 
Die Kommission prüfte mehrere Anträge und Varianten. Eine 
Variante ging so weit, dass ein autonomer Entscheid des 
Bundesrates, wie er bis heute gemäss Kriegsmaterialgesetz 
noch möglich war, weiterhin bestehenbleiben soll. Eine wei­
tere Variante war schwergewichtig so, dass der Bundesrat 
bei Bewilligungsentscheiden die Haltung der wichtigsten 
Handelspartner der Schweiz zu berücksichtigen hätte. 
Schlussendlich hat die Mehrheit Ihrer Kommission einer drit­
ten Variante den Vorzug gegeben. Sie ist zwar bezüglich der 
Systematik im Güterkontrollgesetz nicht voll harmonisiert, 
nimmt aber inhaltlich Rücksicht auf die wichtigsten Handels­
partner der Schweiz. 
Eine Kommissionsminderheit möchte im Zusammenhang mit 
den Bewilligungskriterien noch weiter gehen. 

E 3 octobre 1996 

Nun haben wir noch den Antrag Paupe, der die Lösung ge­
mäss Nationalrat vorzieht, d. h. Streichung von Absatz 2. 

Biari Peter (C, ZG), Sprecher der Minderheit: Ich möchte den 
Minderheitsantrag wie folgt begründen: 
1. Der Nationalrat hat in seiner Beratung das vom Bundesrat 
vorgelegte Konzept, was ins Kriegsmaterial· und was ins Gü­
terkontrollgesetz gehöre. ganz entscheidend verändert. Wir 
haben diesen Entscheid ebenfalls nachvollzogen, und wir ha­
ben - ich darf für mich in Anspruch nehmen, den entspre­
chenden Antrag in der Kommission gestellt zu haben „ für die 
Trainingsflugzeuge in Artikel 3 des Güterkontrollgesetzes 
eine positive Formulierung gefunden. Der Transfer der be­
sonderen militärischen Güter, also nicht nur der Trainings­
flugzeuge, vom Kriegsmaterial- ins Güterkontrollgesetz hat 
sogar eine Änderung des Trtels dieses Gesetzes zur Konse­
quenz. Es ist deshalb angebracht, dass wir uns nun auch im 
zentralen Artikel 6 des Güterkontrollgesetzes auf diese neue 
Situation einstellen. 
2. In der Behandlung im Nationalrat wurde von verschiede­
nen Rednern Artikel 102 Ziffern 8 und 9 der Bundesverfas­
sung zitiert, um darzulegen, dass es der Bundesrat im Notfall 
jederzeit in der Hand hätte, aus politischen Gründen eine 
Ausfuhr von bestimmten Waren schweizerischen Ursprungs 
zu verhindern. Der Bundesrat könne so unerwünschte Ge­
schäfte rechtzeitig erkennen und verhindern. Die Bekämp­
fung des Missbrauchs sei damit garantiert. Dies blieb im Na­
tionalrat unwidersprochen. Auf Ersuchen des Generalsekre­
tariats des EMD hat das Bundesamt für Justiz abgeklärt, ob 
es mit oder trotz des im Nationalrat so beschlossenen Güter· 
kontrollgesetzes noch möglich wäre, diesen Notrechtsartikel 
102 Ziffern 8 und 9 anzuwenden. 
Das Gutachten liegt vor und kommt zum folgenden Schluss: 
Die Verfassungsmässigkeit von Verordnungen und Verfü­
gungen, welche gestützt auf Artikel 102 Ziffern 8 und 9 der 
Bundesverfassung erlassen werden, darf als unbestritten 
gelten. Hingegen geht die Rechtsprechung von der Ein­
schränkung aus, dass die Verordnung der bestehenden Ver­
fassung und Gesetzgebung nicht widersprechen darf. Sie 
darf höchstens praeter legem im Sinne einer Gesetzesergän­
zung, nicht aber contra legem erlassen werden. Auch wird 
verlangt, dass eine solche auf Verordnungsstufe erfolgte Re­
gelung bei Andauern eines Zustandes möglichst rasch ins 
formelle Gesetzesrecht überführt werden soll. 
Im zentralen Votum von Adalbert Durrer im Nationalrat hat 
dieser selbst auf die Möglichkeit der Anwendung von 
Artikel 102 Ziffern 8 und 9 der Bundesverfassung hingewie­
sen. Im Nationalrat blieb diese Einschätzung unwiderspro­
chen. 
Würde der Bundesrat also in Zukunft aufgrund des Verfas­
sungsartikels die Ausfuhr besonderer militärischer Güter in 
gewisse Länder verbieten, würde er diese dem Kriegsmate­
rial gleichsetzen, obwohl dies durch den Gesetzgeber gerade 
nicht als Kriegsmaterial gelten soll. Das Bundesamt für Justiz 
kommt zum Schluss. dass eine solche verfassungsmässige 
Notbremse «vom Ziel und von der Begründung her wohl als 
contra legem beurteilt würde und deshalb unzulässig wäre,.. 
Das Bundesamt für Justiz zieht die folgende Konsequenz: 
„wir erachten es als unzulässig, dass der Bundesrat nach 
der Verabschiedung des neuen Kriegsmaterialgesetzes und 
des Güterkontrollgesetzes in der Fassung des Nationalrates 
weiterhin gestützt auf Artikel 1 02 Ziffer 8 der Bu ndesverf as­
sung Ausfuhrverbote für militärische Trainingsflugzeuge (da· 
mit sind auch militärische Güter gemeint) mit Aufhängevor­
richtungen erlassen kann. Ein solches Verbot wäre contra le­
gem und würde den Anforderungen der Rechtsgleichheit in 
Artikel 4 der Bundesverfassung nicht genügen ... 
Nach dieser rechtlichen Beurteilung fällt für mich die vom Na­
tionalrat akzeptierte vermeintliche Lösung der Notbremse in 
sich zusammen. Die Minderheit möchte die Absicht, die der 
Nationalrat hatte, nicht aus den Augen verlieren. sondern 
versuchen, in Artikel 6 eine Lösung im Sinne von Artikel 102 
Ziffer 8 der Bundesverfassung wiederaufzunehmen. Damit 
tragen wir dem Umstand und der Tatsache Rechnung. dass 
unser Land dort eingreifen kann, wo es die Not gebietet; und 
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ich möchte. dass es der Bundesrat dann tun kann, wenn es 
die internationale Gemeinschaft vorschreibt oder wenn die 
Interessen oder die äussere Sicherheit der Schweiz in 
schwerwiegender Weise geschldigt werden. Diese Formu­
lierung ähnelt in ausgesprochener Weise Artikel 102 Ziffarn 8 
und 9 der Bundesverfassung. 
Sie sehen also, dass die Minderheit mit ihrem Antrag nicht 
weiter gehen will, als es der Nationalrat in einer - rechtlich lei­
der nicht korrekten Art -wollte. indem er, wie ich mich recht­
lich belehren liess. eine Lex specialis mit einer Lex generalis 
ausschalten wollte. 
Mit dem deklamatorischen Vermerk, dass wir auf die Haltung 
der wichtigsten Handelspartner Rücksicht nehmen wollen. im­
pliziere ich auch, dass wir nicht einsame und über alles erha­
bene •Musterknaben• sein wollen, sondern uns dort, wo es 
möglich ist, an unseren Handelspartnern orientieren woßen. 
Wtr haben aber in unserer Kommissionstitigkett gesehen, 
dass es Fälle geben kann. wo unsere Handelspartner nicht 
entscheiden wollen, können oder müssen. Hier sind wir auf 
uns allein gestellt, und hier braucht es Entscheidungskriterien. 
Im Gegensatz zum Antrag der Mehrheit. der Bewilligungsver­
fahren absolut von den Massnahmen unserer wichtigsten 
Handelspartner abhingig macht und damit ein Stück staatli· 
eher Selbstlncigkeit und Entscheidungsfreiheit aufgibt, llsst 
der Antrag der Minderheit dem Bundesrat in einem eng be­
grenzten Rahmen eine autonome Entscheidungsfreiheit. Ich 
meine, dass ciese Selbstlndigkeit diejenigen Kolleginnen 
und Kollegen in ciesem Saal hellhörig machen müsste, die 
nicht müde werden, bei jeder Gelegenheit unsere staatliche 
Eigenständigkeit zu betonen. Auch denke ich, dass der Bun­
desrat, der die Trainingsflugzeug• mit mehr als zwei -Hard· 
points• dem KMG unterstellen wollte, jetzt dem Antrag der 
Minderheit zustimmen müsste. Dieser liegt zwar nicht gerade 
nahe bei seinem Entwurf, aber immerhin etwas näher aJs der 
Antrag der Kommissionsmehrheit. Letzten Endes nimmt er 
auch das auf, was der Nationalrat in falscher Interpretation 
des Bundesverfassungsartikels gewollt hat. 
Das neue GKG ist Teil des indirekten Gegenvorschlages zur 
Volksinitiative •für ein Verbot der Kriegsmaterialausfuhr•. 
Wtr haben in diesen Tagen wiederholt betont, dass wir Lük· 
ken schliessen wollen. Es kann meiner Meinung nach also 
nicht darum gehen - wie es jemand in der Kommission bei 
der Verteidigung des Antrages der Mehrheit gesagt hat-. 
„dass wir nicht so weit gehen wollen, wie es der heutigen 
Praxis entspricht•. Wenn wir wirklich Lücken schliessen wol­
len, dann sollen wir nicht neue Löcher öffnen. Ich bin der fe­
sten Überzeugung, dass man dies mit dem Antrag der Min­
derheit am besten tun kann und dass dies für unser Land mit 
seiner humanitlren Wertvorstellung, aber auch für unseren 
Ruf als Werl<platz und Wirtschaftsstandort einen guten und 
akzeptablen Vorschlag darstellt. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Minderheit zuzustim­
men. 

Paupe Pierre (C, JU): Fort de l'experience d'hier, lors du de­
bat sur la loi sur le materiel de guerre, il rne parait judicieux 
de se cantonner dans des dispositions gen~ales, laissant au 
Conseil federal, en fonction de l'evolution de la situation, une 
plus grande marge d'appreciation. C'est pourquoi je propose 
de biffer l'alinea 2 (nouveau) qui offre trop de possibilites de 
polemique ou d'entraves a nos entreprises. 
Au moment ou notre pays compte plus de 170 000 cho­
meurs, au moment ou chacun se gargarise de redeploiement 
de l'ec:onomie. de creation d'emplois ou de lutte contre lade· 
localisation de nos entreprises a l'etranger, il parait surpre­
nant de constater les nombreuses tentatives d'introduction 
de tracasseries administratives qui penalisent nos entrepri· 
ses. Les propositions qui nous sont faites par la commission, 
notamrnent par la minorite, mais meme par la majorite, sont, 
elles aussi, des elernents nouveaux qui permettent enc:ore de 
freiner les activites de nos entrepnses. independamment 
d'une appreciation objective de la situation. Ainsi, comment 
determiner, lors de situations un peu confuses. si les princ:i· 
paux partenaires commerciaux de la Suisse s'associent ade 
telles mesures? C'est la raison pour laquelle, dans un do-
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maine aussi evolutif, il me parait important de s'en tenir a 
l'appreciation du moment. faite rapidement tant par l'adminis­
tration que par le Conseil federal. 
La Suisse, quoi qu'on en dise, a pour habitude de respecter 
ses engagements, qu'il s'agisse de chartes, de conventions 
ou de dispositions legales. C'est vrai que le Conseil federal 
peut evidemment tres bien prendre une position de sagesse. 
tant d est vrai que, si on a une masure qui est interdite par la 
communaute internationale, le Conseil federal va certaine­
ment en faire egalement sa decision. 
C'est pourquoi je VOUS invite a adherer a la decision du Con­
seil national, qui est en fait la version du Conseil fed~al lege· 
rement amendee puisqu'on supprime les „objectifs de mesu­
res•, mais qu·on parle directemant de respecter les „mesu­
res de contr61e internationales non obligatoires du point de 
vue ciJ droit international soutenues par la Suisse•. Si je le 
fais, c'est que nous souhaitons que, par ces mesures. on 
evite des ralentissemants. on evite des freins et que l'on per· 
mette plus de souplesse dans l'examen des problemes d'ex­
portation. 

Gentil Pierre-Alain (S, JU): J'aimerais apporter mon soutien 
a la proposition de la minoritlt que vient de developper 
M. Bieri pour bien expliquer quels etaient les arguments qui 
devraient conduire absolument a mentionner dans ce texte 
de loi des reg/es qui permettent au Conseil federal d'interdire 
des exportations lorsque la communaute internationale le re­
commande ou lorsque les propres interets de la Suisse sont 
menaces. Je n'ai rien a ajouter a son developpement. 
J'aimerais, par contre, m'elever tres fortement contre la pro­
position Paupe qui s'inscrit, je dois malheureusement le dire. 
dans le droit fit des decisions qui ont ete prises hier a propos 
de la loi sur le matltriel de guerre et qui tendent a resumer no­
tre discussion a une comedie en trois actes: 
1. On affaiblit la portee de la loi sur le material de guerre en 
limitant les possibilites d'embargo du Conseil federal. 
2. On sort les Pilatus et autres articles encombrants de la loi 
sur le mat6riel de guerre pour les placer dans la loi sur le con­
tröle des biens. 
3. On viele la loi sur le contröle des biens de sa substance en 
ne perrnettant pas, la non plus, au Conseil federal de subor­
donner l'exportation de biens militaires specifiques a des cri­
teres pourtant assez prltcis et assez exceptionnels. 
Si l'on suit la proposition Paupe, on n·aura plus une loi, on 
aura une passoire, une veritable passoire, et la situation con­
jugun de la nouvelle legislation sur le material de guerre et 
sur le contröle des biens conduira a un etat du droit qui sera 
plus laxiste encore que la situation actuelle, ce que bon nom­
bre d'entre vous ont denonclt lors du debat d'entree en ma­
tiere d'hier en manifestant leur intention de «boucher les 
trous-, si je peux reprendre et traduire ainsi l'expression de 
M. Bieri. 
La proposition Paupe est une regression non seulement par 
rapport au projet du Conseil federal, mais par rapport a la si­
tuation actuelle. Je vous demande de la rejeter et d'accepter 
la proposition de la minorite Bieri. 

Maiasen Theo (C. GR): Ich möchte mich zu dieser Ordre 
public nicht aus rechtlicher Sicht äussern. Das wurde bereits 
gemacht. Sie ist für mich auch keine „Lex Pilatusflugzeuge•. 
FOr mich ist ein erster Punkt zu berücksichtigen. nämlich 
dass wir das Gesetz so geändert haben, dass es nicht mehr 
allein darum geht, internationale Massnahmen umzusetzen. 
Wir haben das Gesetz angereichert, so dass wir in bestimm­
ten Bereichen eigenständig handeln können, im Sinne einer 
eigenständigen Aussenpolitik, soweit das möglich ist. 
Ich gehe davon aus, dass Artikel 6 im Rahmen dieses eigen­
ständigen Handelns in der Aussenpolitik für Extremsituatio­
nen gelten soll. Ich glaube - die Diskussion zeigt es, und ich 
nehme an, der Bundespräsident wird es bestätigen -, 
Artikel 6 wird selten angewendet werden. Er ist wirklich eine 
Notfallposition. Ich meine jedoch, dass wir hier den Spiel­
raum und die Handlungsfreiheit bewahren sollten, damit der 
Bundesrat in solchen Extremsituationen wirklich die Interes­
sen des Landes berücksichtigen kann. 
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Der zweite Punkt- und der scheint mir entscheidend zu sein -
ist eine politische Überlegung. Ich glaube. dass wir bei der 
Gesetzgebung schauen sollten. dass wir auf Sensibilitäten in 
der Bevölkerung, die weit verbreitet sind, Rücksicht nehmen. 
Wir haben uns mit der Übernahme der Pilatusflugzeuge in 
das Güterkontrollgesetz fOr den Werkplatz Schweiz entschie­
den - ganz klar. Wir möchten uns diese Möglichkeit der 
Technologie nicht verbauen. Ich finde das richtig und habe 
mich dafür eingesetzt. 
Wir wissen aber aus den bisherigen Erfahrungen, dass es in 
den Medien über den Einsatz solcher Mittel Kritik gab, wobei 
uns auch gesagt wurde - und ich glaube das-. dass diese 
Medienberichte den Sachverhalt zum Teil nicht korrekt wie­
dergegeben hätten. Wir haben aber Zuschriften erhalten, hin­
ter denen Leute aus Kreisen stehen, denen es ein ernsthaf­
tes und tiefgehendes Anliegen ist - diese Zuschriften haben 
mich bewegt-. dass nicht mit irgendwelchen Mitteln. die in 
der Schweiz eingekauft werden, menschenrechtlich unkor­
rekte Haltungen gefördert werden. Für mich war es immer 
wieder zweifelhaft, ob man da mit den Entscheiden wirklich 
richtig liegt. Ich glaube, wir sollten du Gespür haben und die· 
sen Zweifeln in uns nachgeben. Wtr könnten die Verantwor­
tung letztlich doch nicht übernehmen, wenn solche Geräte 
gegen Frauen, Kinder, sonst Benachteiligte oder Minderhei­
ten eingesetzt würden. Ich glaube, das würde uns als Bürger 
eines freien Landes doch schmerzen. 
Ich möchte diese Verantwortung nicht übernehmen und 
meine - auch aus politischen Überlegungen-: Wir sollten in 
diesem Gesetz einen Ausgleich schaffen zwischen dem Ja 
zum Werkplatz Schweiz, zugunsten der eigenen Interessen. 
und dem Ja zu möglichen gefährdeten Interessen von Min­
derheiten. Ich appelliere an Sie als Gesetzgeber, dass Sie 
diese verschiedenen Empfindlichkeiten in diesem lande be­
rücksichtigen und der Minderheit folgen. Damit legen Sie 
nach aussen dar: Wir haben eine Rückfaßposition; wenn es 
wirklich Situationen gibt, die nicht geregelt, nicht vorgesehen 
sind, kann der Bundesrat eigenstindig und in Verantwortung 
handeln. 
Darum ersuche ich Sie eindringlich: Stimmen Sie der Minder­
heit zu! 

Beerll Christine (R, BE): Ich bin wieder einmal davon über­
zeugt, dass Ihre Kommission zwischen zwei je auf ihrer Seite 
doch zu weit gehenden Lösungen einen guten Mittelweg ge­
funden hat. 
Wieso wir hier in Artikel 6 einen Zusatz benötigen, wieao wir 
hier eine Ergänzung vornehmen müssen, hat Ihnen Herr 
Bieri in seinem Votum umfassend und auch sehr klar darge­
legt. Nachdem wir nun legiferiert haben, ist es nicht mehr 
möglich, Artikel 102 Ziffer 8 der Bundesverfassung direkt an­
zuwenden und als Auffangposition zu benutzen. Die rechtli­
chen Begründungen hat Ihnen Herr Bieri umfassend gege­
ben. 
Anderseits geht der Antrag der Minderheit Bieri zu weit. Er 
geht zu nahe ans Kriegsmaterialgesetz. Wir möchten ja hier 
eine Regelung finden, die eben nicht ganz so restriktiv ist wie 
das Kriegsmaterialgesetz, sonst hätten wir die Kategorie der 
besonderen militlrischen Güter gar nicht zu bilden brauchen, 
sondern hätten direkt das Kriegsmaterialgesetz als anwend­
bar erkliren können. 
Was spricht also dafür, dem Antrag der Mehrheit Ihrer Kom­
mission zu folgen? Es gibt drei Gründe: 
1. Die Entscheide, ob eine Exportbewilligung erteilt werden 
kann oder nicht, sind nach dem Antrag der Mehrheit Ihrer 
Kommission tor die Industrie gut voraussehbar. Sie sind auch 
für die Exportkontrollbehörden voraussehbar und berechen­
bar. Man weiss, woran man sich zu hatten hat. Die Bestim­
mungen greifen auch. Sie tragen den Bedenken derjenigen 
Bevölkerungsteile Rechnung, die Herr Maissen erwähnt hat. 
Ich sage Ihnen kurz: Das Uno-Embargo für besondere militi­
rische Güter gilt z. B. für Libyen. Irak, Afghanistan. Somalia, 
Liberia, Angola, Rwanda und Jemen. Die EU hat ein Em­
bargo tor solche Güter gegenüber Burma, Sudan, Nigeria, 
Serbien-Montenegro, Kroatien und Bosnien erlassen. Für 
alle diese Länder würde also auch der Antrag der Mehrheit 

Ihrer Kommission ein Auffangbecken, eine Lösung zur Verfü­
gung stellen. 
2. Die Lösung der Mehrheit Ihrer Kommission bedeutet. dass 
die Schweiz keinen Alleingang macht. Wir sind in die interna­
tionale Gemeinschaft eingebunden, und wir halten uns an die 
Embargos der Uno und der tor uns wichtigen Handelspart­
ner. 
3. Der Antrag der Minderheit Bieri - ich bitte Sie, ihn abzuleh­
nen - würde bedeuten, dass man dem Bundesrat doch einen 
sehr grossen Ermessensspielraum gäbe. Er müsste in jedem 
Einzelfall wieder isoliert entscheiden. Es gäbe also Von-Fall­
zu-Fall·Entscheide, ohne dass man voraussehbar berechnen 
und ersehen könnte. wie die Entscheide ausfallen, was wie­
derum bedeuten würde. dass der Bundesrat jedesmal und 
bei jedem Entscheid grossen Druckversuchen von beiden 
Seiten - von seilen der Industrie. aber auch vonseiten der 
Hilfswerke und der interessierten Kreise aus diesem Spek­
trum - ausgesetzt wäre. Es gäbe jedesmal grosse Diskussio­
nen. Dies ist der ganzen Situation sicher nicht angemessen 
und ist auch nicht von Nutzen. Die Beurteilung wäre zudem 
sehr, sehr schwierig. Es wire jedesmal ein hochpolitischer 
Entscheid ohne richtige Leitplanken. Deshalb ist der Antrag, 
der von der Minderheit Bieri vorgebracht wird, für die Indu­
strie eine absolut unbefriedigende Lösung. 
Zusammenfassend noch einmal: Der Antrag der Mehrheit Ih­
rer Kommission liegt in der Mitte. Wtr müssen etwas machen. 
Wtr können nicht das Ganze streichen und beim alten belas­
sen, wie Herr Paupe das beantragt. Wtr müssen eine Lösung 
vorsehen. die berechenbar, voraussehbar ist und auch den 
Bundes,at nicht bei jedem einzelnen Entscheid den grössten 
Druckversuchen aussetzt. 

Schallberger Peter.Josef (C, NW): Es ist mir ein ehrliches 
Bedürfnis, unserer Sicherheitspolitischen Kommission den 
aufrichtigen Dank dafür auszusprechen, dass sie den klaren 
Beschluss des Nationalrates übernommen und beantragt 
hat, die Pilatus-Trainingsflugzeuge dem Güterkontrollgesetz 
zu unterstellen. Ich gebe damit den Dank nicht bloss von Un­
ternehmung und Belegschaft der Pilatuswerke, sondern des 
ganzen Nidwaldner Volkes weiter. Regierung und Volk mei­
nes Standes haben seit jeher, auch in den letzten Jahren, im­
mer wieder deutlich bewiesen, dass sie voll hinter dem gröss­
ten Arbeitgeber des Kantons stehen und auch stolz über 
diese Exporterzeugnisse von weltweit anerkannter Spitzen­
qualität sind. Aber auch ein gutes Produkt benötigt im inter­
nationalen Konkurrenzkampf die gleichen Bedingungen, die 
gleich langen Spiesse. 
Artikel 6 gemiss dem Entwurf des Bundesrates und dem Be­
schluss des Nationalrates erfüllt durchaus die Anforderungen 
an Ethik und Moral, nachdem umschrieben wird, dass Bewil­
ligungen zu verweigern seien, .. wenn die beantragte Tätig­
keit a. internationalen Abkommen widerspricht; b. völker­
rechtlich nicht verbindlichen internationalen Kontrollmass­
nahmen widerspricht, die von der Schweiz unterstützt wer­
den•. Schon dieser Buchstabe b ist ein zusätzliches. unter 
Umständen recht hartes, völkerrechtlich nicht zwingendes 
Erfordernis. Ich will daran trotzdem nicht rütteln, eben aus 
ethisch-moralischen Gründen. Soweit sind wir uns einig. 
Nun will aber die Kommission diesen Artikel 6 mit einem 
zweiten Absatz anreichern und unterbreitet uns gleich eine 
Auswahlsendung von Mehrheit und Minderheit. Beide Vari­
anten wollen die Haltung unserer wichtigsten Handelspartner 
berücksichtigen. Das mag gut und redlich gemeint sein. Im 
konkreten Fall kann sich dies jedoch tor eine Schweizer 
Firma katastrophal auswirken. Der härteste Konkurrent der 
Pilatus liegt nämlich auf einem anderen Erdteil, ennet dem 
Grossen Wasser, und zählt keineswegs zu den wichtigsten 
Handelspartnern der Schweiz, wie dies formuliert ist. Dieser 
Konkurrent wird mit Freuden liefern, wenn es Parlament und 
Bundesrat vorziehen, unsere hochqualifizierten Arbeitneh· 
mer nach Befragung der wichtigsten Handelspartner arbeits­
los zu machen. Das kann und darf nicht die Absicht unserer 
obersten Landesbehörden sein. 
Daher ersuche ich Sie, die Fassung des Erstrates zu be­
schliessen. Mein Ersuchen richtet sich auch an jene Kommis· 
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sionsmitglieder, welche diesen entscheidenden Umstand 
nicht kannten und arglos etwas Gutes tun wollten. 
Stimmen Sie daher dem Beschluss des Nationalrates zu. Ein 
initiatives Volk, das nicht wirtschaftlich in Schönheit sterben 
möchte, wird Ihnen dafür dankbar sein. 

Schi....,. Fritz (R, GL): Gestatten Sie mir als Kommissions­
mitglied eine kurze Bemeriwng zu den Voten von Herrn 
Paupe und von Herrn Schallberger. 
1. Wenn Sie die Chancen der Initiative, die wir gestern ohne 
grosse Diskussion abgelehnt haben, erhöhen wollen. müs­
sen Sie dem Antrag Paupe zustimmen. Dann können wir 
nämlich im Abstimmungskampf auf ganz konkrete Fragen 
keine konkreten, befriedgenden Antworten darüber geben, 
ob beim Export bestimmter Güter eine Notbremse vorhanden 
ist oder nicht. 
Um genau diesen Aspekt ging es Ihrer Kommission. 
2. Den zweiten Aspekt hat Kollege Bieri hwausgearbeitet; er 
wurde meines Erachtens zuwenig zur Kenntnis genommen. 
Der Nationalrat ist nicht davon ausgegangen, dass Artikel 
102 Ziffer 8 der Bundesverfassung nicht mehr anwendbar 
sein sollte. Herr Bieri hat das ausführlich dargelegt. Wenn 
dem so ist, müssen wir uns eigentlich fragen, ob der Antrag 
Paupe letztlich nicht kontraproci.lktiv wire. Denn wenn 
Artikel 102 Ziffer 8 BV für den Bundesrat weiterhin anwend­
bar ist, geht dieser Artikel weiter als der Antrag der Mehrheit. 
Mit ihrem Antrag wollte die Mehrheit der Kommission eben 
gerade eine gewisse Gleichheit der Spiesse herbeiführen, in­
dem der Bundesrat aufgrund dieser neuen Bestimmung bei 
seiner Entscheidung gehalten ist, das Verhalten der wichtig­
sten Handelspartner zu berücksichtigen. 
Beschliessen Sie hec.rte nicht etwas, was sich morgen einer· 
seits im Abstimmungskampf, ander8fS8its in der Anwendung 
des GesetzH als kontraproci.lktiv erweisen könnte. Ich 
stimme der Mehrheit zu. 

lnderkum Hansheiri (C, UR): Anknüpfend an das Votum von 
Herrn Schallberger mOchte ich meiner Meinung Ausdruck ge­
ben, dass es bestimmt nicht darum geht, eine •Lex Pilatus» 
oder eine „Lex Nidwalden» zu schaffen. Ich bin überzeugt. 
dass dies auch nicht die Meinung von Herrn Schallberger ist. 
Und es geht bestimmt auch nicht darum, in dieser schwieri­
gen Zeit, in der wir leben, einseitig nur die lnteresaen der 
Wirtschaft zu sehen und die übrigen Kriterien zu vergessen 
oder unangemessen in den Hintergrund zu rücken. Es wurde 
ja in der Eintretensdebatte zum Kriegamaterialg"8tz zu 
Recht darauf hingewiesen. dass es bei dieser Gesetzgebung 
über die Ausfuhr von Kriegsmaterial, zu der auch das Güter­
kontrollgesetz gehört, darum geht, einen Ausgleich zwischen 
den innen- und insbesondere wirtschaftspolitischen Interes­
sen einerseits und den Interessen unserer Aussenpolitik an­
derseits zu schaffen. 
Es geht aber auch darum. dass wir der Wirtschaft nicht unnö­
tigerweise Hindernisse in den Weg legen. Es kann nicht deut­
lich genug darauf hingewiesen werden. dass wir, wenn wir 
Absatz 2 streichen, nicht vor dem Nichts stehen, sondern 
dass wir noch den Entwurf des Bundesrates beziehungs­
weise den Beschluss des Nationalrates haben. Ich meine. 
dass der durchaus genügend ist, um das ausgleichende Ziel 
der Positionierung in unserer Kriegsmaterialpolitik zu errei­
chen. Wir dürfen, rechtspolitisch gesehen, nicht den Fehler 
machen. die Messlatte allzu hoch anzusetzen, indem wir al· 
les bis ins letzte Detail regeln. Ein Gesetz soll bekanntlich in 
generell-abstrakten Normen einen bestimmten gesetzgebe­
rischen Bereich normieren. Missbräuche lassen sich leider 
nie ganz vermeiden. Sie sollen soweit wie möglich ausge­
schlossen werden. Aber die Erreichung der anderen Ziele, 
die auch wichtig sind- und auf diese wurde gestern auch hin­
gewiesen-. datf dabei nicht verunmöglicht oder in sachlich 
nicht gerechtfertigter Weise erschwert werden. 
Dw Antrag der Minderheit geht in diesem Uchte sicher zu 
weit. Ich möchte da insbesondere auf die Voten von Frau 
Beer1i und Herrn Schallberger hinweisen. 
Mit dem Antrag der Mehrheit könnte man leben. Noch lieber 
wäre mir als Urne, aber - und da muss ich auf die wirtschaft-
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liehen Interessen auch unseres Kantons hinweisen -. Sie 
WOrden dem Antrag Paupe zustimmen. 

Oelamuraz Jean-Pascal. president de la Confederation: Je 
vais pec.rt-&tre surprendre M. Paupe ou meme. ca qui sera1t 
tragique pour moi, le d&cevoir par une sorte de masochisme 
politique qu'il me pretera a vouloir preferer ici Ja formulation 
de la commission - je me prononcerai sur las propositions de 
majorite et de minorite tout a !'heure-. ä la formulation extre­
mement ouverte et tres libtrale que M. Paupe nous propose. 
a savoir de biffer purement et simplement l'alinea 2 de cet ar· 
tiefe cruciaJ de Ja loi sur le contröle des biens. 
La premiere raison de cette reserve a l'egard de la propos1· 
tion fort liberale de M. Paupe tient au fait que le Conseil fede­
ral avait eo~ origineUement l'artide 6 limite a un seul ah­
nu, dans la perspective ou las avions PC-7 et PC-9, notam­
ment. lttaient soumis a Ja loi sur le matliriel de guerre. c·est 
selon cette economie generale qu'en bonne logique, dirais· 
je, le Conseil federal pouvait relativement limiter l'argument 
et l'ltnonce des critwes de l'articfe 6. 
Le Conseil national, puis vous-memes dans vos deliberations 
d'hier, vous en avez decide autrement, et vous avez fait pas­
ser ces gentils avions dans la loi dont nous discutons ce ma· 
tin. Alors, la formulation que le Conseil federal avait utilisee a 
l'lipoque ne se trouve plus possible. ou en tout cas beaucoup 
moins justifiee qu'elle ne l'etait originellement. ä la suite de ce 
transfert de cette categorie importante de la loi sur le material 
de guerre dans la loi sur Je contröle des biens. 
Je pense que pour une premiere raison de lisibilite de notre 
comportement politique futur, tant a l'egard de nos partenai­
res internationaux qu'a l'egard de notre propre peuple, il est 
necessaire d'ajouter, aux critwes de l'alinea 1 er. des crih~res 
un peu plus prllcis encore qui sont contenus dans l'alinea 2. 
L'enonce de ces principes, soit avec la forrnulation de la ma­
jorite, soit avec celle de la minorite. ne presente tout de 
mime pas un catalogue rigide et insoutenable. mais un cer­
tain nombre de criteres assez precis. Nous pouvons vivre et 
nous pourrons vivre d'une maniwe plus certaine et plus con­
tinue avec ces criteres qu'avec un article reduit veritablement 
a la portion congrue comme si, je Je repete, les PC-7 et les 
PC-9 etaient restes dans Ja loi sur Je material de guerre. 
Cette credibilite morale consistant a ancrer ces criteres. j"in­
siste sur le fait qu'elle sera plus grande a l'egard de nos par­
tenaires etrangers quant a Ja capacite de Ja Suisse d'honorer 
les engagements juridiques ou moraux qu'eUe aurait contrac­
th au plan international, mais aussi au plan interne. 
Je crois qua M. Schiesser a ajoute quelque chose d'essentiel 
a quoi je me permets de vous rendre attentifs. a savoir que 
nous avons Je risque d'une initiative qui. si eile etait acceptee. 
ferait connaitre a tout ce secteur d'activites d'autres defaites 
et d'autres difficultes que celles qua pourrait comporter I' ap­
plication du critere fixe ici. Or, si d'actes liberaux en actes 
laxistes - parce que c'est Je reproche qu'on fera au Parla­
ment et au Gouvernement - nous lächons constarnment du 
lest, nous ne finissons pas par constituer un outil de contre­
proposition efficace, et les risques des lors de voir passer 
cette initiative populaire s'en trouvent tres regrettablement et 
tres dangereusement accrus. 
Je crois qu'il taut songer a cet aspect des choses. nous ren­
dre oompte que nous nous sommes affaiblis, le voulant et le 
sachant - et je partage cette opinion quant a moi -. en pas­
sant d'une loi dans l'autre: nous ne devons pas encore en 
quelque sorte affaiblir nos positions, au point qu·elJes ne re­
presenteraient plus d'argument de „contre-batterie•. pour 
paner comme un artilleur que je fus, aux propositions extre­
mement rigoureuses de l'initiative. 
Enfin, j'en viens a la proposition Paupe, qui. avec M. Schall­
bergar, entre autres. a insiste sur le caractere preoccupant 
de notre situation economique et sur la necessite de creer ou 
de recreer des emplois. Ce souci est entierement partage. 
Encore une fois. je demande que nous soyons capables de 
mettre equitablement dans les plateaux de la balance tous 
ces elements d'appreciation. celui de notre participation fran­
che et sincwe au desarmement mondial, mais aussi celui de 
ne pas etre les oublies de l'alphabet, si tant est que. dans ca 
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domaine. passant d'une maniere beaucoup plus rapide sur 
ces criteres de moralite ou d'ethique, d'autres en viendraient 
a manger notre propre pain. pour parler tres clairement. 
Je crains. Monsieur Paupe. que l'absence d'un alinea 2 lais­
serait, je ne dirai pas. le libre arbitre du Conseil fed6ral 
s·exercer sans limites - Conseil federal. que je sache. qui a 
tout de meme une colonne vertebrale; il a un minimum de 
continuite et de pratiques regulieres. Je ne pretends pas que 
ce serait la. de sa part, avec un article tres allege, autant 
d'actes du prince, souverains et arbitraires. qu'il rendrait de 
cas en cas. 
Mais. quelle que soit la constance de la pensee gouverne­
mentale, le risque demeure bei et bien. si eile n'est pas gui­
dee par des principes ecrits, eclaires et lisibles, que l'on se 
mette a evoluw un peu en fonction peut-itre des emotions 
politiques du moment - nous ne sommes pas des robots. 
nous pouvons itre sensibles • une situation peut-itre vive­
ment ressentie. L'absence de criteres pourrait conduire. le 
cas echeant - c'est un risque clont je voudrais me prevaloir -. 
a des d6cisions insolites, contradictoires, delivrees en relati­
vement peu de temps l'une apres l'autre. et tout cela ne serait 
certainement pas favorable pour la solidite de notre econo­
mie. pour le pourvoi d'emplois, et pour la continuite des pra­
tiques industrielles. 
C'est pourquoi, paradoxalement, votre proposition. qui a, en­
core une fois, ma sympathie personnelle, parce qu'elle est 
celle du grand liberal que vous ites et dans les traits duquel 
j'aimerais me reconnaitre au moins partiellement. pourrait 
bien nous conduire a 1a consequence que, economiquement, 
ce serait moins sur, moins constant, et qu'en tout cas les ga­
ranties de la constance ne seraient pas ancrees dans la loi. 
Finalement, c'est cette raison, jointe aux deux autres, plus 
importantes 1 vrai dire, qui me conduisent a pref6rer la pro­
position de la commission. 
Maintenant que le cas Paupe est ainsi regle -vous le regle­
rezl - j'en viens a vous dire que soit la proposition de la ma­
jorite de la commission soit celle de la minonte sont possibles 
et concevables pour le Gouvernement. La proposition de la 
minorite offre sans cloute au Conseil federal plus de possibi­
lites d'intervention, une marge de manoeuvre plus large, 
dans un certain sens. En revanche. la proposition de la ma­
jorite, et c'est la la difference entre minorite et ma;orite. pw­
met de fixer des crit4\rff plus precis, d'encadrer de maniiH'e 
plus rigoureuae les d6cisions futures du Conseil fedwal dans 
ce domaine sensible. Elle est plus previsible pour l'exporta­
teur que la proposition de la minorite. et je retombe la sur l'un 
des elements clont f ai parte tout a l'heure apropos de la sug­
gestion de M. Paupe, celui des retombees economiques et 
de la creation d'emplois. 
Enfin, troisieme element que je retiendrai, je crois que la pro­
position de la majorite s'integre mieux dans la logique de la 
loi sur Je contröle des biens. C'est pourquoi, tout bien pese, 
ayant prefere la formulation de la commission a celle de 
M. Paupe, j'en viens 1 dire: .. Pfutöt la formulation de la majo­
rite de la commission que celle de la minorite, l'une et l'autre 
atant remarquablement intelligentes ... 

Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AJ. 2 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag Paupe 
Für den Antrag der Minderheit 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag Paupe 

Art. 7-10 
Antrag der Kommisaion 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

25 Stimmen 
17 Stimmen 

22 Stimmen 
21 Stimmen 

Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Rhyner Kaspar (R. GL), Berichterstatter: Hier schliesst sich 
Ihre Kommission dem Beschluss des Nationalrates an. 

Angenommen - Adopts 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adh6'8f a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopts 

Art.12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag ZimmBrli 
Das Beschwerdeverfahren gegen Verfügungen nach diesem 
Gesetz richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen 
über die Bundesverwaltungsrechtspflege. 

Art. 12 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition ZimmBrli 
La procedure applicable aux recours deposes contre les 
decisions prises en vertu de la presente loi est regie par les 
dispositions gen6rales de la loi sur la procedure administra­
tive. 

ZJmmerll Ulrich (V, BE): Hier geht es um die gleiche Frage 
wie gestern bei Artikel 27 des Kriegsmaterialgesetzes. In sei­
ner Botschaft sagt der Bundesrat selber, er müsse als Be­
schwwdeinstanz bezeichnet werden, da es vor allem um 
Fragen der Sicherheit und Aussenpolitik gehe. Diese beiden 
Domänen lägen nach Artikel 100 Buchstabe a des Bundes­
rechtspflegegesetzes in der Kompetenz des Bundesrates. 
Wie ich Ihnen gestern zu Artikel 27 des Kriegsmaterialgeset­
zes ausgeführt habe, überzeugt diese Argumentation des­
halb nicht voll, weil zwar in der Mehrheit aller Fälle schon si­
cherheits- und aussenpolitische Fragen zur Diskussion ste­
hen, es aber doch eine bestimmte Anzahl von Fällen gibt, wo 
das gwade nicht zutrifft - Fälle also, die nach EMRK selbst 
justitiabel sein müssen. 
Unter diesen Umständen möchte ich Ihnen empfehlen. hier 
gleich zu legiferieren wie im Kriegsmaterialgesetz und ein­
fach auf die allgemeinen Bestimmungen zur Bundesverwal­
tungSl'echtspflege zu verweisen. Das bedeutet. dass alle po­
litischen Fälle in der Kompetenz des Bundesrates bleiben. 
wie das der Bundesrat auch will. dass aber die anderen Fälle 
systemkonform mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
beim Bundesgericht angefochten werden können. Mein An­
trag zu Artikel 12 ist also praktisch nur die logische Konse­
quenz des gestern gefassten Beschlusses bei Artikel 27 des 
Kriegsmatialgesetzes. 

Prisident: Herr Bundespräsident Delamuraz hat mir signali­
siert, dass er sich dem Antrag Zimmerli anschliesst. 

Angenommen gemAss Antrag Zimmerli 
Adopte selon la proposition Zimmerli 

Art.13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de fa commission 
AdhiH'er au projet du Conseil federal 

Rhyner Kaspar (R, GL), Berichterstatter: Ich spreche zum 
ganzen Artikel 13, weil die Kommission beantragt, gemäss 
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Bundesrat zu beschliessen und somit Artikel 13 in der Fas· 
sung des Nationalrates abzulehnen. 
Mit der Fassung des Nationalrates würde die Bundesver­
sammlung in einen Bereich involviert, der nach Auffassung 
der Kommission zur Exekutive gehOrt. Ihre Kommission ist 
der Auffassung, dass der Aufwand sowohl für das Parlament 
wie auch für die Verwaltung im Hinblick auf-um auch einmal 
davon zu sprechen - Effizienz zu grosa sei. 
Die Kommission beantragt einstimmig, der Fassung des 
Bundesrates zu folgen. 

Delamuraz Jean-Pascal, president de la Confederation: 
Quand on suit le projet du Consetl f6deral, Je Conseü federal 
est toujours d'acc:ord, ou presque toujours. 

Angenommen - Adopt, 

Art. 14-19 
Antrag d9r Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition dll la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopt, 

Art.20 
Antrag d9r Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition dll la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Rhyner Kaspar (R, Gl), Berichterstatter: Hier folgt Ihre Kom­
mission dem Nationalrat. Diese Fassung ist die Konsequenz 
des BeschluSSff bei Artikel 1 O Absatz 4. 

Angenommen - Adopt, 

Art. 21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition dll la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopt, 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 (neu) 
Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement kann die 
listen nachführen, die der Bundesrat in Ausführung von Ar· 
tikel 2 Absitze 1 und 2 und von Artikel 8 Absatz 2 Buchsta­
be b festlegt. 

Art. 22 
Proposition d9 la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 (nouveau) 
Le Departement f6deral de l'economie publique peut adapter 
les listes que le Conseil federal etablit en application de 
l'article 2 alinea 1 er et l'article 8 alinea 2 lettre b. 

Rhyner Kaspar (R, GL), Berichterstatter: Hier beantragt Ihre 
Kommission neu einen Absatz 2. Es wird beantragt, dass das 
Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement die Listen, 
welche vom Bundesrat festgelegt worden sind, nachführen 
kann. Es handelt sich hier um rein technische Anpassungen. 
Die Listen werden international bereinigt beziehungsweise 
revidiert, indem neue Güter aufgenommen oder andere ge· 
strichen werden; das wird international entschieden. Es geht 
auch darum. diese Änderungen durch eine Verordnung den 
Exporteuren zur Kenntnis zu bringen. 

Amdlct!H BufüMln der Bundesversammlung 

Ihre Kommission ist einstimmig für Aufnahme dieses Absat· 
zes2. 

Rochat Eric (L. VD): Ce n' est pas sur le fond, mais sur la 
forme que j'aimerais intervenir, et sur la version en frarn;ais. 
Lorsqu'on dit, a l'aliMa 2: .. Le Departement federal de l'eco· 
nomie publique peut adapter les listes que le Conseil federal 
etablit ....... je prefererais, quant a moi, remplacer par: «met· 
tre a jour•. -Adapter• donne l'id6e d'une possibilite de modi­
fier ces listes selon l'humeur. En fait, d'apres toutes les expli­
cations qui nous ont et6 donnees, il s·agit bien lade mettre a 
jour en fonction d'autres dispositions qui viennent d'ailleurs. 
C'est donc quelque chose de purement technique. 
Je presente l'amendement de mettre „mettre a jour• a la 
place d'•adapter• dans la ver9ion en fran~ais. Je n'ai rien a 
eire bien entenoo sur la version en allemand. 

Delamuraz Jean-Pascal, president de la Confederation: Ma 
faible connaissance de la langue franc;aise, qui n'est pas 
aussi grande que celle de M. Rochat, me permet de dire que 
ce dernier a raison. Le tem1e allemand «anpassen" doit ätre 
traduit par „mettre a jour•; .. adapter» pourrait faire croire en 
franc;ais a un odieux traficotage possible, a des bricolages 
unilateraux de cette liste; 'r8 n'irait pas. 
Je vous propose donc de corriger lexicalement le texte fran­
'r8is par „mettre a jour». 

Ab8. 1 -Al. 1 
Angenommen - Adopt, 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen gemäss Antrag Rochst 
Adopt' selon I• proposition Rochst 

Art. 23 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition dll la commission 
Adherer a 1a decision du Conseil national 

Angenommen -Adopt, 

Geumtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
FOr Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

31 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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95.016 

Güterkontrollgesetz 
Loi sur le contröle des blens 

Differenzen - Oivergences 
Siehe Seite 131 hiervor - Voir page 131 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 3. Oktober 1996 
Decision du Conseil des Etats du 3 octobre 1996 

Bundesgesetz über die Kontrolle zivil und militärisch 
verwendbarer Güter 
Loi federale sur le contröle des biens utlllsables a des 
fins civiles et militaires 

Titel, Art. 3 Abs. 1 quater; 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre, art. 3 al. 1 quater; 5 
Propositton de la commiss1on 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 

Minderheit I 
(Hubacher, Alder, Banga, Carobbio, Chiffelle, Oünki, Gros­
senbacher. Günter. Haering Binder. Meier Hans) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit II 
(Haering Binder, Alder. Banga, Carobbio, Chiffelle, Dünki. 
Günter, Hubacher. Meier Hans) 
Bewilligungen für besondere militärische Güter werden zu­
clem verweigert, wenn die beantragte Tatigkeit: 
a. von der internationalen Gemeinschaft verboten wird: oder 
b. die Interessen oder die äussere Sicherheit der Schweiz in 
schwerwiegender Weise zu schädigen droht. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Bei Bewilligungsentscheiden ist insbesondere die Haltung 
unserer wichtigsten Handelspartner zu berücksichtigen. 

Art. 6 al. 2 
Proposition de ta comm1ss1on 
Majonte 
Bitter 

Minorite I 
(Hubacher. Alder. Banga, Carobb10. Ch1Helle. Dünki. Gros­
senbacher. Günter, Haering Binder. Meier Hans) 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Minorite II 
(Haering Binder, Alder. Banga, Carobbio, Chittelle, Dünki, 
Günter, Hubacher. Meier Hans) 
Le perm1s pour les biens militaires specifiques est en outre 
refuse si I' activite envisagee: 
a. est interdite par la communaute internationale; ou 
b. menace de porter gravement atteinte aux interets ou a la 
securite exterieure de la Suisse. 
La decision tiendra compte en particulier de la position de 
nos principaux partenaires commerciaux. 

Hubacher Helmut (S, BS), Sprecher der Minderheit: Ich be­
antrage Ihnen. dem Beschluss des Ständerates zuzustim­
men, und zwar mit der folgenden Begründung: 
Wir sind Ja zu Beginn der Revision eigentlich mit dem Ziel des 
Bundesrates an die Arbeit gegangen, die Kriegsmaterialaus­
fuhr restriktiver zu kontrollieren. Heute haben wir eigentlich 
die ganze Geschichte verwässert. Die Revision ist im Ver­
gleich zum Ist-Zustand eher ein Rückschritt, und es fällt mir 
doppelt schwer, anzunehmen, dass das gewollt ist. Wir leben 
gerade in einer Zeit, in der uns die Geschichte auf etwas trau­
rige Art einholt - die Geschichte, unter der der Ruf dieses 
Landes weltweit leidet. Die Schweiz ist jetzt in den USA im 
Vergleich zur Vergangenheit zum Thema geworden, aber lei­
der eher zu einem negativen. Unsere Politik war die, dass wir 
alles verdrängten und dass die Grossbanken die Frage der 
Nazigelder ebenfalls ruhen liessen - wahrscheinlich mit der 
Spekulation, dass Gras über die Geschichte wachsen würde. 
Nun stehen wir deshalb weltweit in Verruf und müssen auch 
geschäftsschädigende Folgen in Kauf nehmen. Die drei 
Schweizer Grossbanken in New York sind im Moment keine 
gute Adresse. 
In diesem Zusammenhang möchte ich an Sie appellieren, 
nicht wieder Beschlüsse zu fassen, über die wir uns später 
oder über die unsere Nachkommen sich später schämen 
müssen. Die Kommission hat es ja fertiggebracht, den um­
strittensten Beitrag zur Kriegsmaterialausfuhr, nämlich den 
Pilatus-Porter, zur Friedenstaube umzufunktionieren. Er ist 
gar kein Kriegsmaterial mehr, nur eine zivile Flugmaschine, 
obschon einzig dieser Beitrag im Zusammenhang mit Sad­
dam Hussein zu Diskussionen Anlass gegeben hat. Die 
Mehrheit des Nationalrates hat diese Geschichte dem Halb· 
kanten Nidwalden zuliebe - ich gebe Ja zu, die Pilatus-Flug­
zeugwerke sind dort ein wichtiger Arbeitgeber - aus dem Ge­
setz gekippt. Und jetzt ist eben nicht mehr das Kriegsmateri­
algesetz für die Beurteilung zuständig; auch der Bundesrat 
ist nicht mehr handlungsfähig, sondern wir haben das im Gü­
terkontrollgesetz untergebracht. 
Der Ständerat sagt: Wenn das jetzt schon gemäss der Mehr­
heit des Nationalrates so geregelt ist, dann müssen wir we­
nigstens die Notbremse ziehen. Wie der Berichterstatter im 
Ständerat sagte: Wir müssen wenigstens ermöglichen, dass 
der Bundesrat. wenn die Uno oder die wichtigsten Handels­
partner die Bremse ziehen und Ausfuhrverbote erlassen. 
dann ebenfalls solche Bremsaktionen durchführen kann und 
dass nicht einfach nur die «vier schwarzen Schafe„ in der 
Völkergemeinschaft - Nordkorea, Libyen und Iran sind da­
bei - automatisch Sperrgebiet stnd, sondern dass der Bun­
desrat gemass Artikel 102 Ziffern 8 und 9 der Bundesverfas­
sung die Interessen und das Ansehen der Schweiz ein bis­
schen wahren kann. 
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Ein Gutachten des Bundesamtes für Justiz hält fest, dass 
sich der Bundesrat mit der Regelung, wie sie von der Mehr­
heit unseres Rates getroffen wurde, nicht, wie behauptet 
worden war. auf die Bundesverfassung berufen oder auf sie 
zurückgreifen könnte. Der Ständerat will - und ich bitte Sie. 
ihm in diesem Sinne zuzustimmen - wenigstens das 
Schlimmste verhüten, namlich dass wir wie in der Vergan­
genheit die Moral völlig auf die Seite schieben und einfach 
weiterhin so tun. als ob uns die Geschichte Jetzt eben nicht 
eingeholt hätte. sondern nur die Devise «Geschaft 1st Ge­
schaft» verfolgen. - Das w,11 der Ständerat verhüten. 
Ich bitte Sie, ihm bzw. der Minderheit I zuzustimmen. 

Haering Binder Bart:iara (S, ZH). Sprecherin der Minderheit: 
Vielleicht mögen Sie sich erinnern: Nur drei Tage, nachdem 
Sie im letzten Frühling hier im Rat beschlossen hatten, die Pi­
latus PC-7 und PC-9 nicht als Kriegsmaterial zu bezeichnen. 
bombardierte dieser «Wolf im Schafspelz» in Burma. Stellen 
Sie sich vor. der Bundesrat hätte in jenen Tagen über ein Ge­
such für den Export von Pilatus-Flugzeugen nach Burma ent­
scheiden müssen! Er hätte keinerlei rechtliche Grundlagen 
gehabt, um diesen Export zu stoppen, denn mit dem Ent­
scheid unseres Rates kann der Export von PC-7 und PC-9 
nur noch nach Irak, Iran, Libyen oder Nordkorea untersagt 
werden. Die von unserem Rat beschlossene Gesetzesrege­
lung fällt weit hinter die heutige Praxis des Bundesrates bei 
Exportbewilligungen zurück. Nach diesem Entscheid unse­
res Rates kann der Bundesrat seine ihm verfassungsmässig 
zustehende aussenpolitische Generalkompetenz in diesem 
Bereich nicht mehr wahrnehmen. 
Dies ist aussenpolitisch, sicherheitspolitisch, aber auch in­
nenpolitisch nicht zu verantworten. Dies war nicht nur der Öf­
fentlichkeit, sondern auch dem Ständerat bewusst, als er ent­
schied, dem Bundesrat doch zumindest noch einen kleinen 
Handlungsspielraum für aussen- und sicherheitspolitische 
Entscheide einzuräumen. Helmut Hubacher als Sprecher der 
Minderheit I hat Ihnen diese Fassung des Ständerates so­
eben dargelegt und dabei von «Notbremse» gesprochen. 
Unser Antrag - ein gleichlautender Antrag der Minderheit 
Bieri unterlag im Ständerat - will ein kleines Stück weiter ge­
hen, aber nur ein kleines Stück: Er will den Status quo der 
bundesrätlichen Praxis wiederherstellen und dafür eine ge­
setzliche Grundlage schaffen. sozusagen die Handbremse 
zur Notbremse. 
Seit 25 Minuten tagt der Ausschuss der Initiative «für ein Ver­
bot der Kriegsmaterialausfuhr». Ich muss Ihnen nicht sagen, 
dass dieser Ausschuss durchaus ein Interesse daran hat, 
dass Sie sich für den «Pilatus-Export» entscheiden, weil Sie 
damit dem Ausschuss den Abstimmungskampf für die Volks­
initiative erheblich erleichtern werden. 
Ich selber neige nicht zu dieser Strategie, denn mir liegt sehr 
viel an einem ausgewogenem Güterkontrollgesetz. 
Ich bitte Sie deshalb, hier dem Bundesrat den notwendigen 
Handlungsspielraum für verantwortungsbewusste und ver­
antwortungsvolle Entscheide einzuräumen. 

Engelberger Edi (R, NW): Ich danke Ihnen für die Einfügung 
von Absatz 1 quater in Artikel 3 GKG und damit für die klare 
Unterstellung der Tra1ningstlugzeuge unter das Güterkon­
trollgesetz. Ein Gesetz, das eigens für doppelt verwendbare 
Güter geschaffen wurde und in Artikel 2 die Kriterien des Gel­
tungsbereiches ganz klar umschreibt: Deshalb ist eine Ver­
schärfung in Artikel 6 nicht notwendig, und zwar weder aus 
rechtsstaatlicher noch aus humanitärer Sicht - und auch 
nicht wegen der Geschichte, die Jetzt in diese Diskussion mit 
einbezogen werden soll. 
Ich beantrage Ihnen deshalb im Namen der einstimmigen 
FDP-Delegation der nationalrätlichen Kommission und der 
FDP-Fraktion, sowohl den Antrag der Minderheit I als auch 
denJenigen der Minderheit II abzulehnen. 
Es geht angesichts der wirtschaftlichen Situation und des 
Trends der zunehmenden Arbe,tslosenzahlen nicht an, der 
Wirtschaft - dem Unternehmertum bis hinab zum Kleinge­
werbe als Zulieferanten - neue, gesetzlich verpflichtende Er­
schwerungen aufzuhalsen und ihr die Möglichkeit der glei-

chen Bedingungen im Vergleich mit der ausländischen Kon­
kurrenz 1n aller Welt - und nicht nur mit den wichtigsten Han­
delspartnern der Schweiz - wieder zu entziehen und ihre 
Position zu untergraben. 
Zum Antrag der Minderheit II ist zu sagen. dass sie uns zu­
rück in die Steinzeit führen wird. Nach Botschafter Jeker ent­
spricht dieser Antrag weitgehend der heutigen Situation und 
erlaubt ein Verbot der Ausfuhr in alle Staaten - Abkommen, 
vert:iindliche 1nternat1onale Vereinbarungen. Embargos hin 
oder her. Deshalb ,st ein entsprechender Antrag 1m Stände­
rat klar verworfen worden. 
Zum Antrag der Minderheit 1: Auch dieser bnngt wieder viel 
zu einschneidende Massnahmen und erweitert die Liste der 
«Nichtlieferländer» von 4 auf 16 - darunter ist auch China, 
das unser Bundespräsident jetzt gerade mit grossem 
Charme und Erfolg bereist und wo er die Schweiz in allen Tei­
len als Handelspartner empfiehlt-, wenn auch die Flugzeuge 
nicht darunter fallen. 
Der Bundesrat braucht keine zusätzliche Notbremse. wie im­
mer wieder argumentiert wird. Das Güterkontrollgesetz regelt 
diesen Sachverhalt absolut genügend. Wenn ich speziell an 
Artikel 2 denke, wo es heisst: «die Gegenstand internationa­
ler Abkommen sind» (Abs. 1) oder «die Gegenstand völker­
rechtlich nicht verbindlicher internationaler Kontrollmassnah­
men sind .. (Abs. 2), so kann es auch bei einem Uno-Waffen­
embargo ohne weiteres angewendet werden - auch wenn wir 
die Anträge der Minderheit I und der Minderheit II ablehnen. 
Bei der Annahme dieser Minderheitsanträge hätten wir wie­
der das Problem des freien Ermessens für den Bundesrat; es 
bestünde keine Rechtssicherheit für Käufer und Verkäufer, 
weil wieder von Einzelfall zu Einzelfall entschieden werden 
könnte. Noch zu gut sind uns die negativen Entscheide von 
Südkorea und Mexiko in Erinnerung, die ein Unternehmen 
mit all seinen Partnern über 400 Millionen Franken oder zwei 
Jahresumsätze gekostet hat. Beide Länder unterstehen 
heute immer noch keinem Embargo und keinen Kontroll­
massnahmen. Das einzige, was diese Länder sind: Sie sind 
verärgert und in ihrem Nationalstolz beleidigt, und dieser Um­
stand blockiert weitere geschäftliche Beziehungen. 
Der Antrag, den die Minderheit I hier aufnimmt, obsiegte im 
Ständerat nur ganz knapp, mit 22 zu 21 Stimmen, und auch 
der Herr Bundespräsident liess durchblicken, dass er mit bei­
den Lösungen leben könnte. 
Darum beantrage ich Ihnen noch einmal, die Anträge der 
Minderheiten I und II abzulehnen. 

Hess Otto (V, TG): Im Namen der SVP-Fraktion beantrage 
ich Ihnen. bei Artikel 6 am Beschluss. wie ihn der Nationalrat 
bei der Erstbehandlung dieser Vorlage gefällt hat, festzuhal­
ten. Nach unserem Dafürhalten genügt es vollauf, wenn die 
Exportbewilligung dann verweigert wird, wenn die beantragte 
Tätigkeit internationalen Abkommen oder völkerrechtlich 
nicht vert:lindlichen internationalen Kontrollmassnahmen wi­
derspricht. die von der Schweiz unterstützt werden. 
Die SVP-Fraktion ist der Meinung, dass Absatz 2. den der 
Ständerat neu eingeführt hat und der die besonderen militä­
rischen Güter betrifft, zu weit geht. Bereits im Ständerat ist 
ein entsprechender Streichungsantrag zu diesem Absatz 2 
gestellt worden. Er ist mit einer Differenz von nur einer 
Stimme unterlegen. Das zeigt deutlich, dass dieser vom 
Ständerat neu eingefügte Absatz 2 sich nicht auf eine breite 
Akzeptanz abstützen kann. Mit der Streichung von Absatz 2 
stehen wir in bezug auf die Verweigerungsmöglichkeit einer 
Bewilligung nicht vor dem Nichts. Die bundesrätliche Fas­
sung, die unser Rat praktisch unverändert übernommen hat, 
bleibt erhalten. 
Ich möchte wiederholen, was ich bereits beim Kriegsmateri­
algesetz gesagt habe: Es ist unbestritten. dass wir ein Güter­
kontrollgesetz brauchen, aber unter Berücksichtigung des 
ganzen wirtschaftlichen Umfeldes und der Schwierigkeiten. 
die die Industrie zu bewältigen hat. dürfen wir nicht strengere. 
weiter gehende gesetzliche Bestimmungen festschreiben als 
unbedingt notwendig. 
Deshalb bitte ich Sie im Namen der SVP-Fraktion, dem An­
trag der Mehrheit zuzustimmen. Was die übrigen Artikel in 
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diesem Gesetz betrifft, stimmt die SVP-Fraktion überall den 
Beschlüssen des Ständerates zu. 

Borer Roland (F, SO): Die FPS unterstützt die Mehrheit, 
d. h., wir empfehlen Festhalten am Beschluss unseres Ra­
tes. Der Beschluss des Nationalrates 1st nicht nichts; es ist 
die Variante, die der Bundesrat ,m voraus als die dar-

und akzeptiert hat. 
1st etwas bemühend. wenn man sich heute 

ausseren Umstände, die noch gar nicht ;,n•orrmA•,. 

send beurteilt worden sind. 1m mit den Ge-
schäften der PIiatus-Fiugzeugwerke ein schlechtes Gewis­
sen einreden will. Es wäre doch ein Akt der Korrektheit. wenn 
man zuerst einmal auf eine Beurteilung warten 
würde. bevor man diese nicht sehr Art für 
unser Land - ich gebe es zu - m die Waagschale wirft. Es 
geht nicht um Kampfflugzeuge, nicht um Militärflugzeuge 1m 
eigentlichen Sinn, Herr Hubacher, es geht schlichtweg um 
Trainingsflugzeuge. Trainingsflugzeuge, wie sie von prak­
tisch allen westlichen und östlichen Staaten produziert und 
verkauft werden. 
Ich frage mich: Wenn wir diese Diskussion auf die Art und 
Weise führen, wenn es um Trainingsflugzeuge geht, was 
muss es dann m Frankreich, in Amerika und in anderen Staa­
ten für Diskussionen geben, wenn man effektiv über Kampf­
flugzeuge spricht? 
Es ist nicht unsere Meinung, dass man keine Kontrolle mehr 
führt. Wir wollen eine Kontrolle. Wir wollen eine Kontrolle 
nach dem Güterkontrollgesetz. wie sie jetzt vorgeschlagen 
wird. Das heisst ganz klipp und klar und deutlich: Die 
Schweiz hält sich an internationale Abkommen, und die 
Schweiz hält sich sogar an Abkommen, die international nicht 
verbindlich sind. 
Ich frage mich echt: Was wollen Sie denn noch mehr? Ich 
sehe überhaupt keine Notwendigkeit, hier und heute dem 
Bundesrat die Möglichkeit zu geben, noch zusätzlich einzu­
greifen. Die Entscheide des Bundesrates in der Vergangen­
heit waren nicht immer glücklich. Ich sehe nicht ein, warum 
man die Hüst-und-Hott-Politik des Bundesrates noch durch 
diese Änderung des Güterkontrollgesetzes unterstützen 
will. Es waren eigenartige Entscheide, die in der Vergan­
genheit gefällt worden sind: Einerseits hat man den Flug­
zeugexport in ein land verboten. das ich nicht näher nen­
nen will, andererseits hat man im gleichen Jahr demselben 
Land Gelder für die Aufbau- und Entwicklungshilfe bewilligt. 
Und was macht dieses Land? Es geht zum Konkurrenzun­
ternehmen, zur Firma Beach in den USA, und lässt sich 
wahrscheinlich mit dem Geld, das ihm die Schweiz gege­
ben hat, eine Offerte für den Kauf des Lizenzproduktes des 
PC-9 machen. 
Für solche Entscheide brauchen wir dem Bundesrat keine 
zusätzlichen Kompetenzen zu geben! Ich glaube. wir sind 
selber in der Lage, zu bestimmen. unter welchen Bedingun­
gen wir Trainingsflugzeuge exportieren lassen wollen und 
unter welchen nicht. Die Lösung, wie sie hier im Gesetzent­
wurf von der Mehrheit vorgeschlagen wird, ist absolut eine 
gute Lösung, eine Lösung, die auch von der internationalen 
Völkergemeinschaft akzeptiert wird. International hält sich 
die Mehrheit der Staaten nämlich genau an die Lösung, die 
die Mehrheit hier und heute beantragt. 

Leu Josef (C, LU): Die CVP-Fraktion wird mehrheitlich dem 
ursprünglichen Beschluss des Nationalrates zustimmen. 
Ich möchte Ihnen in Erinnerung rufen. dass wir uns bei der er­
sten Lesung dieses Gesetzes sehr eingehend mit unserer 
Position auseinandergesetzt haben. Es ist uns bewusst, dass 
wir damit auch eine besondere Verantwortung übernehmen. 
Die Verantwortung muss aber breitgefächert wahrgenom­
men werden. Wir sind der Auffassung, dass es durchaus le­
gitim ist, dass gewisse Kreise 1n diesem Bereich die Latte hö­
her setzen, aber d1e1enigen, die politisch entscheiden müs· 
sen, sind gehalten, auch noch andere Bereiche - Arbeits­
platzsicherheit, Wettbewerbsfähigkeit usw. - rn ihre Ent­
scheidungen mit einzubeziehen und ihnen ebenfalls ethi­
sches Gewicht und ethische Bedeutung zuzumessen. 
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Das Kontrollregime im Kriegsmaterialgesetz 1st ein anderes 
als das Kontrollreg1me 1m Güterkontrollgesetz. Diese Syste· 
mat1k darf nicht durchbrochen werden. 
Ich möchte auch m Erinnerung rufen, dass der Bundesrat -
entgegen der Meinung, dass er keine Handhabe mehr ha· 
be - sich im äussersten Fall immer noch auf Artikel 102 
Ziffer 8 der Bundesverfassung berufen kann. Allein diese 
Tatsache muss doch Unternehmen, die in diesem sensiblen 
Bereich bei sensiblen Zielländern aktiv werden wollen, dazu 
veranlassen, sich schon bei der Geschäftsaufnahme Re· 
chenschaft darüber zu geben. ob sich ihre mit 
den Zielen unseres Landes vereinbaren 
lassen. Ich glaube, dass es auch em Fortschritt ist, wenn 
dieser Effekt durch eine liberalere Haltung erzielt werden 
kann. Immerhin müssten solche Unternehmen in Kauf neh· 
men. dass am Schluss einer sehr teuren Fabrikation durch 
den Bundesrat eventuell ein Ausfuhrverbot erlassen werden 
könnte. 
Im übrigen möchte ich daran erinnern, dass wir auch beim 
Antrag der Minderheit 1 (Hubacher) oder beim Antrag der 
Minderheit II (Haering Binder) nie eine Garantie hätten, dass 
Missbräuche ausgeschlossen werden könnten. Solche 
Missbräuche sind bedauerlich, und sie sind auch zu verur­
teilen. Wir müssen diese Missbräuche aber immer auch in 
den Relationen sehen. Ich gehe davon aus, dass die Miss­
bräuche, welche bekannt sind, unter der 1-Promille-Grenze 
liegen. Aber Leiden, das so zugefügt worden ist, ist immer 
zu viel. 
Ich möchte Ihnen zum Abschluss auch noch sagen: Wenn 
gewisse Handelspartner unter dem Uno-Embargo nicht mehr 
liefern könnten, dann würden auch wir in der Schweiz unter 
ein solches Lieferembargo bezüglich Teilkomponenten fal· 
len. Gewisse Zulieferanten könnten gewisse Firmen in der 
Schweiz gar nicht mehr beliefern. Es ist ja bekannt, dass ge­
rade auch das umstrittene Flugzeugwerk in Stans auf auslän­
dische Zulieferanten angewiesen ist. 
In diesem Sinn bitte ich Sie also, bei der Mehrheit der 
Kommission - also dem ursprünglichen Beschluss unseres 
Rates - zu bleiben. 

Haering Binder Barbara (S, ZH), Sprecherin der Minderheit: 
Lassen Sie mich ganz kurz etwas richtigstellen: Der Bundes­
rat wird sich, falls Sie der Mehrheit zustimmen. in Zukunft 
nicht mehr auf die Verfassung und auf die Klausel seiner aus­
senpolitischen Generalkompetenz berufen können. weil wir 
eine gesetzliche Regelung getroffen haben, welche dies ver­
unmöglicht. Deshalb kann er sich explizit nicht mehr auf die 
Verfassung berufen. 
In diesem Sinne stimmt das Argument, dass Herr Leu hier 
vorgetragen hat, nicht. 

Le president: le groupe liberal communique qu'il soutiendra 
la proposition de la majorite. 

Meier Hans (G. ZH): Herr Borer. es geht uns nicht darum, 
dass wir den Verkauf von Trainingsflugzeugen unterbinden 
wollen! Aber es geht uns darum, dass Trainmgsflugzeuge 
eingesetzt werden, die Bomben abwerten, von Terrorstaaten 
geschickt, um aufständische Indios und missliebige Bevölke­
rungsgruppen zu töten, zu bekämpfen - Menschen. die keine 
Flab-Geschütze haben, die sich gegen diese Flieger, diese 
Trainingsflugzeuge, die Bomben abwerten. nicht wehren 
können! Es geht uns darum, dass der Bundesrat die Kompe­
tenz hat, solche Flugzeugverkäufe zu unterbinden. 

Bonny Jean-Pierre (R. BE), Berichterstatter: Die Wogen der 
Emotionen gehen wieder einmal hoch. Das haben wir ja 
schon einmal gehabt, als wir die «Pilatus-Frage» hier das er­
ste Mal diskutiert haben. Zuerst möchte ich einmal bekannt­
qeben. wie die Kommission entschieden hat: Der Antrag der 
Mehrheit ist mit 13 zu 1 o Stimmen zustande gekommen - ge­
genüber dem Antrag der Minderheit 1 (Hubacher), welche 
den Beschluss des Ständerates übernimmt. Mit 12 zu 
9 Stimmen 1st der hier von der Minderheit II (Haering Binder) 
übernommene Antrag in der Kommission unterlegen. 
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Wir sollten versuchen. auf den Boden der Sachlichkeit zu­
rückzukehren. Dabei sind doch einige kritische Bemerkun­
gen zum Beschluss des Ständerates zu machen. In der er­
sten Runde haben wir entschieden - gegen den Bundesrat, 
er war dort konsequent und hat die Pilatus-Flugzeuge in das 
Kriegsmatenalgesetz integriert-. dass die Pilatus-Flugzeuge 
nicht unter das Kriegsmatenalgesetz fallen sollen. 
Der Ständerat hat nun - und zwar hat man dies mir gegen­
über mehrfach betont eine redaktionelle Anderung vorge-
nommen. weil er sich hat: Es ist nicht gut. diese Re-
gelung 1m negativ zu sie 
wurde also haben heute bet dieser 

Dafür steht 1m GKG unter Artikel 3 Absatz 
1quater - Sie sehen es auf der gleichen Seite der Fahne -
neu der Satz: «Als besondere militärische Güter gelten auch 
militärische Trairnngsflugzeuge mit Aufhängepunkten.» Auch 
das haben wir akzeptiert. 
Aber. Herr Hubacher. im Beschluss des Ständerates heisst 
es. wir müssten aufpassen - und berücksichtigen -. wenn 
sich die wichtigsten Handelspartner der Schweiz an Export­
kontrollmassnahmen beteiligten oder die Ausfuhr solcher 
Güter verbieten würden. Das sind aussenwirtschaftspo!iti­
sche Überlegungen, über die man durchaus diskutieren 
kann. Mit Ethik hat das nicht viel zu tun. Vor allem erreichen 
wir mit diesem Antrag nicht die Klarheit. die wir bei den Ab­
grenzungskriterien schaffen wollten. 
Die Mehrheit des Nationalrates hat gar nichts Sensationelles 
gemacht. Sie hat im Güterkontrollgesetz praktisch unverän­
dert die Kriterien des bundesrätlichen Entwurfes übernom­
men. Eine Tätigkeit darf demnach nicht internationalen Ab­
kommen widersprechen. Sie darf auch nicht völkerrechtlich 
nicht verbindlichen internationalen Kontrollmassnahmen wi­
dersprechen, die von der Schweiz unterstützt werden. 
Wir haben also nichts geändert. Wir haben jetzt den Grund­
entscheid gefällt: Es gehört in das Güterkontrollgesetz, und 
wir haben einfach die Kriterien des Bundesrates übernom­
men. Der Ständerat hat gesagt: Wir unterstellen es dem Gü­
terkontrollgesetz. Man hat zwei Schritte nach vorn gemacht 
und dann die ganze Sache durch diese Auflagen wieder zu­
rückgenommen und relativiert. 
Was den Antrag der Minderheit II (Haering Binder) angeht, 
bin ich gerecht genug zu sagen, dass man hier nicht von han­
delspolitischen Überlegungen sprechen kann. Da ist einfach 
Artikel 102 der Bundesverfassung angewendet; aber dann 
wissen wir überhaupt nicht, was passiert. Aus heutiger Sicht 
sind es beim Mehrheitsantrag die Embargoländer, in die jetzt 
nicht ausgeführt werden kann. Es sind dies Nordkorea, Li­
byen. Iran und Irak, während bei den beiden Minderheitsan­
trägen eine ganze Reihe von weiteren Ländern in Frage kom­
men. und wir wissen gar nicht, wie das weitergeht. Das ist in 
meinen Augen die Situation. 
Es ist klar. dass für die Mehrheit der Kommission auch regio­
nalpolitische Überlegungen mitgespielt haben. Wir können in 
diesem Rat nicht immer schöne Sprüche über Regionalpolitik 
machen - ich beteilige mich auch an diesen Diskussionen. 
das ist mir ein Anliegen - und gleichze1t1g mit anderen Geset­
zeswerken die Sache wieder in Frage stellen. 
Das ist der Grund. weshalb Ihnen die Mehrheit der Kommis-

sage es noch einmal: 13 zu 10 Stimmen 
der Minderheit 1 (Hubacher) und 12 zu 9 Stimmen gegenüber 
der Minderheit II (Haenng Binder) - beantragt. am Beschluss 
unseres Rates festzuhalten. 

Carobbio Werner (S, Tl), rapporteur: Avec cet article, f es­
pere qu'on en arnve a la derniere discuss1on concernant le 
contröle de l'expcrtation des Pilatus. 
Apres de longues d1scuss1ons ou il a ete dec1de d'eliminer de 
la loi sur le matenel de guerre !es Pilatus pour les soumettre 
a la sur le contröle des biens, la discussion porte sur 
rjeux la ma1onte de la comm1ss1on est 

de la sur le des b1ens 
des exportat1ons des av1ons 

d'entralnement: de l'autre cöte. !a mmonte 1 1Hubacher) 
pense teile dispos1t1on est msuffisante et laut su1-
vre le des Etats qu1 a a1oute a l'art1cle un alinea 2 

dans le sens de donner au Conseil federal la poss1bilite de de­
c1der d'interdire l'exportation de certains materiels de guerre, 
et en particulier des av1ons d'entrainement, sur la base non 
seulement des dispos1t1ons touchant des accords internatio­
naux ou "des objectifs de mesures de contröle internationa­
les non obligato1res». mais aussi sur la base d'autres consi­
derations. Et cela. le Conseil federal devra1t le faire parce qu'il 
ne peut pas se referer - c'est l'avis de droit que le departe­
ment ava1t demande a !'Office federal de la justice - a 
1·art1cle 102 de la const1tution. Une base legale est donc ne­
cessaire dans cette 101. Voila la question en discussion. 
Comme vous l'avez entendu de la bouche du rapporteur de 
langue allemande. la maiorite veut mainternr la decision que 
nous avions pnse lors de la premiere deliberation. II s'agit 
d'une ma1orite assez limitee dans la commission, 13 voix. 
Par contre, la minonte I souhaite en revenir a la solution du 
Conseil des Etats. Personnellement. Je suis favorable a cette 
position qui me semble eire le minimum pour donner un peu 
de credibilite a la decision que !es deux Chambres ont prise 
de soumettre les avions d'entrainement non pas a la loi sur 
l'exportation du material de guerre, mais a la loi sur le con­
tröle des biens. 
Teiles sont les questions sur lesquelles vous devez vous pro­
noncer sur la base des diverses propositions. 

Delamuraz Jean-Pascal. president de la Confederation: II 
faut se reptacer dans les transformations que le Parlament a 
apportees aux deux projets du Conseil federal. 
Vous avez decide tout d'abord de sortir les Pilatus de la oll le 
Conseil federal !es avait mis, c'est-a-dire de la loi federale sur 
le material de guerre. Cela, le Conseil des Etats l'a confirme, 
et nous sommes en presence d'une nouvelle donne Oll nous 
devons, au travers de la loi que nous discutons maintenant, 
nous demander comment nous allons traiter le probleme des 
Pilatus. 
On peut sans doute suivre la proposition qu'avait presentee 
la minorite de la commission du Conseil des Etats et la pro­
position que soutient la majorite de votre commission. Je 
crois cependant honnete de vous dire tout simplement qu' en 
suivant la proposilion de la majorite de votre commission, le 
Conseil tederal ne pourrait en aucun cas empecher que des 
biens militaires specifiques soient livres a des pays comme la 
Birmanie, pour ne citer qu'un exemple; en effet. le porte-pa­
role de la minorite l'a dit, s'il existe une loi, nous ne pourrons 
dorenavant plus faire usage de l'article 102 chiffre 8 de la 
constitution qui a ete la reference constitutionnelfe sur la­
quelle nous nous sommes fondes jusqu'a mamtenant 
Je rappelle que, pour interdire l'exportation de PC-7 ou de 
PC-9 qui ont plus de deux «hard points» ou de machines ex­
clusivement corn;ues pour la tabrication d'armes et de muni­
tions a des pays qui ne sont pas des pays cibles de l'arran­
gement de Wassenaar, il laut bei et bien avoir une disposi­
tion. C'est celle que prevoit notamment la minorite 1 (Hub­
acher) de votre commission. Je crois qu'il y va de notre 
participation a une certaine coordination internationale Oll 
nous avons un minimum de coresponsabilite a iouer. 
II est clair que. s1 cette proposition devait signifier des gran­
des ditticultes pour 1·econom1e de notre pays. vous ne me 
verriez pas a cette tribune finalement la solut1on de 
la minorite I rn vous recommander d'adherer a la decision du 
Conseil des Etats. Mais, Je peux vous le dire. cette dispos1t1on 
n'est pas nu1s1ble a l'econom1e swsse. Les entreprises pour­
ront continuer a deployer leurs actlvites au rnveau mondial. il 
n'y aura de restrict1ons que s'il existe un embargo internatio­
nal sur les biens d' armement auquel participent auss1 nos 
pnncipaux partenaires commerc1aux. et. je le disa1s tout a 
!'heure, <;a s'appliqueral! actuellement. outre les pays soum1s 
a un embargo de l'ONU. a la Birmarne, au Soudan. au Nigeria 
et a en tout et pour tout. 

clause ne menace donc oas un 
pu1squ'elle ne v1se que la livra1son d'un nombre tres restremt 

b1ens mill!aires - Je que les PC· 7 
PC-9. sans 0 hard pomt". ou avec "hard points» ne 

sont pas v1ses, et encore qu'1I d'un nombre extreme-
ment lim1te de pays crit1ques. 
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Permettez-mo1 d'attirer votre attention aussi sur un point - si 
tant est que 1e preche dans le desert. mais le desert est pro· 
bablement plus s1lenc1eux, car on n'y entend a tout casser 
que les ciga!es. J'a1mera1s vous dire une chose, c'est que 
l'ensemble de cette leg1slation. le Conseil federal l'a presen­
te - et vous l'avez voulu - en reponse a !'initiative populaire 
upour l'interdict1on d'exporter du matenel de guerre»: 
n'oubliez pas cette vue strateg1que nous essayons d'at-
teindre! Et alors, Je crains bien que a ce m1n1mum 
que prevo1t la minonte 1, !e a nrnt1at1ve 
que conshtue la 101 sera tout a fa1t Au bout du 
comote. on de courir le b1en plus grand que la 
propos1tion de la minonte 1. qu1 sera1t l'interd1ction pure et 
simple du materiel de guerre par l'adopt1on par le 
peuple suisse de !'initiative populaire. 
Je crois que nous ne devons pas perdre de vue aussi cette 
cons1deralion strateg1que et, par consequent. prevoir a l'inte­
rieur de notre dispositil un minimum de barrages qui nous 
permette d'appliquer la loi sans peril pour l'economie, tout en 
ayant une soupape de contröte. et c'est ce que vous propose 
la minorite 1. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag der Minderheit 1 
Für den Antrag der Minderheit II 

Definitive, namentliche Abstimmung 
Vote definitif. nommatlf 
(Ref.: 0022) 

Für den Antrag der Minderheit / stimmen: 
Votent pour Ja proposition de la minorite /: 

91 Stimmen 
64 Stimmen 

Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Baumann Ruedi, Bäumlin, 
Beguelin, Berberat, Bodenmann, Bore!, Bühlmann, Caccia, 
Carobbio, Cavalli, Chiffelle, Christen, Columberg, David, 
Deiss, Diener, Dormann, Ducrot, Dünki, Engler, Epiney, 
Fankhauser, Fasel, Gadient, Goll, Grendelmeier, Gross 
Andreas, Grass Jost, Grossenbacher, Günter, Gysin Remo, 
Haering Binder, Hafner Ursula, Hämmerle. Herczog, Hoch­
reutener, Hollenstein, Hubacher, Hubmann, Jans, Jean­
pretre, Jutzet. Lachat, Ledergerber, Leemann, Leuenberger, 
Lötseher, Marti Werner, Maury Pasquier, Meier Hans, Meier 
Samuel, Meyer Theo. Müller-Hemmi, Nabholz, Ostermann, 
Pelli, Ratti, Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, Renn­
wald, Roth, Ruckstuhl. Ruffy, Schmid Odilo, Semadeni, 
Simon. Strahm, Stump, Suter. Thanei, Thür, Tschäppät. 
Tschopp, Vermot, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber 
Agnes, Zapf!. Ziegler, Zwygart (85) 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votent pour la propos1tion de fa majorite: 
Aregger. Bangerter. Baumann Alexander, Baumberger. Bez­
zola. Bircher. Blaser. Blocher. Bonny, Borer, Bosshard. Brun­
ner Toni, Bührer, Cavad1111 Adriano. Dettling, Dreher, Durrer, 
Eberhard, Egg!y, Ehrler. Engelberger, Fehr Lisbeth. Fischer­
Hägglingen, Fischer-Seengen, Föhn. Freund, Frey Claude, 
Frey Walter, Friderici, Fritschi, Gros Jean-Michel, Gusset, 
Hasler Ernst, Heberlein, Hegetschweller, Hess Otto, lmhot, 
Keller, Kofmel. Kühne. Kunz, Langenberger, Leu, Loeb, Lore­
tan Otto, Maurer, Moser, Mühlemann, Müller Erich, Oehrli, 
Philipona, Pini, Raggenbass, Randegger, Sandoz Marcel, 
Sandoz Suzette. Scherrer Jürg, Scheurer, Schlüer. Schmid 
Samuel, Schmied Walter, Speck, Stamm Luz1, Steffen. Stein­
egger, Steinemann, Steiner, Straumann. Stucky, Theiler, Val­
lender, Vetterli, Weigelt, Widrig, Wittenwiler. Wyss (76) 

Stimmen nicht - Ne votent pas: 
Baumann Stephanie. Binder. Bortotuzzi, Comby, Couchepin, 
de Dardel, Dupraz. Egerszegi, Eymann, Fehr Hans. Filliez, 
G1ezendanner. Gonseth, Grobet. Guisan, Gysin Hans 
Rudolf, Hess Peter, Hilber, Jaquet. Lauper, Maitre. Maspoli, 
Nebiker. Pidoux, Ruf, Rychen, Schenk, Scharrer Werner, 
Seiler Hanspeter, Stamm Judith, Spielmann, Teuscher, 
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Tschuppert. Vogel. Weyeneth, Widmer. Wiederkehr, Zbin­
den (38) 

Präsident, stimmt nicht - President. ne vote pas: 
Leuba (1) 

Art. 12, 13, 22 
Antrag der Komm1ss1on 

zum Beschluss des Ständerates 
ta comm1ssion 

Adherer a la dec1sion du Conseil des Etats 

Adopte 

Schluss der Sitzung um 19.30 Uhr 
La seance est levee a 19 h 30 
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95.016 

Güterkontrollgesetz 
Loi sur le contröle des biens 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe Seite 1977 h,ef'\lor page 1977 ci-devant 

S!Jlnrl••mt,a~ vom 3. Oktober 
du 3 octobre 1996 

Bundesgesetz über die Kontrolle zivil und militärisch 
verwendbarer Güter 
Loi federale sur le contröle des biens utilisables a des 
fins civiles et militaires 

Namentliche Abstimmung 
Vote nommatif 
(Ref.: 0182) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent le pro1et: 
Aguet, Alder. Banga, Bangerter, Baumann Alexander, Bau­
mann Stephanie, Baumberger, Bäumlin, Bezzola, Binder, 
Bircher, Blaser, Blocher, Bodenmann, Bonny, Borer. Borto­
luzzi, Bosshard, Brunner Toni, Caccia, Cavadini Adriano, 
Christen, Columberg, Comby, Couchepin, David, Deiss, 
Dettling, Dormann, Dupraz, Durrer, Eberhard, Egerszegi, 

Communications du president 

95.016 

Güterkontrollgesetz 
Loi sur le contröle des biens 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe Seite 826 hief'\lor - Voir page 826 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 13. Dezember 1996 
Decis1on du Conseil national du 13 decembre 1996 

1194 

Bundesgesetz über die Kontrolle zivil und militärisch 
verwendbarer Güter 
Loi federale sur le contröle des biens utilisables a des 
fins civiles et milltalres 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

36 Stimmen 
3 Stimmen 

Schlussabstimmungen 

Ehrler, Engelberger. Engler, Eymann, Fankhauser, Fasel, 
Fehr Hans. Fehr Lisbeth. Fischer-Hägglingen, Fischer-Seen­
gen, Föhn, Freund, Frey Claude, Frey Walter. Fridelici, Frit· 
sehr. Gadient, Gros Jean-Michel, Grossenbacher. Gu1san. 
Günter, Gusset, Haermg Binder, Hafner Ursula, Hämmerte, 
Hasler Ernst. Heberlem. Hegetschwe1ler. Hess Otto. Hilber. 
Hochreutener. lmhof. Keller. Kofmet, Kühne, Kunz, Lachat. 
Langenberger. Leemann. Leu, Leuba. Loeb. Loretan Otto. 
Lötseher. Maiire, Maspoli. Maurer. Moser, Muhlemann. Mül· 
ler Erich. Nabholz, Nebiker, Oehrti, Pelli, Philipona, Pidoux, 
Raggenbass, Randegger, Ratti, Rechsteiner Paul, Rechste1-
ner Rudolf. RuckstuhL Ruf. Rychen, Sandoz Marcel, Schar­
rer Werner. Schlüer, Schmid Samuel, Schmied Walter, Seiler 
Hanspeter. Simon, Speck, Stamm Luzi, Steffen. Steinegger. 
Steinemann, Steiner, Straumann, StucKy, Suter, Theiler, 
Tschäppät, Tschopp, Tschuppert, Vallendar. VettertL Vogel, 
Vollmer, Weigelt. Weyeneth, Widrig, Wittenwiler. Wyss (126) 

Dagegen stimmen - Rejettent le pro1et: 
Baumann Ruedi, Berberat, Borel. Bühlmann. Carobbio. 
Cavalli, Chiffelle, de Dardel, Dreher. Goll, Gonseth, Grobet, 
Grass Jost, Gysin Remo, Hollenstein, Hubmann, Jans, 
Jaquet, Jeanpretre, Jutzet, Maury Pasquier. Müller-Hemmi, 
Roth, Rutty, Spielmann. Stump, Teuscher, Thür, Vermot, von 
Feiten, Weber Agnes, Widmer (32) 
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